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Vorwort

Der Geschäftsführende Vorstand mit dem 
Hauptgeschäftsführer der BZÄK: 
Prof. Dr. Christoph Benz, Vizepräsident, 
Dr. Peter Engel, Präsident, 
Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, Vizepräsident, und 
RA Florian Lemor, Hauptgeschäftsführer (v.l.n.r.)

Qualität hat sich während des Berichtszeitraums

als das hervorstechende Thema der Gesundheits-

politik herauskristallisiert. Die Einrichtung eines ei-

genen Qualitätsinstituts (IQTiG) ist nur der sichtbar-

ste Ausdruck davon, welch hoher Stellenwert

„Qualität“ mittlerweile im Gesundheitsbereich

beigemessen wird. Hier bildet auch der zahnärzt-

liche Sektor keine Ausnahme.

Für die Bundeszahnärztekammer (BZÄK) ist die

Qualitätsförderung eine zentrale Aufgabe des Be-

rufsstands. Qualitätsmanagement, Qualitätsförde-

rung und Leitlinien sind zu festen Bestandteilen in

den Abläufen der zahnärztlichen Praxis gewor-

den. Die BZÄK betreibt zurzeit eine große Anzahl

an Aktivitäten, um die Qualität zahnärztlichen

Handelns zu dokumentieren, zu erhalten, zu för-

dern und auszubauen. Diese Aktivitäten haben

wir kompakt in der Ende 2014 erschienenen Bro-

schüre „Q“ zusammengefasst. Zudem hat sich die

Bundeszahnärztekammer gemeinsam mit der

Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV)

durch die „Agenda Qualitätsförderung“ klar zur

zahnärztlichen Behandlungsqualität positioniert.

Wir können also behaupten – und zwar mit einer

Vielzahl an Fakten belegt –, dass die BZÄK im Be-

reich Qualität hervorragend aufgestellt ist. 

Allerdings werden die Bemühungen um die zahn-

medizinische Qualität von politischer und insbe-

sondere europäischer Ebene aus nicht unterstützt,

sondern geradezu torpediert. Unter dem Titel

„Transparenzinitiative“ treibt die Europäische

Kommission bei den Freien Berufen europaweit

umfassende Deregulierungen voran. Durch diese

Bestrebungen wird einerseits versucht, endlich ei-

nen einheitlichen Binnenmarkt auch bei Freien Be-

rufen durchzusetzen. Andererseits müssen dafür

verschiedene nationale Besonderheiten deregu-

liert, also abgeschafft, werden – etwa Berufszu-

gangs- und Berufsausübungsregeln der Freien Be-

rufe. Diese Maßnahmen können sich im Endeffekt

negativ auf die hohen Qualitätsstandards der

Freien Berufe und speziell der Zahnärzteschaft

auswirken. Hier gibt es intensive Bemühungen der

Bundeszahnärztekammer – auch von ihrem Brüs-

seler Büro aus –, das „deutsche Modell“ der 

(verkammerten) Selbstverwaltung Freier Berufe

zu erhalten und seine vielen Erfolge und Not-

wendigkeiten in den entsprechenden Gremien

darzustellen.

Dafür setzen wir uns auf europäischer Ebene ge-

meinsam mit dem Council of European Dentists

(CED) (u.a. mit der Charta der Freien Berufe) und

dem Bundesverband der Freien Berufe (BFB) ein.
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Vorwort

Letzterer hat im Berichtszeitraum eine regelrechte

„Wiedererweckung“ erlebt, er hat sich von innen

heraus gestärkt und ist nun mit Dr. Peter Engel als

BFB-Vizepräsident hervorragend aufgestellt. Der

Wiedereintritt von u.a. Bundesärztekammer (BÄK)

und Kassenärztlicher Bundesvereinigung (KBV) im

Jahr 2015 belegt die neue Schlagkraft des BFB im

Eintreten für die Unabhängigkeit der Freien Berufe.

Auch auf nationaler Ebene hat sich die BZÄK

nachhaltig für den Erhalt des Status quo der Freien

Berufe eingesetzt. Denn von Brüssel aus gerät die

Bundesregierung zunehmend unter Druck, Dere-

gulierungen auf nationaler Ebene vorzunehmen.

Längst ist Europapolitik keine Außenpolitik mehr,

sondern europäisierte Innenpolitik. Wem es noch

nicht klar war, der verstand in den vergangenen

Monaten: Inzwischen gibt es etliche Aspekte im

zahnmedizinischen Bereich, die nicht mehr auf na-

tionaler Ebene, sondern in Brüssel entschieden

werden. Durch die Europäisierung der Innenpolitik

wird sich auch die Gesellschaft ändern. So werden

nicht nur griechische Schulden auch zu deutschen

Schulden, sondern die notwendigen Liberalisie-

rungsprozesse in den sogenannten Krisenländern

werden ihren Niederschlag ebenfalls in Deutsch-

land finden. Wie man am Beispiel der Freien Berufe

erkennt, hat dieser Prozess schon begonnen. Hier

muss sich die Bundeszahnärztekammer von innen

heraus reformieren, um aktiv mitzugestalten und

nicht als Zuschauer am Rand zu stehen. In den

Klausurtagungen des Vorstands 2013, 2014 und

2015 wurden bereits etliche Anstöße gegeben, um

die Kammer „neu zu denken“. Deshalb sind wir zu-

versichtlich, die BZÄK für die Zukunft gut aufstellen

zu können.

Das liegt nicht zuletzt auch an der hervorragen-

den Arbeit der Geschäftsstelle der Bundeszahn-

ärztekammer. Hier wurden im Berichtszeitraum 

etliche Projekte bearbeitet, die nur schlaglichtar-

tig und bei weitem nicht erschöpfend genannt

werden können: Eine bessere Behandlung von

Menschen mit Behinderung war im Oktober 2014

das Thema des 22. iADH-Weltkongresses in Berlin,

der unter der Schirmherrschaft der BZÄK stand. 

Im Bereich Prävention wurden die zahlreichen be-

stehenden Maßnahmen der Zahnärzteschaft 

in der Broschüre „P“ dargestellt, die im Januar

2015 erschien. Auf der 36. Internationalen Dental-

Schau (IDS) im März 2015 in Köln, der weltgrößten

Dentalmesse, präsentierte sich die BZÄK zusam-

men mit ihren Partnern einem internationalen Pu-

blikum und knüpfte neue Kontakte. Zudem trafen

sich auf der IDS rund 80 Teilnehmer zur Koordinie-

rungskonferenz Hilfsorganisationen.

Auf der Basis unserer Arbeit sind wir zuversichtlich,

dass die Bundeszahnärztekammer die zahlreichen

gesundheitspolitischen Herausforderungen mit

überzeugenden Argumenten und schlüssigen

Konzepten erfolgreich bestehen wird.

Berlin, im Juni 2015

Dr. Peter Engel

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich

Prof. Dr. Christoph Benz 

RA Florian Lemor
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Deutscher Zahnärztetag

Für präventionsorientierte Versorgung ohne staatliche Überregulierung 
Deutscher Zahnärztetag, Frankfurt am Main, 05. bis 08. November 2014

Der Deutsche Zahnärztetag 2014 wurde am 06.

November in der Frankfurter Paulskirche feierlich er-

öffnet. Vor Gästen aus Politik, Verbänden und 

Medien verwies der Präsident der Bundeszahnärz-

tekammer (BZÄK), Dr. Peter Engel, auf die Orientie-

rungseckpfeiler des zahnärztlichen Berufsstands:

Gemeinwohlverpflichtung, Patientenorientierung,

Qualitätsförderung und Freiberuflichkeit. 

Die Politik forderte der BZÄK-Präsident auf, sich klar

zu den Freien Berufen und dem Erhalt ihrer Selbst-

verwaltung zu bekennen. Öffentlich-rechtliche

Pflichten seien den Kammern vom Gesetzgeber

übertragen worden. Als mittelbare Staatsverwal-

tung zwischen Patient und Zahnarzt würden sie die

Berufspflichten engmaschig überwachen. Von gro-

ßem Wert sei zudem die fachliche Weisungsunab-

hängigkeit des Zahnarztberufs als Freiem Beruf. Frei

von Einflüssen Dritter, stehe der Zahnarzt allein im

Dienste des Patienten. Diese professionelle Auto-

nomie diene einzig und allein dem Mittelpunkt des

beruflichen Handelns: dem Patienten. Regulierun-

gen über die Gesetzliche Krankenversicherung

oder das Strafrecht würden durch ihre fehlende

Fachlichkeit die Gefahr der Praxisferne bergen.

Die (Landes-)Zahnärztekammern hingegen stellen

mit Ihrer Expertise die hohe Qualität zahnärztlichen

Handelns sicher. Ihre Bedeutung als „Qualitätssi-

cherer“ sei enorm. Europäische Bestrebungen, 

die Strukturen der freiberuflichen Selbstverwaltung 

für Wirtschaftswachstum und Wettbewerbsan-

gleichung aufzuweichen, wären kurzsichtig und 

gefährlich.

Anlässlich der gemeinsamen politischen Presse-

konferenz zum Deutschen Zahnärztetag 2014 spra-

chen sich Bundeszahnärztekammer, Kassenzahn-

ärztliche Bundesvereinigung (KZBV) und Deutsche

Gesellschaft für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde

(DGZMK) für eine präventionsorientierte Versor-

gung ohne staatliche Überregulierung aus.
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Dr. Peter Engel, 
Präsident der Bundeszahnärztekammer

Dr. Wolfgang Eßer, 
Vorsitzender des Vorstands der Kassenzahnärztlichen 
Bundesvereinigung
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Prof. Dr. Bärbel Kahl-Nieke, 
Präsidentin der Deutschen Gesellschaft für Zahn-,
Mund- und Kieferheilkunde

Festredner Prof. Dr. Eugen Buß, 
Institut für Rechts- und Sozialwissenschaften der
Universität Hohenheim 

Zahlreiche Gäste aus Standespolitik, Politik und Gesellschaft folgten dem Festvortrag von Prof. Dr. Eugen Buß zum Thema „Wertewandel 
in Deutschland – Chancen für eine neue Praxiskultur" am 06.11.14 in der Frankfurter Paulskirche
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Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe gab

auf der BZÄK-Bundesversammlung ein Statement

ab, in welchem er die Erfolge von Prävention und

Aufklärung innerhalb der Zahnmedizin hervorhob.

Dies zeige der immense Kariesrückgang. Dennoch

lehne man sich seitens der Zahnärzteschaft nicht

zurück, sondern zeige weiteren Handlungsbedarf

auf. Diese Erfahrungen gäben gute Hinweise und

seien auch Anlass, mit einem Präventionsgesetz

voranzugehen. In Zeiten des demografischen Wan-

dels sei die Prävention zu verstärken. Das gäbe es

nicht zum Nulltarif, aber es sei gut angelegtes Geld. 

Mit Blick auf den Handlungsbedarf bei Kleinkindern

unter drei Jahren verwies Gröhe auf den G-BA, der

eine zahnärztliche Früherkennung bei unter Drei-

jährigen vorsehen wolle. Für die zahnmedizinische

Versorgung von Menschen mit Behinderung und

Pflegebedürftigen gäbe es bereits Verbesserun-

gen, dies wolle man weiter vorantreiben. Die zahn-

medizinische Ausbildung müsse einen höheren

Stellenwert haben, deshalb wolle man zeitnah eine

neue Approbationsordnung vorlegen. 

Insgesamt, so Gröhe, sei er überzeugt, am be-

währten System aus Gesetzlicher und Privater

Krankenversicherung festzuhalten, auch, wenn es

auf beiden Seiten Hausaufgaben gäbe.

Im Rahmen der Bundesversammlung wurden u.a.

die Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) ein-

schließlich der Punkte Röntgenleistungen und eines

Hygienezuschlags diskutiert, die Verbesserung der

zahnmedizinischen Versorgung von Pflegebedürfti-

gen und von Menschen mit Behinderung (AuB),

das Präventionsgesetz, die Schaffung eines Straftat-

bestandes „Korruption im Gesundheitswesen“ und

der Bürokratieabbau. Die Musterberufsordnung der

Bundeszahnärztekammer wurde novelliert.

Die Bundesversammlung der Bundeszahnärzte-

kammer fasste entsprechende Beschlüsse.

Der Deutsche Zahnärztetag 2014 wurde neben

den politischen Aspekten von zahnmedizinischen

und interdisziplinären Themen bestimmt. Der wis-

senschaftliche Kongress stand unter dem Motto

„Individualisierte Zahnmedizin interdisziplinär".

Deutscher Zahnärztetag

V.l.n.r.: Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, Vizepräsident der BZÄK, 
Dr. Wolfgang Eßer, Vorsitzender des Vorstands der KZBV, 
Dr. Peter Engel, Präsident der BZÄK, Dr. Tin Chun Wong, 
Präsidentin der FDI, und Dr. Wolfgang Doneus, Präsident des
CED, auf dem Festakt des Deutschen Zahnärztetags am
06.11.14 in der Frankfurter Paulskirche

Der Festakt zur Eröffnung 
des Deutschen Zahnärztetags
2014 fand in der Paulskirche 
in Frankfurt am Main statt 
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Ehrungen

Fritz-Linnert-Ehrenzeichen

Dr. Peter Boehme, Bremen

Prof. Dr. Walther Engel, Karlsruhe

Dr. Raimund Gaertner, Freiburg

Ernst Harder, Hamburg

Prof. Dr. Dr. Ewald Harndt, Berlin

Dr. Hans Jacobsen, Hamburg

Dr. Walter Knott, Karlsruhe

Dr. Peter Kuttruff, Stuttgart

Dr. Gerhard Leutke, Berlin

Dr. Kurt Maretzky, Köln

Dr. Erich Pillwein, Aichwald

Dr. Horst Sebastian, Mainz (posthum)

SR Dr. Arthur Siebert, Boppard

OMedRat i.R. Dr. Hans-Joachim Tholuck, Heiligen-

kreuzsteinach

Dr. Dr. h.c. Gotthold Wahl, Würzburg

Dr. Karl Winter, Düsseldorf

Dr. Fritz Heinz Witt, Köln

Träger der Ehrennadel der deutschen Zahnärzte-

schaft in Gold 2014

Prof. Dr. Peter Schopf, Bad Vilbel

Dr. Joachim Schwalber, Freiburg – St. Georgen

Träger der Ehrennadel der deutschen Zahnärzte-

schaft in Gold seit 1971

ZA Carl-Heinz Bartels, Göttingen

ZA Albert Becker, Mainz

Dir. Richard Becker, Niedernhausen

Obering. E. A. Behne, Bensheim

Dr. Lothar Bergholz, Eisenach

Dipl.-Soz. Barbara Bergmann-Krauss, Köln

Prof. Dr. Fritz Beske, Kiel

SR Dr. Hans-Günther Böhnemann, Koblenz

Dr. Christian Bolstorff, Berlin

Dr. Dr. Henning Borchers, Hannover

Dr. Dr. Hermann Borgmann, Hamburg

Dr. Rolf Braun, Köln

Dr. Horst Bremer, Kiel

Heinz Brodthuhn, Köln

Dr. Karl-Adolf Bublitz, Hamburg

Dr. Erich Bunke, Wietze

Dr. Rudolf Cramer, Wiesbaden

RA Dipl.-Kfm. Richard Deutsch, Düsseldorf

Dr. Walter Dieckhoff, Gütersloh

Min.-Rat. Dr. Gunter A. Eberhard, Düsseldorf

Dr. Karl Eichinger, Nürnberg

Dr. Rüdiger Engel, Karlsruhe

Dr. Walther Engel, Karlsruhe

Med.-Dir. Heinz-Joachim Fichtner, Neuss

Prof. Dr. Dr. Carl-Heinz Fischer, Düsseldorf

Dr. Dr. Hugo Forstmann, Düsseldorf

Priv.-Doz. Dr. Margarete Frahm, Hamburg

SR Dr. Herbert Frank, Bad Kreuznach

Dr. Gerhard Franke, Köln

Prof. Dr. Dr. Josef Franke, Hamburg

Dr. Werner Friese, Goslar

Dr. Helmut Geißler, Eßlingen

Dr. Anneliese Genz, Bonn

Min. a.D. Annemarie Griesinger, Stuttgart

Dr. Norbert Grosse, Wiesbaden

Paul Guter, München

Dr. Ralph Gutmann, München

Dr. h.c. Horst-Wolfgang Haase, Berlin

Dr. h.c. Walter Haase, Berlin

Prof. Dr. Dr. Werner Hahn, Kiel

Prof. Dr. Dr. Ewald Harndt, Berlin

Dr. Dr. Karl-Michael Hartlmaier, Köln

Dr. Rudolf Hegerl, Daun

Prof. Dr. Detlef Heidemann, Frankfurt am Main

Prof. Dr. Dr. mult. Michael Heners, Karlsruhe

ZA Hans-Werner Henrichs, Bad Hönningen

Dr. Wolfgang Heubisch, München

Dr. Hans-Henning Hildebrand, Braunschweig

Prof. Dr. Rolf Hinz, Herne

Dr. Hans Christian Hoch, Dresden

Prof. Dr. Dr. Walter Hoffmann-Axthelm, Berlin

ZA Eberhard Höfling, Kirchen

Dr. Wolfgang Hönig, München

Prof. Dr. Wolfgang Hoppe, Münster

Dr. Ekkehardt Huber, Stuttgart

Dr. Hans Hünecke, Magdeburg

Dr. Jean Jardiné, Straßburg

Dr. Tycho Jürgensen, Flensburg

Dr. Jürgen Junge, Schnepfenthal

Dr. Dr. Joseph Kastenbauer, Seebruck

SR Dr. Rudolf Kees, Kaiserslautern

Prof. Dr. Dr. Werner Ketterl, Mainz

Dr. Peter Kind, Taucha

Dr. Herbert Klünder, Berlin
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Dr. Gerd Knauerhase, Bremen

Prof. Dr. Dr. Gerdt Knolle, Offenbach

Dr. Wolfgang Koenigsbeck, Schwelm

Dr. Hermann König, Augsburg

Dr. Wilfried Kopp, Güstrow

SR Dr. Rüdiger Krebs, Alzey

Prof. Dr. Adolf Kröncke, Erlangen

ZA Hans-Peter Küchenmeister, Rickling

Dr. Eberhard Kultscher, Altenkunstadt

Dr. Klaus Lindhorst, Penzberg

Dr. Werner Löser, Kassel

Fritz Lotz, Frankfurt am Main

Dr. Heinz Lübke, Kaiserslautern

Dr. Joachim Lüddecke, Leipzig

Generalarzt Dr. Jürgen Macheleidt, Meckenheim

Peter Mandt, Bonn

Akad.-Dir. Dr. Gerhard Maschinski, München

ZA Kurt Matheis, Karlsruhe

Prof. Dr. Dr. h.c. Georg Meyer, Greifswald

Generalarzt Dr. Wilfried Möckel, Bonn

Hans Mohl, Mainz

Gustav Mouchard, Köln

SR Dr. Otto W. Müller, Speyer

Prof. Dr. Hans Müller-Fahlbusch (posthum),

Altenberge

Dr. Hans Wolf Muschallik, Köln

Dr. Dieter Natusch, Görlitz

Prof. Dr. Rudolf Naujoks, Würzburg

Dr. Werner Neuhauser, Kempten/Allgäu

Prof. Dr. Rolf Nolden, Bonn

Direktor Bruno Nösser, Düsseldorf

Dr. Ulrich Oesingmann, Dortmund

Dr. Wilhelm Osing, Düsseldorf

Prof. Dr. Horst Pantke, Gießen

Dr. Brita Petersen, Stuhr

Prof. Dr. Dr. Ernst-Helmut Pruin, Bremen

ZA Horst Raff, Stuttgart

Konsul Dr. Herbert Rauter, Säckingen

Dr. Erika Reihlen, Berlin

Dr. Heinrich Reisinger, München

Prof. Dr. Dr. Ulrich Rheinwald, Calw

Prof. Dr. Dr. Peter Riethe, Tübingen

SR Dr. Werner Röhrig, Saarbrücken

Oberstarzt a.D. Dr. Horst Rohweder, Sankt Augustin

Dr. Oskar Rothe, Berlin

Dr. Otto Rouenhoff, München

Dr. Gallus F. Sauter, Ravensburg

ZA Wilfried Schad, Groß-Bieberau

Dr. Günther Schäfer, Lörrach

Dr. Karl-Horst Schirbort, Burgdorf

Dipl.-Volksw. Klaus Schlechtweg, Berlin

Dipl.-Volksw. Walter Schlenkenbrock, Düsseldorf

Dr. Rolf Schlögell, Köln

Min.-Dir. Dr. Hans Schmatz, München

Dr. Richard Schmid, Reutlingen

Dr. Helmuth Schmidt (posthum), Elmshorn

ZA Adolf Schneider, Mühltal

Dir. Dr. Erich Schneider, Stuttgart

Heinrich Schröder, Köln

Prof. Dr. Dr. Karl Schuchardt, Hamburg

Prof. Dr. Willi Schulte, Tübingen

Dr. Rüdiger Schultz, Itzehoe

Dr. Werner Schulz, Braunschweig

Dr. Joachim Schulz-Bongert, Meerbusch

Josef Schuster, Wuppertal

Dr. Gerhard Schütz, Göppingen

Dr. Hans-Dieter Schwieder, Albstadt

Dr. Jürgen Seligmann, Berlin

Dr. Semmler, Sinsheim

Dr. Erich Singer, Friedrichsdorf/Ts.

Dr. Hans-Erich Stoll, Bremen

Prof. Dr. Manfred Straßburg, Düsseldorf

Min.-Dir. Dr. Hans Studt, Düsseldorf

Prof. Dr. jur. Burkhard Tiemann, Köln

Dr. René Tiquet, St. Germain-en-Laye

Dr. Ulf Utech, Frankfurt am Main

Dr. Robert Venter, Köln

Prof. Dr. Joachim Viohl, Berlin

Prof. Dr. Rudolf Voß, Köln

Dr. Bert Wagner, Weißenstadt

Prof. Dr. Wilfried Wagner, Mainz

Dr. Wilhelm Wagner, Osthofen

Prof. Dr. Heiner Weber, Tübingen

Dr. Berta Weigand, Köln

SR Dr. Wolfgang Weis, Saarbrücken

Heinz Wickert, Bonn

Dr. Rainer Wicklmayr, Saarbrücken

Dr. Ernst Wiegelmesser, Starnberg

Dr. Karl-Josef Wilbertz, Trier

ZA Helmuth Winter, München

Dr. Klaus Winter, Bad Lauterberg

Walter Wittke, Berlin

Deutscher Zahnärztetag
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Dr. Peter Witzel, Korbach

Dr. Helmut Zedelmaier, Schongau

Dr. Jorg Zey, Limburg

SR Dr. Franz Zimmer, Saarbrücken

Dr. Klaus Zöller, Osnabrück

Ehrennadel der deutschen Zahnärzteschaft in Silber;

verliehen durch die (Landes-)Zahnärztekammern

im Berichtsjahr

Dr. Stephan Albani, Chemnitz

Dr. Gert Beger, Bad Kreuznach

Dr. Frank Berger, Frankfurt am Main

ZÄ'in Sieglinde Brühmann, Zittau

Dr. Jobst-Wilken Carl, Osnabrück 

Prof. Dr. Karl-Ernst Dette, Halle

Dr. Karl-Heinz Düvelsdorf, Barnstorf

ZA Bernd Einfalt, Kiel

Dr. Klaus Erler, Dresden

Prof. Dr. Dr. Klaus Louis Gerlach, Magdeburg

Dr. Zeno Hepp, Mittenwald

Dr. Karl-Hermann Karstens, Verden

Dr. Maria Kaschner, Leer

Dr. Holger Kerbeck, Ludwigshafen

Dr. Hans-Joachim Kögel, Wittmund

Dr. Dr. Lür Köper, Bremen

Dr. Michael Reinhard, Bassenheim

Prof. Dr. Dr. Henning Schliephake, Göttingen

ZA Bernd Steinberg, Bremen

Dr. Jörg Thomas, Wolfenbüttel

Dr. Dirk Timmermann, Cuxhaven

Dr. Reinhard Urbach, Wolfsburg

Rolf Zick, Hannover

Dr. Holger Ziebell, Eberswalde

BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel (M.) überreichte die 
Ehrennadel der deutschen Zahnärzteschaft in Gold an
Dr. Joachim Schwalber (l.), langjähriges Mitglied im 
Vorstand der LZK Baden-Württemberg und Delegierter
zur BZÄK-Bundesversammlung, und Prof. Dr. Peter Schopf
(r.), ehemaliger Direktor der Poliklinik für Kieferorthopädie
der Johann-Wolfgang Goethe Universität Frankfurt am
Main und Vorsitzender des Weiterbildungsausschusses
Kieferorthopädie der LZK Hessen



die „Störfeuer“ der Europäischen Union mit ihrer

Regelungswut und die Notwendigkeit von Kam-

mern für die Wahrung des Gemeinwohls. 

BZÄK-Vizepräsident Prof. Dr. Dietmar Oesterreich

untermauerte die Rolle und Bedeutung der

(Landes-)Zahnärztekammern. Die Arbeit in den

Kammern sei getragen von den Erfahrungen aus

dem Versorgungsalltag. Die politische Öffent-

lichkeit nähme die diversen Aufgaben und die

Gesamtbedeutung der Kammern jedoch nicht

genügend wahr, genau hier sei die BZÄK auf po-

litischer Ebene tätig. Die Aktivitäten zu Präven-

tion, Patientenorientierung, Qualitätsförderung,

Gestaltung der Berufsausübung, Wissenschaft-

lichkeit und zum sozialen Engagement des Be-

rufsstandes zeichneten das reale, gelebte Bild:

der Berufsstand lebe seine besondere Verant-

wortung als Freier Beruf in der Gesellschaft.
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Berichte der Präsidenten 

In seinem politischen Bericht verwies der Präsi-

dent der Bundeszahnärztekammer, Dr. Peter En-

gel, auf die fachliche Weisungsunabhängigkeit

als Spezifikum des Zahnarztberufs als Freiem Be-

ruf. Sie sei jedoch an öffentlich-rechtliche Pflich-

ten – wie z. B. das Berufsrecht – gebunden. Diese

regeln die (Landes-)Zahnärztekammern. Der Ge-

setzgeber habe sie als mittelbare Staatsverwal-

tung zwischen Patient und Berufsstand einge-

setzt, die die hohe Qualität zahnärztlichen

Handelns sicherstellen. Die Tendenz der Politik,

Kompetenzen aus dem Berufsrecht und der ori-

ginären Kammerzuständigkeit in das Sozialrecht

zu überführen, kritisierte Engel. Die Bedeutung

der Kammern als „Qualitätssicherer“ sei anzuer-

kennen - und zu nutzen. Um dafür eine größere

Aufmerksamkeit zu schaffen, fiele heute der

Startschuss für eine Qualitätsoffensive der BZÄK.

Weiter verwies Engel auf die Bedeutung der

Kammern bei der Ausgestaltung des Berufs-

rechts als „compliance manager“, die GOZ-

Analyse der BZÄK, aktuelle Gesetzgebungsver-

fahren wie GKV-Versorgungsstärkungsgesetz,

Präventionsgesetz oder Anti-Korruptionsgesetz,

Bundesversammlung

Fachliche Weisungsunabhängigkeit des Zahnarztberufs als Freien 
Beruf sicherstellen
Die ordentliche Bundesversammlung fand am 07. und 08. November 2014 in Frankfurt am Main statt.

Präsident Dr. Peter Engel 
und der Vorstand der 
Bundeszahnärztekammer auf
der Bundesversammlung am
07.11.14 in Frankfurt am Main 
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Prof. Dr. Christoph Benz, BZÄK-Vizepräsident, wies

in seinem Bericht darauf hin, dass das Thema

Qualitätsförderung in der Gesundheitspolitik zu-

nehmend einen höheren Stellenwert gewinne.

Hier sei die Zahnmedizin bereits sehr gut aufge-

stellt, mit ihren unzähligen Maßnahmen und Instru-

menten der Qualitätssicherung und des Qualitäts-

managements. Mit einem strukturierten Konzept

sei das Thema Qualität vorrangig im Fokus. Die

BZÄK verfolge eine Qualitätsinitiative, innerhalb

derer z.B. eine Broschüre die große Maßnahmen-

palette in Bund und Ländern auflisten werde.
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Bundesgesundheitsminister 
Hermann Gröhe sprach zu 

den Delegierten der 
Bundesversammlung

Dr. Peter Engel, 
Präsident der BZÄK

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, 
Vizepräsident der BZÄK

Prof. Dr. Christoph Benz,
Vizepräsident der BZÄK

Präsidium und Hauptgeschäftsführer der
Bundeszahnärztekammer
V.l.n.r.: Die Vizepräsidenten Prof. Dr. Christoph Benz und
Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, 
Präsident Dr. Peter Engel und 
Hauptgeschäftsführer RA Florian Lemor 

Zudem engagiere sich die BZÄK mit ihrem Nach-

wuchs-Konzept, z.B. bei den Themen Berufskun-

devorlesung und postgraduale Fortbildungen.

Die BZÄK appelliere dringend, die neue Appro-

bationsordnung zum Abschluss zu bringen.
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Tagesordnung

TOP 1

Begrüßung

1.1 

Grußwort des Bundesgesundheitsministers 

Hermann Gröhe

TOP 2

Eröffnung der Bundesversammlung

2.1 

Feststellung der satzungsgemäßen Einberufung

der Bundesversammlung

TOP 3

Formelles

3.1 

Genehmigung der Niederschrift der Bundesver-

sammlung 2013

3.2 

Bekanntgabe und Beschlussfassung über die 

Tagesordnung

TOP 4

Bericht/e des/der Präsidenten/Vizepräsidenten

der Bundeszahnärztekammer

4.1 

Bericht des Präsidenten 

Dr. Peter Engel

4.2 

Bericht des Vizepräsidenten

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich

4.3 

Bericht des Vizepräsidenten

Prof. Dr. Christoph Benz

4.4 

Berichte aus den Referaten

— Bericht des Vorsitzenden des Ausschusses 

Praxisführung Dr. Mathias Wunsch

— Bericht des Vorsitzenden des Ausschusses

GOZ-Analyse San.-Rat Dr. Hans Joachim Lellig

4.5 

Aussprache zu den Berichten

TOP 5

Ziele und Aufgaben der Bundeszahnärztekammer 

– Anträge

5.1

Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ)

5.2

Verbesserung der zahnmedizinischen Versorgung

von Pflegebedürftigen und von Menschen mit Be-

hinderung (AuB)

5.3

Schaffung eines Straftatbestandes „Korruption im

Gesundheitswesen“

Bundesversammlung

Der Vorsitzende der Bundesversammlung, Dr. Thomas Breyer
(M.), mit seinen Stellvertretern, Dr. Wolfgang Grüner (l.) und
Dr. Kai Voss (r.)
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5.4 

Intensivierung der Zusammenarbeit von BZÄK und

KZBV

TOP 6

Musterberufsordnung der Bundeszahnärztekam-

mer

Anträge zu Top 6

TOP 7

Entgegennahme des Jahresabschlusses 2013 so-

wie Entlastung des Vorstands und Geschäftsfüh-

renden Vorstands für das Jahr 2013

7.1 

Bericht des Vorsitzenden des Rechnungsprüfungs-

ausschusses Dr. Peter Minderjahn

7.2 

Feststellung des Jahresabschlusses 2013

7.3 

Entlastung des Vorstands und Geschäftsführen-

den Vorstands
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Haushaltsplan 2015, Mitgliedsbeiträge, Aktions-

haushalt

8.1 

Bericht des Vorsitzenden des Finanzausschusses 

Dr. Michael Förster

8.2 

Genehmigung des Haushaltsplans, des Aktions-

haushaltes und der Mitgliedsbeiträge 2015

TOP 9 

Verschiedenes

9.1 

Termin der Bundesversammlung 2015 

TOP 10 

Ende der Bundesversammlung

Abstimmung der Delegierten auf der Bundesversammlung 
am 07.11.14 in Frankfurt am Main

Dr. Peter Minderjahn,
Vorsitzender des 
Rechnungsprüfungsausschusses

Dr. Michael Förster, 
Vorsitzender des 
Finanzausschusses

Die Delegierten folgten gespannt den Ausführungen
von Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe



Beschluss 5.3-1: 

Schaffung eines Straftatbestandes „Korruption im

Gesundheitswesen“

Beschluss: 5.6-1: 

Präventionsgesetz: Verbesserung der zahnmedizi-

nischen Versorgung von unter dreijährigen Kin-

dern (ECC) berücksichtigen und Beteiligung der

BZÄK im geplanten Präventionsforum

Beschluss 5.7-1: 

Freie Arztwahl

Beschluss 5.7-2: 

Selektivverträge

Beschluss 5.8-1: 

Bürokratieabbau

Gebührenordnung für Zahnärzte

Beschluss 5.1-1: 

GOZ-Leitantrag – Antrag zur Aufforderung an die

Bundesregierung zur Novellierung der Gebühren-

ordnung für Zahnärzte (GOZ)

Beschluss 5.1-2: 

Zahnärztliche Röntgenleistungen/geöffnete 

GOÄ-Leistungen

Beschluss 5.1-3: 

GOZ-Hygienezuschlag

Beschluss 5.1-4: 

Keine GOZ-Honorare unter Kassensätzen
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Gesundheits- und Sozialpolitik

Beschluss 5.2-1: 

Verbesserung der zahnmedizinischen Versorgung

von Pflegebedürftigen und von Menschen mit Be-

hinderung (AuB)

Beschluss 5.2-2: 

Verbesserung der zahnmedizinischen Versorgung

von Pflegebedürftigen und von Menschen mit Be-

hinderung (AuB): PAR-Behandlung für Menschen

mit Unterstützungsbedarf

Beschluss 5.2-2 (NEU): 

Verbesserung der zahnmedizinischen Versorgung

von Pflegebedürftigen und von Menschen mit Be-

hinderung (AuB)

Bundesversammlung
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Dr. Udo Lenke, 
Präsident der LZK 
Baden-Württemberg 

Dr. Wolfgang Schmiedel, 
Präsident der ZÄK Berlin 

Beschlüsse der Bundesversammlung der Bundeszahnärztekammer 2014
Die Bundesversammlung der Bundeszahnärztekammer fasste auf dem Deutschen Zahnärztetag 2014 Beschlüsse 

zu wichtigen gesundheits- und sozialpolitischen Themen
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Musterberufsordnung der Bundeszahnärztekammer

Beschluss 6.1-1: 

Änderung der Musterberufsordnung

Beschluss 6.1-3: 

Änderung der Musterberufsordnung

Zahnärztliche Berufsausübung

Beschluss 5.5-1: 

Studie zur Erhebung der aktuellen Hygienekosten

Dipl.-Stom. Jürgen Herbert,
Präsident der LZK 
Brandenburg

Dr. Wolfgang Menke, 
Präsident der ZÄK Bremen 

Prof. Dr. Wolfgang Sprekels,
Präsident der ZÄK Hamburg 

Dr. Michael Frank, 
Präsident der LZK Hessen 

Dr. Michael Sereny, 
Präsident der ZÄK 
Niedersachsen 

Dr. Johannes Szafraniak, 
Präsident der ZÄK Nordrhein 

San.-Rat Dr. Michael Rumpf, 
Präsident der LZK 
Rheinland-Pfalz

San.-Rat Dr. Hans Joachim Lellig, 
Vizepräsident der Ärztekammer
des Saarlandes/Vorsitzender 
der Abt. Zahnärzte 
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Zusammenarbeit von BZÄK und KZBV

Beschluss 5.4-1: 

Intensivierung der Zusammenarbeit von BZÄK und

KZBV

Haushalt

Beschluss 7.2-1: 

Feststellung des Jahresabschlusses 2013

Beschluss 7.3-1: 

Entlastung des Vorstands und Geschäftsführen-

den Vorstands für das Jahr 2013

Beschluss 8.2-1: 

Haushaltsplan 2015

Beschluss 8.2-2: 

Mitgliedsbeiträge 2015

Beschluss 8.3-2: 

Aktionshaushalt

Bundesversammlung

Dr. Mathias Wunsch, 
Präsident der LZK Sachsen

Dr. Frank Dreihaupt, 
Präsident der ZÄK 
Sachsen-Anhalt 

Dr. Michael Brandt, 
Präsident der ZÄK 
Schleswig-Holstein

Dr. Andreas Wagner, 
Präsident der LZK Thüringen 

Dr. Klaus Bartling, 
Präsident der ZÄK 
Westfalen-Lippe
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Im Berichtszeitraum hat der Satzungsausschuss

einen Vorschlag für die Geschäftsordnung des

Vorstands der Bundeszahnärztekammer vorbe-

reitet und dem Vorstand vorgelegt. 

§ 3 Absatz 1 der Satzung bestimmt, dass sich der

Vorstand eine eigene Geschäftsordnung zu 

geben hat. Zudem stellte sich mit Blick auf die

Neustrukturierung der Vorstandsarbeit und Orga-

nisationsstraffung die Frage, wie die Verbesse-

rungen durch eine Geschäftsordnung unterstützt

werden können. Der Geschäftsführende Vor-

stand hatte den Satzungsausschuss um Unter-

stützung gebeten. In seiner Sitzung am 28. 

Januar 2015 hat der Vorstand der Bundeszahn-

ärztekammer seine Geschäftsordnung in zweiter

Lesung beschlossen.

Einer der Arbeitsschwerpunkte des Satzungsaus-

schusses war die Erarbeitung einer neuen Sit-

zungsgeldregelung. Die Arbeiten waren im Be-

richtszeitraum noch nicht abgeschlossen.

Satzungsausschuss

Satzungsausschuss der Bundeszahnärztekammer
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Qualitätsförderung/Qualitätsmanagement/Qualitätssicherung

Förderung der Qualität in der Zahnmedizin fest verankert

Im November 2014 wurde eine Broschüre zu den

Qualitätsinitiativen der (Landes-)Zahnärztekam-

mern und der Bundeszahnärztekammer veröf-

fentlicht, die u.a. an einen breiten Verteilerkreis

aus Politik und interessierter Öffentlichkeit ver-

sendet wurde. 

Ausschuss Qualität in der Zahnmedizin 

Aufgabe des Ausschusses Qualität in der Zahnme-

dizin ist die Beratung und Unterstützung des BZÄK-

Vorstands. Im BZÄK-Ausschuss sind ebenfalls Ver-

treter von KZBV, Hochschule, Wissenschaft,

Fortbildung und Bundeswehr ständig vertreten, da

das Thema Qualität die Zusammenarbeit ver-

schiedener Bereiche erfordert.

Die Geschäftsführung des Ausschusses erfolgt

durch die Abteilung Versorgung und Qualität der

Bundeszahnärztekammer, pro Jahr finden zwei Sit-

Maßnahmen zur Förderung der Qualität und zur

stetigen Verbesserung der zahnärztlichen Versor-

gung sind eine zentrale innerprofessionelle Auf-

gabe des Berufsstands. Seit jeher gehören die Si-

cherstellung einer qualitativ hochwertigen Fort-

und Weiterbildung, die zahnärztliche Patienten-

beratung, die Praxisführung sowie das zahnärzt-

liche Qualitätsmanagement zu den originären

Aufgaben der (Landes-)Zahnärztekammern und

werden von diesen intensiv wahrgenommen. 

Die Qualitätssicherung und Qualitätsförderung

ist als zentrale Kammeraufgabe in den Heilbe-

rufe- und Kammergesetzen der Länder sowie

den Berufsordnungen der (Landes-)Zahnärzte-

kammern und der Musterberufsordnung der

BZÄK verankert. Trotz der zunehmenden Verlage-

rung in das SGB V sind die Kammern umfassend

für die Sicherstellung der Qualität in der Zahnme-

dizin zuständig. Die (Landes-)Zahnärztekammern

sorgen für eine patienten-, wohnort- und praxis-

nahe Umsetzung der zahnärztlichen Qualitätsför-

derung. Zudem sind sie schon heute auf Landes-

ebene an der Umsetzung der Richtlinien des

Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) zur

einrichtungsübergreifenden Qualitätssicherung

beteiligt.

Prof. Dr. Christoph Benz,
Vorstandsreferent Qualitäts-
förderung/Qualitätsmanage-
ment/Qualitätssicherung
und Vizepräsident der BZÄK

Dr. Michael Frank,
Vorsitzender des Ausschusses
Qualität in der Zahnmedizin
und Präsident der LZK Hessen

Dr. Regine Chenot,
Leiterin des Zentrums
Zahnärztliche Qualität (ZZQ)

Ass. jur. Sven Tschoepe, LL.M.,
Leiter Abteilung Versorgung
und Qualität der BZÄK
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Ein Team aus BZÄK, KZBV, dem Zentrum Zahnärzt-

liche Qualität (ZZQ) sowie dem Institut der Deut-

schen Zahnärzte (IDZ) erarbeitete unter Beteili-

gung von Prof. Dr. Winfried Walther, Leiter der

Akademie für Zahnärztliche Fortbildung Karlsruhe,

einen Entwurf, dem BZÄK-Vorstand und KZBV-Bei-

rat zustimmten. Die neue Agenda Qualitätsförde-

rung wurde im September 2014 als aktuelle Positi-

onsbestimmung des zahnärztlichen Berufsstands

veröffentlicht.

Expertenworkshop zur Agenda Qualitätsförderung  

Zur Vorstellung der gemeinsamen Agenda Quali-

tätsförderung diskutierten am 05. März 2015 in Ber-

lin wichtige Akteure des Gesundheitswesens auf

einem hochkarätig besetzten Workshop mit Ver-

tretern von BZÄK und KZBV die Besonderheiten

der zahnärztlichen Qualitätsförderung. Die Teil-

nehmer, u.a. Abgeordnete aller Fraktionen des

Deutschen Bundestags aus dem Ausschuss für

Gesundheit, der Vorsitzende des Sachverständi-

genrats für die Begutachtung der Entwicklung im

Gesundheitswesen, Prof. Dr. Ferdinand Gerlach,

der Unparteiische Vorsitzende des G-BA, Prof. Jo-

sef Hecken, sowie der Leiter des Instituts für Qua-

zungen statt. Zur Bearbeitung von Projekten kön-

nen zeitlich befristet Arbeitsgruppen eingesetzt

werden. Der Gemeinsame Beirat Fortbildung ist im

Ausschuss Qualität in der Zahnmedizin ständig ver-

treten. Der Ausschuss hat sich im Berichtszeitraum

mit wissenschaftlichen Leitlinien, mit Qualitätsma-

nagement und Qualitätsförderung sowie Doku-

mentationen in der Praxis beschäftigt. Regelmä-

ßig berichtet wurde über die Arbeit des

Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA), des-

sen Unterausschuss Qualitätssicherung und die Ar-

beitsgruppen.

Neufassung der gemeinsamen Agenda Qualitäts-

förderung von BZÄK und KZBV

Die Vorstände von BZÄK und KZBV beschlossen

2013 die Überarbeitung der gemeinsamen

Agenda Qualitätsförderung aus 2004. Mit der

neuen Agenda hat sich der Berufsstand zum

Thema Qualitätsförderung positioniert, die freiwil-

ligen Aktivitäten präsentiert und die Bezüge zu

neuen gesetzlichen Rahmenbedingungen darge-

stellt. Die Agenda Qualitätsförderung von BZÄK

und KZBV soll in den Berufsstand und die Gesell-

schaft – Wissenschaft, Politik und die interessierte

Öffentlichkeit – hineinwirken. 

Nele Güntheroth, M.A.,
Referentin Abteilung Versorgung
und Qualität der BZÄK bis 31.05.15
und Referentin des ZZQ

Am 05.03.15 trafen sich hochkarätige  Experten zu
einem gemeinsamen Workshop von BZÄK und KZBV
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Qualitätsförderung/Qualitätsmanagement/Qualitätssicherung

litätssicherung und Transparenz im Gesundheits-

wesen (IQTIG), Dr. Christof Veit, stimmten darin

überein, dass der zahnärztliche Sektor wegen sei-

ner Besonderheiten einen Versorgungsbereich

darstelle, auf den die Qualitätssicherungsvorga-

ben des stationären und ambulant-ärztlichen Be-

reichs nur bedingt übertragbar seien. Zugleich for-

derten die Experten die Zahnärzteschaft auf, sich

mit eigenen Vorschlägen in die Debatte zur För-

derung und Sicherung der Qualität zum Nutzen

der Patienten einzubringen.

Task Force Qualitätsinitiative der BZÄK

Zurückgehend auf einen Vorstandsbeschluss der

Klausurtagung 2014 hat die Bundeszahnärztekam-

mer die Task Force Qualitätsinitiative der BZÄK 

eingerichtet. Sie koordiniert die erforderlichen

Maßnahmen, erarbeitet Vorschläge für die strate-

gische Weiterentwicklung und berät den Vorstand

bei der Beschlussfassung. 

Modellprojekt „Jeder Zahn zählt!“

Von anderen lernen, um kritische Ereignisse in der

Zahnarztpraxis zu vermeiden, ist die Intention des

Berichts- und Lernsystems „Jeder Zahn zählt!“.

Denn bei Behandlungen können unerwünschte

Nebenwirkungen und Behandlungsfolgen auftre-

ten. Der konstruktive Umgang mit kritischen Ereig-

nissen eröffnet die Möglichkeit, von Kollegen zu

lernen und Fehler zu verhindern. 

Deshalb betreibt die BZÄK seit 2011, unterstützt

durch das Institut für Allgemeinmedizin der J. W.

Goethe-Universität in Frankfurt am Main, das com-

putergestützte, internetbasierte, anonyme Berichts-

und Lernsystem „Jeder Zahn zählt!“ für die zahn-

ärztliche Praxis. Unter www.jeder-zahn-zaehlt.de

können Zahnmediziner in Zahnarztpraxen und

Zahnkliniken anonym über eine gesicherte Internet-

verbindung von kritischen Ereignissen berichten, die

Berichte von Kollegen kommentieren und sich mit

anderen Nutzern über kritische Ereignisse austau-

schen. Alle Fälle werden vor Veröffentlichung von

Experten geprüft, anonymisiert und erst nach Frei-

gabe veröffentlicht. Die eingestellten Fälle sind

nicht zuordenbar, Kommentare anderer Nutzer aus-

drücklich erwünscht. Seit Freischaltung des Systems

im November 2011 wurden durchschnittlich 500 Zu-

griffe pro Monat verzeichnet (unterschiedliche Nut-

zer, ohne Suchmaschinen etc.), auch Qualitätszirkel

haben sich des Themas angenommen. 

Auch der Gesetzgeber hat im Rahmen der Verab-

schiedung des Patientenrechtegesetzes mit §137

Absatz 1d SGB V eine gesetzliche Vorgabe zur

Verbesserung des Patientenschutzes durch Risiko-

und Fehlervermeidungssysteme geschaffen, in-

dem er den G-BA verpflichtete, in seinen Richtli-

nien über die grundsätzlichen Anforderungen an

ein einrichtungsinternes Qualitätsmanagement

wesentliche Maßnahmen zur Verbesserung der

Patientensicherheit und insbesondere Mindest-

standards für Risikomanagement- und Fehlermel-

desysteme festzulegen. Hierzu wurde die G-BA-

Richtlinie über grundsätzliche Anforderungen an

ein einrichtungsinternes Qualitätsmanagement in

der vertragszahnärztlichen Versorgung (Qualitäts-

management-Richtlinie vertragszahnärztliche Ver-

sorgung – ZÄQM-RL) mit Wirkung ab April 2014 um

entsprechende Instrumente zum Risikomanage-

ment und um Mindestanforderungen für Fehler-

meldesysteme erweitert, deren Anwendung für

die an der vertragszahnärztlichen Versorgung teil-

nehmenden Zahnärzte verpflichtend ist. 

Der Vorstand der BZÄK begrüßt den Beschluss der

Vertreterversammlung der KZBV zur Zusammenar-

beit an einem zahnärztlichen Berichts- und Lern-

system „CIRS Dent – Jeder Zahn zählt!“ auf Basis

des BZÄK-Modellprojekts „Jeder Zahn zählt!“. Die

Kooperationsverhandlungen laufen derzeit.
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Online-Fortbildung zum Thema: „Hepatitis-C-Virus

(HCV)-Infektionen vermeiden“

Anknüpfend an eine erstmals im März 2014 einge-

führte Online-Fortbildung wurde in Zusammenarbeit

mit den Zahnärztlichen Mitteilungen (zm) und unter

Federführung der Abteilung Versorgung und Qua-

lität die zweite Online-Fortbildung zum Thema „He-

patitis-C-Virus (HCV)-Infektionen vermeiden“ ange-

boten. Infektionskrankheiten sind nach wie vor nicht

nur ein ernsthaftes medizinisches, sondern auch ein

gesellschaftliches Problem. Es gibt Unsicherheiten

im Umgang mit Infektionserkrankungen, sowohl

aufseiten der Patienten als auch in der Zahnarztpra-

xis. Zu den wichtigsten infektiösen Risiken in der

zahnärztlichen Praxis gehören neben der HIV-Infek-

tion die Hepatitis-B- und -C-Infektionen. Eine ge-

zielte Aufklärung über Schutzmaßnahmen und Prä-

vention für Zahnärzte und zahnärztliches Personal

schafft Sicherheit im Umgang mit infizierten Patien-

ten im zahnärztlichen Praxisalltag. Im zm-Printheft

1/2015 wurde ein wissenschaftlicher Artikel veröf-

fentlicht und parallel die Online-Fortbildung ange-

boten. Zahnärzte können innerhalb von 10 bis 15

Minuten ihr Wissen auffrischen und testen. Die Fort-

bildung besteht aus multimedialen Beiträgen. Bei

abschließender erfolgreicher Beantwortung der

Multiple-Choice-Fragen können zwei Fortbildungs-

punkte erreicht werden. 

Task Force Qualität

BZÄK, KZBV und die Deutsche Gesellschaft für

Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (DGZMK) haben

2013 eine gemeinsame Task Force beim Zentrum

Zahnärztliche Qualität (ZZQ) zur übergreifenden Zu-

sammenarbeit in Qualitätsfragen – in fachlicher

wie auch berufspolitischer Hinsicht – eingerichtet.

Die Task Force Qualität des ZZQ erarbeitet Hand-

lungsempfehlungen und Entscheidungshilfen zu

Qualitätsfragen für die Mitgliedsorganisationen. 

Zu den Aufgaben gehören weiterhin die Koordina-

tion und Förderung von Leitlinien im Rahmen des

gemeinsamen Leitlinienprogramms sowie das Mo-

nitoring der Leitlinienentwicklung mit Bezug zur

zahnärztlichen Versorgung. Eine Priorisierung von

Leitlinienthemen wird in der Task Force Qualität des

ZZQ gemeinsam mit den Vertretern von BZÄK,

DGZMK und KZBV vorgenommen.

Im Berichtszeitraum wurde ein Ablaufschema für

die Erstellung und Koordinierung von Leitlinien ent-

wickelt und veröffentlicht.  

Leitlinienentwicklung

Leitlinien bündeln externes Wissen aus klinischen

Studien und bieten damit dem Zahnarzt eine Ent-

scheidungshilfe. In der Leitlinienentwicklung be-

steht die Leistung darin, die beste verfügbare ex-

terne Evidenz zu recherchieren und zu bewerten

und Handlungsempfehlungen für den Versor-

gungsalltag abzuleiten. Dieses bewertete Wissen

soll auch Patienten in verständlicher Form zu-

gänglich gemacht werden.

Das ZZQ sorgt dafür, dass BZÄK und KZBV in die

strukturierten Konsensusverfahren zur Abstimmung

der Leitlinienempfehlungen einbezogen werden.

Weiterhin koordiniert es die Stellungnahmen von

BZÄK und KZBV. 

Im Berichtszeitraum wurde die S3-Leitlinie „Vollke-

ramische Kronen und Brücken“ im AWMF-Leitlini-

enregister veröffentlicht. Damit wurde erstmals

nach den Regularien der Arbeitsgemeinschaft

der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesell-

schaften (AWMF) eine Leitlinie der höchsten me-

thodischen Entwicklungsstufe zur Langzeitbewäh-

rung vollkeramischer Kronen (Vollkronen) und

Brücken (dreigliedrige Brücken) entwickelt. Die

beteiligten Fachgesellschaften und Institutionen

haben dazu die vorhandene wissenschaftliche

Evidenz aus klinischen Studien mit mindestens

fünfjährigem Beobachtungszeitraum zusammen-

getragen, ausgewertet und in einem strukturierten

Konsensusprozess Empfehlungen entwickelt.
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist

laut §§ 91 und 92 SGB V das oberste Beschluss-

gremium der gemeinsamen Selbstverwaltung

der Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten, Kran-

kenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. 

Über Richtlinien bestimmt er den Leistungskata-

log der Gesetzlichen Krankenversicherung

(GKV) und legt fest, welche medizinischen Leis-

tungen von der GKV erstattet werden. Zudem

beschließt der G-BA Maßnahmen zur Qualitäts-

sicherung für den ambulanten und stationären

Bereich. Ferner überprüft er mit Hilfe des Instituts

für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesund-

heitswesen (IQWiG) den behaupteten Zusatz-

nutzen neu zugelassener Arzneimittel als Grund-

lage für Preisbildung und Erstattungsfähigkeit

durch die GKV. Der G-BA wird der „kleine Ge-

setzgeber“ des Gesundheitswesens genannt. 

Verschiedene Interessenvertreter sind in die Ar-

beits- und Beschlussgremien des G-BA involviert;

insbesondere die Patientenvertreter, die neben

den Leistungserbringern Deutsche Krankenhaus-

gesellschaft (DKG), Kassenärztliche Bundesvereini-

gung (KBV), und Kassenzahnärztliche Bundesver-

einigung (KZBV) sowie dem GKV-Spitzenverband

inzwischen die dritte „Bank“ im G-BA repräsentie-

ren. Da im G-BA nur die Vertreter des GKV-Systems

stimmberechtigt sind, sind die Patientenvertreter

nur als Beteiligte eingebunden, die sich zu inhaltli-

chen Fragen während der Erstellung von Richtli-

nien und Beschlüssen jederzeit äußern können.

Gleiches gilt für die Bundesärztekammer (BÄK), die

Bundeszahnärztekammer (BZÄK), die Bundespsy-

chotherapeutenkammer (BPtK), den Verband der

Privaten Krankenversicherung (PKV) und den

Deutschen Pflegerat. Sie sind in eingeschränktem

Umfang im Unterausschuss Qualitätssicherung des

G-BA und seinen Arbeitsgruppen beteiligt, sofern

dort Richtlinien zur sog. sektorenübergreifenden

Qualitätssicherung vorbereitet werden. Bzw. sind

sie von anderen Gremien des G-BA anzuhören, so-

bald Entscheidungen in der vertrags(zahn)ärztli-

chen Versorgung getroffen werden, die die Berufs-

ausübung in dem jeweiligen Sektor betreffen.

Politisches Ziel der BZÄK ist es, trotz zunehmender

Kompetenzen des G-BA zum Erlass von Richtlinien

im Bereich der zahnärztlichen Berufsausübung,

die Freiberuflichkeit zu erhalten und das freiwillige

Engagement des Berufsstands in Fragen der Qua-

litätsförderung, Qualitätssicherung und des Qua-

litätsmanagements (QM) zu stärken.

G-BA – Oberstes Beschlussgremium der gemeinsamen Selbstverwaltung

Gemeinsamer Bundesausschuss (G-BA)

Prof. Dr. Christoph Benz,
Vorstandsreferent G-BA und
Vizepräsident der BZÄK

Ass. jur. Sven Tschoepe, LL.M.,
Leiter Abteilung Versorgung
und Qualität der BZÄK
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In der Politik ist das Bestreben erkennbar, die

Kompetenzen des G-BA beständig zu erweitern: 

— So wurde ihm u a. die Aufgabe übertragen,

die sektorenübergreifende Qualitätssiche-

rung mit sog. Routinedaten der Krankenkas-

sen auszubauen. 

— Zur Vermeidung von im Zusammenhang mit

ärztlicher Behandlung erworbenen Infektio-

nen – nosokomialen Infektionen – sollen be-

stehende rechtliche Maßnahmen evaluiert

und erweitert werden. Das Infektionsgesche-

hen in Kliniken soll verpflichtender Bestand-

teil in den Qualitätsberichten der Kranken-

häuser werden.

— Zur Förderung innovativer sektorenübergrei-

fender Versorgungsformen und der Versor-

gungsforschung wird ein Innovationsfonds

geschaffen, dessen Geschäftsstelle beim G-

BA angesiedelt werden soll. Aus dem Inno-

vationsfonds sollen für Versorgungsleistun-

gen, die über die Regelversorgung der GKV

hinausgehen, jährlich Mittel in Höhe von 225

Millionen Euro und für Versorgungsforschung

75 Millionen Euro verwendet werden. Zudem

sollen elektronische Kommunikations- und In-

formationstechnologien in die Versorgung

eingeführt sowie neue Formen der Substitu-

tion ärztlicher Leistung über Modellvorhaben

untersucht werden. Der G-BA soll Kriterien

festlegen, nach denen die Mittel des Fonds

vergeben werden und die Vergabe selbst

durch ein jährliches Ausschreibungsverfah-

ren gesteuert wird. 

Die BZÄK ist in fünf Arbeitsgruppen des Unteraus-

schusses Qualitätssicherung des G-BA beteiligt

und nimmt an deren Sitzungen teil:

1. AG Qualitätsmanagement

2. AG Qualitätssicherung Zahnmedizin

3.  AG Umsetzung Richtlinie zur einrichtungs- und

sektorenübergreifenden Qualitätssicherung

4.  AG Themenfindungs- und Priorisierungsverfahren

5.  AG Inhaltliche Gestaltung der Qualitätssiche-

rungskonferenz des G-BA

Im Berichtszeitraum stand vor allem die ge-

plante Neufassung der Qualitätsmanage-

ment(QM)-Richtlinien des G-BA im Vordergrund.

Auf politischen Druck hin sollen die bestehenden

QM-Richtlinien für Vertragszahnärzte, Vertrags-

ärzte und die QM-Vereinbarung der Kranken-

häuser in einer sektorenübergreifenden QM-
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Richtlinie zusammengefasst werden. Zusammen

mit der KZBV sieht die BZÄK dieses Vorhaben kri-

tisch, da das einrichtungsinterne QM nicht durch

unnötige bzw. sachfremde Anforderungen über-

frachtet werden darf, zumal es in hohem Maße

von der Akzeptanz seiner Anwender lebt.

Auch an der vom Plenum des G-BA am 19. März

2015 beschlossenen Neufassung des so genann-

ten Themenfindungs- und Priorisierungsverfah-

rens für Themen der Qualitätssicherung war die

BZÄK beteiligt. Ferner begleitete die BZÄK inhalt-

lich die Entwicklungen eines datengestützten

Qualitätssicherungsverfahrens zur systemischen

Antibiotikatherapie im Rahmen der parodonta-

len und konservierend-chirurgischen Behand-

lung durch das AQUA-Institut in Göttingen, das

hierzu vom Plenum des G-BA am 20. November

2014 beauftragt wurde.

Die BZÄK nahm auch an der jährlich stattfinden-

den Qualitätssicherungskonferenz des G-BA am

22. und 23. September 2014 teil. Die Konferenz

zählt zu den zentralen Foren für das Thema Qua-

litätssicherung. Schwerpunkte der Konferenz wa-

ren die von der Politik geforderte Steigerung der

Transparenz über die Qualität in der stationären

und ambulanten Versorgung sowie Sozialdaten

als zukünftig bevorzugte Datengrundlage für die

Qualitätssicherung zu nutzen.

Im Berichtszeitraum gab die BZÄK Stellungnah-

men zu vier Richtlinienvorhaben des G-BA ab,

die nicht dem Bereich der Qualitätssicherung zu-

zuordnen sind. Diese betrafen die Richtlinien zur

Krankenhaus-Behandlung, zu Disease-Manage-

ment-Programmen, zur ambulanten spezialfach-

ärztlichen Versorgung und zu Änderungen der

Festzuschuss-Richtlinie. 

Die BZÄK wird im G-BA durch ihren Vizepräsiden-

ten Prof. Dr. Christoph Benz vertreten, der bera-

tend durch die Mitglieder des neu geschaffenen

Unterausschusses G-BA unterstützt wird. Mitglieder

dieses Gremiums sind die BZÄK-Vertreter im Aus-

schuss Qualität in der Zahnmedizin, Dr. Michael

Frank, Dr. Udo Lenke, Dr. Wolfgang Menke, Dr. Ma-

thias Wunsch und Dr. Johannes Szafraniak. Die

fachliche Koordination der Arbeiten im G-BA er-

folgt über die Abteilung Qualität und Versorgung

unter Leitung von Assessor jur. Sven Tschoepe.

Zur Gewährleistung einer abgestimmten Vorge-

hensweise im G-BA vereinbarten BZÄK und KZBV

die wechselseitige Teilnahme ihrer G-BA-Vertre-

ter im Ausschuss Qualität in der Zahnmedizin der

BZÄK sowie in der AG Qualität der KZVen. Zudem

treffen sich die beteiligten Fachabteilungen von

BZÄK und KZBV sowie das Zentrum Zahnärztliche

Qualität (ZZQ) zu einem regelmäßig stattfinden-

den Informationsaustausch. 

IQTiG – Das neue Institut des G-BA für die Grund-

lagen der Qualitätssicherung 

Um zukünftig dauerhaft und unabhängig die

Qualität der ambulanten und stationären Versor-

gung ermitteln zu können, wurde mit dem Ge-

setz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und

der Qualität in der Gesetzlichen Krankenversi-

cherung (GKV-FQWG) ein unabhängiges Institut

gegründet, das dem G-BA zukünftig, anstelle

des AQUA-Instituts, Grundlagen für Entscheidun-

gen im Bereich der Qualitätssicherung liefern

soll. Das neue Institut für Qualitätssicherung und

Transparenz im Gesundheitswesen (IQTiG) soll

sich wissenschaftlich mit der Ermittlung und Wei-

terentwicklung der Versorgungsqualität befas-

sen und dem G-BA die notwendigen Entschei-

dungsgrundlagen für die von ihm nach § 137

SGB V zu gestaltenden Maßnahmen der Quali-

tätssicherung liefern. 

Strukturell vergleichbar mit dem seit ca. zehn Jah-

ren bestehenden und ebenfalls beim G-BA ange-

siedelten Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit

im Gesundheitswesen (IQWiG), dessen Aufgabe

es ist, Nutzen und Schaden von medizinischen

Maßnahmen für Patienten nach den Grundsätzen

der evidenzbasierten Medizin zu untersuchen, soll

das unabhängige Qualitätsinstitut von einer Stif-

tung Privaten Rechts getragen werden. 

Gemeinsamer Bundesausschuss (G-BA)



Bundeszahnärztekammer|Jahresbericht 14/15

27

BÄK, BZÄK und BPtK starteten eine Initiative zur

verantwortlichen Einbindung der Spitzenver-

bände der Heilberufekammern in die Arbeit des

Qualitätsinstituts, deren Ziel es war, dass BÄK,

BZÄK und BPtK jeweils einem Vertreter in den 

Stiftungsvorstand entsenden. Denn schließlich

gehört die Qualitätsförderung zu den originären

Aufgaben der Heilberufekammern. Die Politik

entsprach diesem Ansinnen zwar letztlich nicht,

BÄK, BZÄK und BPtK werden jedoch mit jeweils

einem Vertreter im Kuratorium des IQTiG vertre-

ten sein. 



Bundeszahnärztekammer|Jahresbericht 14/15

28

Patienteninformation/Patientenberatung/Patientenrechte

BZÄK als Informationsquelle für Fragen zur Zahn-

gesundheit

Im Berichtzeitraum hat die BZÄK ihre Bemühungen

intensiviert, eine zentrale Informationsquelle im Be-

reich der Zahngesundheit für Ratsuchende zu wer-

den. Hierzu wurde die Patienten-Rubrik auf der

Website der BZÄK neu strukturiert. Sie enthält in

übersichtlicher Form Informationen zu folgenden

Themen:

— Patientenberatungsstellen

— Patienteninformationen

— Kosten und Versicherungsfragen

— Patientenrechte

— Zahnärztliche Behandlung im Ausland

— Zahnarztsuche

Patienteninformation

In der Rubrik „Für Patienten“ der BZÄK-Website

finden Ratsuchende aktuelle, dem Stand der

Wissenschaft entsprechende und auch für zahn-

medizinische Laien verständliche Patienteninfor-

mationen, die die BZÄK zusammen mit den 

wissenschaftlichen Fachgesellschaften unter Fe-

derführung der Deutschen Gesellschaft für

Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (DGZMK) er-

stellt und fortlaufend aktualisiert. Zuletzt wurden

folgende Patienteninformationen ergänzt bzw.

überarbeitet:

— Operative Entfernung von Weisheitszähnen

— Fluoridierungsmaßnahmen zur Kariesprophylaxe

— Professionelle Zahnreinigung (PZR).

Ebenfalls werden Hintergrundinformationen zu

Kosten- und Rechnungsfragen veröffentlicht,

bspw. interaktive Formulare zu Privaten Zahn-

arztrechnungen und zum Heil- und Kostenplan.

Patientenberatung

Projekt „Patientenorientierte Weiterentwicklung

der zahnärztlichen Patientenberatung“

Die seit vielen Jahren bestehende Patientenbe-

ratung durch die (Landes-)Zahnärztekammern

und Kassenzahnärztlichen Vereinigungen stellt

eine wichtige Ergänzung zur individuellen Bera-

tung und Aufklärung durch die behandelnden

Zahnärzte dar. Diese freiwillige Initiative des

zahnärztlichen Berufstands, die der Gemein-

wohlverpflichtung der Zahnärzte entspringt, soll

mit dem Projekt „Patientenorientierte Weiterent-

wicklung der zahnärztlichen Patientenberatung“

gestärkt werden. Zusammen mit der BZÄK-Abtei-

lung Versorgung und Qualität beteiligen sich die

Im Mittelpunkt der zahnärztlichen Tätigkeit steht der Patient

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich,
Vorstandsreferent Patienten-
information/Patientenberatung/
Patientenrechte und 
Vizepräsident der BZÄK

RA René Krouský,
Stellv. Hauptgeschäftsführer
und Justitiar der BZÄK

Ass. jur. Sven Tschoepe, LL.M.,
Leiter Abteilung Versorgung 
und Qualität der BZÄK

RA Eike Makuth,
Referent der Rechtsabteilung
der BZÄK
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Auf der Website der BZÄK befindet sich in der Ru-

brik "Für Patienten/Patientenberatungsstellen"

eine Liste der Beratungsstellen im gesamten Bun-

desgebiet – mit Anschrift und Öffnungszeiten der

für den jeweiligen Wohnort zuständigen Bera-

tungsstelle. Dort erhalten die Interessierten im per-

sönlichen oder telefonischen Gespräch Informa-

tionen über Zahnarztpraxen in ihrer Nähe und

über Einzelheiten der zahnärztlichen Behandlung. 

Nele Güntheroth, M.A.,
Referentin Abteilung Versorgung
und Qualität der BZÄK bis 31.05.15
und Referentin des ZZQ

Kammern Baden-Württemberg, Bayern und

Westfalen-Lippe an dem Projekt; für die KZBV

sind es die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen

Bayern, Niedersachsen und Hamburg. Das Insti-

tut der Deutschen Zahnärzte (IDZ) und das Zen-

trum Zahnärztliche Qualität (ZZQ) sind ebenfalls

Projektbeteiligte. Wesentliche Ziele des Projekts sind:

— Die zahnärztliche Patientenberatung zu stärken,

indem ihre Alleinstellungsmerkmale herausge-

arbeitet und gegenüber der Öffentlichkeit

auch auf Bundesebene zu kommunizieren.

— Die Berater noch besser miteinander zu 

vernetzen.  

— Die Beratungsleistungen der zahnärztlichen

Patientenberatungsstellen nach einer ein-

heitlichen und abgesicherten Methodik zu

erfassen und auszuwerten. 

— Aus der zahnärztlichen Patientenberatung ei-

gene Rückschlüsse auf Verbesserungspoten-

ziale in der zahnmedizinischen Versorgung zie-

hen zu können und ein lernendes System zu

etablieren, ist das Ziel. 
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Ziele und Forschungsschwerpunkte

In der deutschen Forschungslandschaft ist das Insti-

tut der Deutschen Zahnärzte (IDZ) eine angese-

hene Fachgröße. Es stellt belastbare, unabhängige

Forschungsergebnisse und valide Daten auf dem

komplexen Gebiet der Gesundheitsforschung be-

reit. Diese sind maßgeblich für die Formulierung von

berufspolitischen Forderungen und die Entwicklung

von Versorgungskonzepten. Das IDZ ist eine ge-

meinsame Forschungseinrichtung in Trägerschaft

von Bundeszahnärztekammer (BZÄK) und Kassen-

zahnärztlicher Bundesvereinigung (KZBV) in Form ei-

ner organisatorisch selbstständigen Einrichtung.

Das IDZ hat laut Satzung den Auftrag, praxisrele-

vant zu forschen und wissenschaftlich zu beraten.

Die Ergebnisse aus den IDZ-Forschungsprojekten

liefern wesentliche Basismaterialien und Problem-

aufrisse zur Weiterentwicklung der zahnärztlichen

Versorgungsstruktur im Gesundheitswesen. Inner-

halb des IDZ ist das Zentrum Zahnärztliche Qualität

(ZZQ) als Stabsstelle eingerichtet. Das ZZQ erfüllt

Aufgaben zu den Methoden der Evidenzbasier-

ten Medizin, der Qualitätsentwicklung sowie der

Patientenorientierung.

Wissenschaftliche Forschung für die Zahnärzte und die Gesellschaft

Institut der Deutschen Zahnärzte (IDZ)

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich

Dr. Wolfgang Eßer,
Altern.Vorsitzender 2015

Dr. Peter Engel, 
Stellv. Vorsitzender 2015

Prof. Dr. Christoph Benz

Dr. Jürgen Fedderwitz Dr. Günther E. Buchholz

Die Mitglieder des IDZ-Vorstandsausschusses 2014/2015
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Organ des IDZ ist der Gemeinsame IDZ-Vorstands-

ausschuss, der die Aktivitäten des IDZ leitet und

die langfristige Aufgabenplanung festlegt. Den

Vorsitz im Vorstandsausschuss führen im jährlichen

Wechsel der Präsident der BZÄK und der Vorsit-

zende der KZBV. Dem Vorstandsausschuss gehör-

ten 2014/2015 als Mitglieder an:

BZÄK:

— Dr. Peter Engel (Stellv. Vors. 2015)

— Prof. Dr. Christoph Benz

— Prof. Dr. Dietmar Oesterreich

KZBV:

— Dr. Wolfgang Eßer (Altern. Vors. 2015)

— Dr. Jürgen Fedderwitz

— Dr. Günther E. Buchholz

Im Berichtszeitraum fanden zwei Sitzungen des

Gemeinsamen IDZ-Vorstandsausschusses statt:

am 14. November 2014 in Köln sowie am 15. April

2015 in Berlin. Die Forschungsaufgaben von IDZ

und ZZQ werden nach Maßgabe des Institutsver-

trags von BZÄK und KZBV mit folgenden Schwer-

punkten wahrgenommen:

— Versorgungsepidemiologie,

— Gesundheitsökonomie,

— Professionsforschung,

— Gesundheits- und Medizinsoziologie,

— Systemforschung.

IDZ/ZZQ haben insgesamt sechs wissenschaftliche

Mitarbeiter – vier Mitarbeiter beim IDZ und zwei

Mitarbeiterinnen beim ZZQ – aus den Bereichen

Zahnmedizin, Wirtschaftswissenschaft und Sozial-

wissenschaften und vier Mitarbeiterinnen im Ser-

vicebereich. Die wissenschaftliche Leitung des IDZ

liegt bei Priv.-Doz. Dr. A. Rainer Jordan, MSc.

Fünfte Deutsche Mundgesundheitsstudie (DMS V)

Die Deutschen Mundgesundheitsstudien des Insti-

tuts der Deutschen Zahnärzte befinden sich derzeit

in der Bearbeitung der fünften Auflage – DMS V.

Als sozialepidemiologische Großstudie sind sie die

einzigen Untersuchungen, die eine repräsentative

Beschreibung der Mundgesundheit der deut-

schen Bevölkerung erlauben. Die Feldphase mit

den zahnmedizinisch-klinischen Untersuchungen

und den sozialwissenschaftlichen Befragungen

wurde im Sommer 2014 erfolgreich abgeschlos-

sen. Derzeit beschäftigt sich das IDZ mit seinem

zahnmedizinischen Expertenkreis mit der Interpre-

tation der Daten, die erneut in einer umfangrei-

chen Forschungsmonografie – im Sommer 2016 –

der Öffentlichkeit vorgestellt werden sollen.

Die DMS V orientiert sich methodisch an den Vor-

gängerstudien, um Zeitvergleiche zu ermöglichen.

Zu den Zielerkrankungen gehören die detaillierte

Erfassung der Karies- und Parodontitislast, denn

dies sind die oralen Haupterkrankungen. Auch an-

dere, nicht kariöse Zahnhartsubstanzdefekte, z. B.

Erosionen, wurden in das Befundungsprogramm

aufgenommen, ebenso wie die Versorgung mit

Zahnersatz. Gleichzeitig werden mit der Erfassung

von Mundschleimhauterkrankungen zahnmedizi-

nisch-klinische Untersuchungsaspekte zurücklie-

gender DMS-Studien zur epidemiologischen Ak-

tualisierung aufgegriffen. Weil sich die DMS-Studien

als sozialepidemiologische Surveys verstehen, wer-

den die zahnmedizinischen Erhebungen von ei-

nem sozialwissenschaftlichen Fragebogen beglei-

Priv.-Doz. Dr. A. Rainer Jordan,
MSc., Wissenschaftlicher
Leiter des IDZ

Dr. Wolfgang Micheelis, 
Sozialwissenschaftlicher 
Berater
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tet. So können wichtige Aussagen zwischen ver-

haltensbezogenen und krankheitsbedingten Zu-

sammenhängen herausgearbeitet werden.

Die repräsentativen versorgungsepidemiologi-

schen Erkenntnisse aus der DMS V werden wich-

tige Informationen liefern, um Behandlungsbedarf

zu identifizieren, zu fokussieren und andererseits

den Präventionsgedanken, der in den vergange-

nen Jahrzehnten durch Individual-, Gruppen- und

Kollektivprophylaxe in der jungen Bevölkerung so

vorbildliche Ergebnisse gezeigt hat, auf den ge-

samten Lebensbogen auszuweiten.

Dynamic Significant Caries Index (dSiC)

Das IDZ beteiligt sich im wissenschaftlichen Diskurs

auch mit methodischer Grundlagenforschung.

Während der Vorbereitungen zur DMS-V-For-

schungsmonografie hat sich das IDZ mit der Be-

richterstattung über Karies-Hochrisikogruppen

auseinandergesetzt.

Im Jahr 2000 wurde hierfür der sogenannte Signifi-

cant Caries (SiC) Index entwickelt, um das Drittel

einer Bevölkerung zu charakterisieren, das den

höchsten Kariesbefall aufweist. Allerdings wurde

bereits in der Vierten Deutschen Mundgesund-

heitsstudie (DMS IV) festgestellt, dass der SiC in Po-

pulationen mit generell niedrigem Kariesbefall, wie

dies beispielsweise in Deutschland bei den Zwölf-

jährigen mit einem durchschnittlichen DMFT-Index-

wert (D: kariöser, M: fehlender, und F: gefüllter T:

Zahn) von 0,7 Zähnen der Fall ist, mitunter keinen

sinnvollen epidemiologischen Index mehr darstellt.

Grund hierfür ist, dass in dem definierten Bevölke-

rungsdrittel des SiC bei generell niedrigem Karies-

befall auch Personen eingeschlossen sein können,

die kariesfrei (DMFT = 0) sind. Damit verliert der SiC-

Index zur Charakterisierung einer Karies-Hochrisiko-

gruppe in der ursprünglichen Fassung seinen Sinn.

Vor diesem Hintergrund hat das IDZ mit Experten aus

der Hochschulwissenschaft und Biostatistikern die-

sen grundsätzlich wichtigen epidemiologischen In-

dex weiterentwickelt. Die methodischen Überlegun-

gen wurden auf internationalen wissenschaftlichen

Kongressen vorgestellt und mit Interesse aufgenom-

men. Das IDZ hat diesen methodisch weiter entwik-

kelten Kariesrisikoindex dynamic Significant Caries

(dSiC) Index genannt. Bei dieser modifizierten Index-

variante werden alle kariesfreien Personen mit ei-

nem DMFT-Indexwert von Null aus der weiteren Be-

trachtung ausgeschlossen und lediglich Personen

einbezogen, die einen DMFT größer Null haben, also

an mindestens einem Zahn eine Karieserfahrung

aufweisen. Diese Subpopulation wird prozentual be-

schrieben und innerhalb dieser der durchschnittli-

che DMFT kalkuliert. Im Ergebnis erhält man zwei

charakterisierende Werte: Den ersten Wert, eine

prozentuale Angabe zur Größe der Subpopulation

mit Karieserfahrung, die im wissenschaftlichen Sinne

als extent bezeichnet werden kann, sowie den zwei-

ten Wert, das arithmetische DMFT-Mittel dieser Sub-

population, das im wissenschaftlichen Sinne als se-

verity bezeichnet werden kann.

Mit dem dSiC steht nun eine Variante des Signifi-

cant Caries Index zur Verfügung, der speziell für

Bevölkerungsgruppen mit generell niedriger Karie-

sprävalenz eingesetzt werden kann.

Gemeinsamer Risikofaktorenansatz

Chronische Krankheiten, darunter Zahnkaries und

Parodontalerkrankungen, stellen weltweit ein er-

hebliches Problem der öffentlichen Gesundheit

dar. Zudem gibt es ein soziales Gesundheitsge-

fälle, das sich linear von oben nach unten durch

die gesamte Gesellschaft zieht. Gesundes Verhal-

ten lässt sich umso schwerer aufrechterhalten, je

weiter unten auf der sozialen Leiter man sich 

befindet. Soziale Ungleichheiten in der Mundge-

sundheit wurden auch in Deutschland nachge-

wiesen. Frühere Erklärungen für soziale Ungleich-
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heiten haben sich vor allem auf individuelle Ver-

haltensweisen konzentriert und die sozialen Deter-

minanten von Gesundheit und Krankheit ver-

nachlässigt. Vorherrschende Ansätze zur

Förderung von Gesundheit waren bis vor kurzem

auf einzelne und spezifische Krankheiten gerichtet

und haben die Mundgesundheit von der Allge-

meingesundheit getrennt. Ein alternativer Ansatz

ist ein gemeinsamer Risikofaktorenansatz, der

Common Risk Factor Approach (CRFA). Betrach-

tet werden die wichtigsten Risikofaktoren bedeu-

tender chronischer Krankheiten einschließlich

Krankheiten des Mundes und der Zähne. Der

CRFA konzentriert sich auf die gemeinsamen zu-

grunde liegenden Determinanten für Gesundheit

- mit dem Ziel, die allgemeine Gesundheit zu ver-

bessern und soziale Ungleichheiten zu reduzieren. 

Die Hauptimplikation des CRFA hinsichtlich der For-

mulierung von Strategien zur Förderung der Mund-

gesundheit besteht in der Zusammenarbeit mit an-

deren Sektoren und Disziplinen. Belange der

Mundgesundheit sollten in die Empfehlungen zur

Verbesserung der Allgemeingesundheit integriert

werden. Verbesserungen in der Mundgesundheit

und eine Reduzierung der Ungleichheiten in der

Mundgesundheit werden wahrscheinlicher durch

eine sektoren- und disziplinübergreifende Zusam-

menarbeit erreicht sowie über Strategien, die sich

auf die vorgelagerten, zugrunde liegenden Deter-

minanten von Munderkrankungen konzentrieren.

Das Konzept des gemeinsamen Risikofaktorenan-

satzes wurde zur Veröffentlichung in der Zeitschrift

„Das Gesundheitswesen“ eingereicht und soll

2015 erscheinen.

EURO-Z-II – Preisvergleich zahnärztlicher Leistun-

gen im europäischen Kontext 

Die nationalen Gesundheitssysteme unterliegen

mehr und mehr dem Einfluss Europas. Vor diesem

Hintergrund ist es wichtig, die Strukturen der

(zahn)medizinischen Versorgung in den Nachbar-

staaten zu kennen. Seit der Erstauflage des EURO-

Z-Projekts 1999 haben sich relevante Änderungen

der Rahmenbedingungen in Deutschland und bei

den europäischen Nachbarn ergeben: Wäh-

rungsumstellung, Reformen der zahnärztlichen

Gebührenordnungen und Anpassung zahnmedi-

zinischer Leistungskataloge. Dieser Fortschritt

führte zu einer Erweiterung des Therapiespek-

trums; zugleich verschärfte sich der Wettbewerb

infolge der Zunahme des grenzüberschreitenden

Waren- und Dienstleistungsverkehrs (Dentaltouris-

mus und Auslandszahnersatz). Insofern war ein Up-

date des IDZ-Projektes geboten. 

In Zusammenarbeit mit der Beratungsgesellschaft

für angewandte Systemforschung (BASYS) wur-

den in einer zweistufigen Expertenbefragung die

Preise ausgewählter, typischer zahnmedizinischer

Leistungen erhoben und vor dem Hintergrund der

landesspezifischen Kontextinformationen bewer-

tet. In die Untersuchung waren neben Deutsch-

land die Nachbarstaaten Dänemark, Frankreich,

Großbritannien, Niederlande, Schweiz sowie Un-

garn einbezogen.

Um den Wandel des zahnmedizinischen Therapie-

spektrums angemessen zu berücksichtigen, wurden

erstmals auch Leistungen aus dem Bereich der Par-

odontitistherapie sowie der Implantatversorgung in

den Preisvergleich aufgenommen. Erhoben wurde

auch, welchen Eigenanteil an den Behandlungsko-

Dr. David Klingenberger,
Stellv. Wissenschaftlicher
Leiter des IDZ, Schwerpunkt
Gesundheitsökonomie
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sten der Patient in der Regel zu tragen hat. Die Er-

gebnisse der EURO-Z-II-Studie verdeutlichen, dass

Deutschland im Vergleich zu dem jeweiligen Preis-

niveau in den untersuchten europäischen Ländern

im Mittelfeld liegt. Die anteiligen Zuzahlungen der

Patienten zu den Behandlungskosten sind in keinem

der Vergleichsländer so niedrig wie in Deutschland.

Die Ergebnisse wurden im Februar 2015 als IDZ-Mo-

nografie, Band 34, publiziert und in der Königlich

Dänischen Botschaft in Berlin vorgestellt.

Investitionen bei der zahnärztlichen Existenzgrün-

dung (InvestMonitor Zahnärzte)

Das IDZ analysiert seit 1984 gemeinsam mit der

Deutschen Apotheker- und Ärztebank das zahn-

ärztliche Investitionsverhalten bei der Niederlas-

sung. In der Projektserie InvestMonitor werden die

Finanzierungsvolumina der allgemeinzahnärztli-

chen Praxen beleuchtet. Neben einer gesamt-

deutschen Darstellung erfolgt eine separate Aus-

weisung der Investitionen in den alten sowie den

neuen Bundesländern. Außerdem wird das Investi-

tionsgeschehen in zahnärztlichen Fachpraxen für

die Bereiche Kieferorthopädie sowie Mund-, Kiefer-

und Gesichts- (MKG) bzw. Oralchirurgie analysiert.

Der InvestMonitor bietet detailliertes Zahlenmate-

rial zur Investitionstätigkeit bei Gründung bzw. Über-

nahme von zahnärztlichen Einzelpraxen sowie von

Berufsausübungsgemeinschaften.

Die Analyse für das Jahr 2013 verdeutlicht, dass

für die Neugründung einer Einzelpraxis im Schnitt

das höchste Finanzierungsvolumen benötigt

wurde (427.000 Euro). Für die Neugründung einer

oralchirurgischen oder MKG-Fachpraxis waren so-

gar 577.000 Euro zu veranschlagen.

Aus ökonomischer Sicht lassen sich die Daten da-

hingehend interpretieren, dass die zahnärztliche

Berufsausübung eine sehr umfangreiche tech-

nisch-apparative Ausstattung zur modernen Pa-

tientenversorgung erfordert. 

Berufsbild angehender und junger Zahnärzte

Das Institut der Deutschen Zahnärzte führt derzeit

das empirische Projekt „Berufsbild angehender

und junger Zahnärzte“ durch. Die Studie soll über

die Einstellungen und Vorstellungen von Zahnme-

dizinstudierenden, Assistenzzahnärzten und ange-

stellten Zahnärzten zu ihrer (zukünftigen) Berufsaus-

übung, ihrem Berufsbild und ihren Zukunftsplänen

Aufschluss geben, mit dem Fokus auf eine mögli-

che Niederlassung.

Die Studie ist in drei Module aufgeteilt. Das Modul

1 beschäftigt sich mit Studierenden der Zahnme-

dizin, in Modul 2 werden junge Zahnärzte in der

Assistenzzeit befragt und in Modul 3 angestellte

Zahnärzte.

Modul 1, Y-Dent – Berufsbild angehender Zahn-

ärzte, ist als Längsschnittstudie angelegt. 2014

wurden Gruppendiskussionen mit Studenten an

drei Standorten in Deutschland durchgeführt. Die

qualitativen Ergebnisse wurden bei der Erstellung

eines Fragebogens genutzt, der unter anderem

die Themenbereiche Berufsausübung, Niederlas-

sung, geplante Berufswege, Work-Life-Balance

und berufliche Zufriedenheit umfasst, und mit

dem Studierende sowie in angepasster Form An-

gestellte und Assistenten befragt werden. 

Um die Studierenden zu erreichen, wurden die

Fachschaften der 30 zahnmedizinischen Fakultä-

ten eingebunden, so dass im Dezember 2014 die

Fragebögen in einer Vollerhebung an alle Studie-

renden der 9. und 10. Semester verteilt werden

konnten. Die Feldphase an den Universitäten en-

dete im März 2015, die Teilnehmerquote lag bei

ca. 70 Prozent. Die Studienteilnehmer werden am

Ende ihrer Assistenzzeit, in etwa zwei Jahren, sowie

weitere zwei Jahre später erneut befragt.

Die Module 2 und 3, Berufsbild junger Zahnärzte,

sind als Ergänzungsstudien konzipiert und bezie-

hen sich auf die Assistenzzahnärzte sowie die an-

gestellten Zahnärzte. Da die Ergebnisse aus der

Längsschnittstudie Y-Dent, soweit sie diese beiden

Gruppen anbelangt, erst in zwei bzw. vier Jahren

vorliegen werden, soll mit der Ergänzungsstudie

bereits früher ein empirisches Standbild zu den

jungen Zahnärzten erstellt werden. Die jungen

Institut der Deutschen Zahnärzte (IDZ)



Bundeszahnärztekammer|Jahresbericht 14/15

35

Zahnärzte wurden über die regionalen Kassen-

zahnärztlichen Vereinigungen angeschrieben, der

Rücklauf betrug etwa ein Drittel der knapp 15.000

versendeten Fragebögen. Die Kosten der Ergän-

zungsstudie wurden durch Forschungsförderun-

gen der Deutschen Apotheker- und Ärztebank so-

wie der Deutschen Ärzteversicherung getragen.

Grundlagen der Patientenberatung

Die Patientenberatungsstellen der zahnärztlichen

Körperschaften informieren ratsuchende Patien-

ten bundesweit und helfen bei Fragestellungen zur

Zahnarztsuche, zur Therapieplanung oder bei Be-

schwerden. Die Weiterentwicklung des Beratungs-

angebots durch die gemeinsame Arbeitsgemein-

schaft „Patientenorientierte Weiterentwicklung der

zahnärztlichen Patientenberatung“ von BZÄK und

KZBV erfolgt durch die Implementierung einheitli-

cher methodischer Standards, die wissenschaftlich

hergeleitet, erhoben und evaluiert werden.

Vor diesem Hintergrund wurde in Gruppendiskus-

sionen mit erfahrenen Patientenberatern aus

ganz Deutschland deren Grundverständnis von

der zahnärztlichen Patientenberatung erarbeitet.

Die Ergebnisse wurden in einem Abschlussbericht

zusammengefasst, die Grundlagen in Kurzform als

IDZ-Sonderpublikation „Grundlagen der zahnärzt-

lichen Patientenberatung – Ein didaktischer Leit-

faden“ herausgegeben. Der Leitfaden vermittelt

das Verständnis und die Ziele der zahnärztlichen

Patientenberatung, die Voraussetzungen für ein

Beratungsgespräch, den Gesprächsablauf sowie

die Dokumentation. Darüber hinaus enthält er In-

formationen zum organisationsübergreifenden

Austausch.

Der Leitfaden wurde in einem Pilotprojekt auf dem

Arbeitstreffen der Beratungszahnärzte der Zahnme-

dizinischen Patientenberatungsstelle Baden-Würt-

temberg im April 2015 in Stuttgart vorgestellt und

evaluiert. Er soll zeitnah bundesweit in überregiona-

len Einführungsveranstaltungen in den Patienten-

beratungsstellen der (Landes-)zahnärztekammern

und KZVen implementiert werden.

In einer Zusatzauswertung betrachtete Prof. Dr. M.

Dick, Otto-von-Guericke Universität Magdeburg/In-

stitut für Betriebspädagogik, die Ergebnisse der von

ihm geleiteten Gruppendiskussionen unter dem

Schwerpunkt des Empowerments und erörterte in

der IDZ-Information 2/2015 „Stellenwert der Empo-

werment-Perspektive bei der institutionalisierten Pa-

tientenberatung zahnärztlicher Körperschaften in

Deutschland – Ergebnisse einer qualitativen Studie

zur aktuellen Beratungspraxis“, inwiefern durch eine

patientenzentrierte Gesprächsführung die Patien-

tenberater die Lebenswelt der Patienten berück-

sichtigen (können). Er kommt zu dem Ergebnis, dass

Ressourcen entdeckt und auch vermittelt werden,

wodurch die Möglichkeiten zur Partizipation der Pa-

tienten erhöht werde.

Dr. Nele Kettler, 
Wissenschaftliche Referentin
des IDZ, Schwerpunkt
Zahnärztliche Berufsausübung
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Zentrum Zahnärztliche Qualität (ZZQ)

Das ZZQ ist eine gemeinsame Einrichtung von Bun-

deszahnärztekammer (BZÄK) und Kassenzahnärztli-

cher Bundesvereinigung (KZBV). Im ZZQ werden

Grundfragen der zahnärztlichen Qualitätsförderung

und der externen Qualitätssicherung bearbeitet.

Monitoring

Ein Schwerpunkt ist das Monitoring von Qualitäts-

förderungsinitiativen und Entwicklungen in der

Qualitätsforschung national und international, be-

gleitet von Literaturauswertungen, zuletzt mit dem

Fokus auf Pay-for-Performance (P4P)-Instrumen-

ten, die im zahnärztlichen Bereich in einigen Län-

dern und Systemen derzeit erprobt werden. An-

hand der einschlägigen Literatur wurde ein

Glossar, das sich mit der Etablierung qualitätsori-

entierter Vergütungssystematik und damit verbun-

dener Begrifflichkeiten befasst, entwickelt.

Gemeinsames Leitlinienprogramm 

Leitlinien dienen als Entscheidungshilfen, indem

sie den Stand der Forschung zusammenfassen

und Empfehlungen für die Praxis formulieren. Bei

zahnmedizinischen Leitlinienvorhaben sorgt das

ZZQ dafür, dass Vertreter von BZÄK und KZBV an

den Konsensusverfahren beteiligt sind und dass

ein hoher methodischer Standard gewahrt bleibt.

Dies ist sinnvoll, weil so bereits bei der Leitlinienent-

wicklung die Anwendung unter Alltagsbedingun-

gen berücksichtigt werden kann. Schließlich muss

Institut der Deutschen Zahnärzte (IDZ)

die Relevanz der Leitlinienempfehlungen für den

Versorgungsalltag erkennbar sein. Insbesondere

bei der Auswahl der Themen müssen versorgungs-

politische Effekte berücksichtigt werden.

Da die Fachgesellschaften in der Entwicklung von

Leitlinien unterschiedlich relevanter Themen auto-

nom sind, arbeiten BZÄK, DGZMK und KZBV ge-

meinsam daran, ein strukturiertes, an Kriterien aus-

gerichtetes Leitlinienprogramm zu realisieren. Eine

Priorisierung von Leitlinienthemen wird in der Task

Force Qualität des ZZQ vorgenommen. Die Task

Force gibt auch Empfehlungen zur Aufbereitung

von Leitlinien. Aus den oft sehr langen Leitlinientex-

ten der Vollversionen sollen praxistaugliche Kurzver-

sionen für die Zahnärzte erstellt und in digitalisierter

Form verbreitet werden. Kurze Zahnarztversionen

kommen dem Nutzerbedürfnis entgegen. Weiterhin

soll das bei der Leitlinienentwicklung bewertete Wis-

sen auch Patienten in entsprechend aufbereiteter

Form zur Verfügung gestellt werden.

Gruppendiskussionen mit Zahnärzten zu Informa-

tionsbedürfnissen

Gemeinsam mit dem IDZ wurden zwei Gruppen-

diskussionen mit niedergelassenen Zahnärzten zur

Ergründung des Informationsbedarfs potenzieller

Leitliniennutzer in München und Berlin durchge-

führt. Im Rahmen einer moderierten Diskussion be-

sprachen die Teilnehmer den subjektiven wie

auch den fachlichen Stellenwert von Leitlinien vor

dem Hintergrund ihres professionellen Selbstver-

ständnisses und ihres Informationsverhaltens.

Im Diskussionsleitfaden wurden auch Aspekte der

Patientenorientierung – Nutzen Leitlinien den Pa-

Dr. Regine Chenot, 
Leiterin des ZZQ

Nele Güntheroth, M.A.,
Referentin des ZZQ seit 01.06.15
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tienten? Unterstützen sie die Zahnarzt-Patient-Be-

ziehung? Können sie die Qualität der Behandlung

verbessern? – berücksichtigt.

Agenda Qualitätsförderung

Die Agenda Qualitätsförderung wurde im Hinblick

auf wissenschaftliche und standespolitische The-

men weiterentwickelt und veröffentlicht. Sie be-

schreibt die Bedeutung der Qualitätsförderung für

den zahnmedizinischen Berufsstand, indem

Grundsätze und Handlungsempfehlungen zur

Qualitätsförderung in der zahnärztlichen Versor-

gung dargelegt werden.

Weiterentwicklung der Patientenberatung

Entwicklung eines Evaluationskonzepts

IDZ und ZZQ waren mit der Entwicklung des Eva-

luationskonzepts für die Patientenberatung der

zahnärztlichen Körperschaften beauftragt. Unter

Evaluation wird die Analyse und Bewertung eines

Prozesses verstanden, die innerhalb vorab defi-

nierter Zeiträume und Kriterien erfolgt. Anhand

der Ergebnisse aus der Evaluation können direkte

Rückschlüsse zur Optimierung des betrachteten

Prozesses gezogen werden. Sie ist demnach pro-

zessbegleitend und beinhaltet im Grundgedanken

Elemente der Qualitätssicherung. Im Rahmen eines

einheitlichen Informationsmanagements innerhalb

der Patientenberatung, das auf der elektronischen

Falldokumentation basiert, wurden für die Erprobung

und Implementierung Evaluationskriterien entwickelt.

Dokumentation von Verfahren und Beschwerden:

Testphase 2015

Das gemeinsame Projekt „Patientenorientierte

Weiterentwicklung der zahnärztlichen Patienten-

beratung“ von BZÄK und KZBV ist mit einer Test-

phase zur statistischen Erhebung von

Eingaben/Beschwerden und Verfahren in der

zahnärztlichen Selbstverwaltung gestartet. Die

Datensammlung fand über einen Zeitraum von

drei Monaten statt. Jede Eingabe wird gezählt.

Die Teilnehmer erhielten ein Formular für struktu-

rierte Meldungen zum Verbesserungsbedarf.

Diese wurden analysiert, um Erkenntnisse über Ak-

zeptanz und Umsetzung für die spätere Einführung

der elektronischen Falldokumentation zu gewin-

nen. Eine einheitliche Datenerhebung in allen Kör-

perschaften ist eine wichtige und grundlegende

Voraussetzung, um einen ersten zusammenfassen-

den Bericht über die Leistungen der zahnärztlichen

Körperschaften auf diesem Gebiet zu erstellen.

Nationale und internationale wissenschaftliche

Beteiligung von IDZ und ZZQ

Das IDZ/ZZQ hat Mitgliedschaften in folgenden

Organisationen:

— Deutsche Gesellschaft für Gesundheitsökono-

mie (dggö)

— Deutsche Gesellschaft für Medizinische Infor-

matik, Biometrie und Epidemiologie (GMDS)

— Deutsche Gesellschaft für Sozialmedizin und

Prävention (DGSMP)

— Deutsche Gesellschaft für Zahn-, Mund- und

Kieferheilkunde (DGZMK)

— Deutsches Netzwerk Evidenzbasierte Medizin

(DNEbM)

— Deutsches Netzwerk Versorgungsforschung

(DNVF)

— Guidelines International Network (G-I-N)

— International Association of Dental Research

(IADR)

Lehraufträge

Micheelis, W.: Lehrauftrag zur "Zahnmedizinischen

Soziologie“ am Zentrum für Zahn-, Mund- und Kie-

ferheilkunde der Universität zu Köln

Jordan, A. R.: Lehrauftrag „Lehrstuhl für Zahnerhal-

tung und Präventive Zahnmedizin“ an der Fakul-

tät für Gesundheit, Department für Zahn-, Mund-

und Kieferheilkunde, der Universität Witten/Her-

decke

Öffentlichkeitsarbeit von IDZ und ZZQ 

Die Arbeiten des IDZ werden über Buchpublikatio-

nen und einen eigenen IDZ-Informationsdienst

umgesetzt, der die interessierte Fachöffentlichkeit

und zahnärztliche Organisationen bedient. Durch

weitere wissenschaftliche Publikationen in Fach-

zeitschriften, Vorträge sowie Präsentationen auf
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nationaler und verstärkt internationaler Ebene

verschafft sich das IDZ in der Forschungsland-

schaft Stimme und Ansehen. Außerdem sind Spe-

zial- und Nachauswertungen aus den Forschungs-

projekten Rüstzeug für die Öffentlichkeitsarbeit

der Trägerorganisationen. Zudem steht das IDZ als

Ansprechpartner für Institutionen und Personen zur

Verfügung, die zu Einzelaspekten der zahnärztli-

chen Versorgung Informationen benötigen oder

Unterstützung im Rahmen von wissenschaftlichen

Arbeiten oder Vorträgen suchen. Im Rahmen der

Öffentlichkeitsarbeit haben sich IDZ und ZZQ auch

bei der 36. Internationalen Dental-Schau (IDS)

vom 10.-14. März 2015 in Köln am Stand der Bun-

deszahnärztekammer präsentiert.

IDZ-eigene Veröffentlichungen

Klingenberger, D., Köhler, B.: Investitionen bei der

zahnärztlichen Existenzgründung 2013 (InvestMo-

nitor Zahnarztpraxis). IDZ-Information, 2014, (2)

Kettler, N., Jordan, A. R., Micheelis, W.: Grundla-

gen der zahnärztlichen Patientenberatung. Ein di-

daktischer Leitfaden. Sonderpublikation des IDZ,

November 2014

Klingenberger, D., Schneider, M., Hofmann, U.,

Köse, A.: EURO-Z-II – Preisvergleich zahnärztlicher

Leistungen im europäischen Kontext. IDZ-Materia-

lienreihe Band 34, Deutscher Zahnärzte Verlag

DÄV, Köln, 2015

Dick, M., Wagner, I., Gerhardt, M.: Stellenwert der

Empowerment-Perspektive bei der institutionali-

sierten Patientenberatung zahnärztlicher Körper-

schaften in Deutschland. Ergebnisse einer quali-

tativen Studie zur aktuellen Beratungspraxis.

IDZ-Information, 2015, (2)

Vorträge/Präsentationen

Jordan, A. R., Klingenberger, D.: Is the Significant

Caries (SiC) Index in low-caries populations still si-

gnificant? Posterpräsentation Nr. 137 zur Jahresta-

gung der International Association for Dental 

Research/Pan European Region, Dubrovnik, 

10.-13.09.2014

Kettler, N.: Qualitätsverständnis und Qualitätsma-

nagement. Probleme und Vereinbarkeit in der

Praxis. Vortrag auf dem Deutschen Zahnärztetag,

Frankfurt am Main, 07.-08.11.2014

Klingenberger, D.: Rahmenbedingungen der zahn-

ärztlichen Versorgung in Europa. EURO-Z-II. Vortrag

beim Workshop zur zahnmedizinischen Versorgung

im europäischen Vergleich. Ländervergleich

Deutschland – Dänemark, Königlich Dänische

Botschaft Berlin, 25.02.2015

Klingenberger, D.: EURO-Z-II. Preisvergleich zahn-

ärztlicher Leistungen im europäischen Kontext.

Vortrag auf der Pressekonferenz zur Vorstellung

der EURO-Z-II-Studie, Bundespressekonferenz Ber-

lin, 03.03.2015

Jordan, A. R., Micheelis, W., Schmidt, P., Zimmer,

S., Klingenberger, D.: Proposing the dynamic Signi-

ficant Caries (dSiC) Index for low-caries populati-

ons. Posterpräsentation Nr. 2939 zur 93. General

Session & Exhibition der IADR, Boston, 11.-

14.03.2015

Kettler, N., Splieth, C. H., Micheelis, W., Jordan, A. R.:

Erfahrungen, Probleme und Einschätzungen nie-

dergelassener Zahnärzte bei der Behandlung jün-

gerer Kinder. Ergebnisse einer bundesweiten Be-

fragungsstudie. Vortrag auf dem 5. Thüringer

Akademietag, Erfurt, 14.03.2015

Klingenberger, D.: Der Einfluss der Material- und

Laborkosten auf die Gesamtkosten von zahnpro-

thetischen Versorgungen. Ergebnisse aus einem

europäischen Ländervergleich. Vortrag auf der 7.

Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Ge-

sundheitsökonomie, Bielefeld, 17.03.2015

Jordan, A. R.: Wege in die zahnärztliche Selbstän-

digkeit. Existenzgründungsforschung am IDZ. Vor-

trag auf der 3. Premium Partner-Klausurtagung

des Deutschen Zahnärztetages, Frankfurt am

Main, 10.04.2015

Institut der Deutschen Zahnärzte (IDZ)
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Kettler, N., Micheelis, W., Jordan A. R., Dick, M.: Er-

stellung des didaktischen Leitfadens. Grundlagen

der Zahnärztlichen Patientenberatung. Vortrag

auf dem Arbeitstreffen der Beratungszahnärzte

der Zahnmedizinischen Patientenberatungsstelle

Baden-Württemberg, Stuttgart, 18.04.2015

Klingenberger, D.: Preisvergleich zahnärztlicher

Leistungen im europäischen Kontext. Euro-Z-II. Vor-

trag beim VDDI-Arbeitskreis, Köln, 07.05.2015

Kettler, N.: Berufsbild angehender und junger

Zahnärzte. Vortrag auf der Koordinierungskonfe-

renz der Öffentlichkeitsbeauftragten, Baden-Ba-

den, 08.-09.05.2015

Jordan, A. R.: Versorgungsforschung. Wissenschaft

im Spannungsfeld zwischen Patientenorientie-

rung, Qualität und Wirtschaftlichkeit. Vortrag auf

der Frühjahrstagung des Deutschen Arbeitskreises

für Zahnheilkunde und der Vereinigung Demokra-

tische Zahnmedizin, Frankfurt am Main, 09.05.2015

Klingenberger, D.: Einführung in die Volkswirt-

schaftslehre. Vortrag bei der AS-Akademie, Mün-

ster, 29.05.2015

Fachbeiträge

Jordan, A. R.: HIV und Orale Medizin. In: Hoff-

mann, C., Rockstroh, J. K. (Hrsg.): HIV 2014/2015.

Med Fokus Vers, Hamburg, 2014, 605-613

Heilmann, A., Sheiham, A., Watt, R. G., Jordan, A. R.:

Gemeinsamer Risikofaktorenansatz. Gesundheits-

botschaften neu gedacht. Zahnärztliche Mittei-

lungen, 2014, 104, (13), 30-34

Kettler, N.: Was wollt Ihr? Dentalfresh, 2014, 10,

(3), 32

Jordan, A. R., Klingenberger, D., Lemor, F.: Der freie

Zahnarztberuf als Motor der Gesundheitswirt-

schaft. Der freie Beruf, 2014, 40, 15

Jordan, A. R.: Geräuschpegel ist eine Belastungs-

komponente. Kurzbeitrag Zahnärztliche Mitteilun-

gen 2014, 104, (15), 29

Chenot, R.: Versorgung soll bedarfsgerecht sein.

Sachverständigenrat stellt Gutachten vor. Zahn-

ärztliche Mitteilungen, 2014, 104, (14), 26

Jordan, A. R.: Zahnmedizinische Versorgungsfor-

schung in Deutschland – eine Standortbestim-

mung. Forum für Zahnheilkunde, 2014, 33, (120),

12-14

Chenot, R., Kühnisch, J.: Kommentar zum neuen

HTA-Bericht Fissurenversiegelung bei Kindern und

Jugendlichen mit hohem Kariesrisiko. Zahnärztli-

che Mitteilungen 2014, 104, (19), 28-29

Jordan, A. R., Bodechtel, C., Hertrampf, K., Hoff-

mann, T., Kocher, T., Nitschke, I., Schiffner, U., Stark,

H., Zimmer, S., Micheelis, W.: The Fifth German Oral

Health Study (Fünfte Deutsche Mundgesundheits-

studie, DMS V). rationale, design, and methods.

BMC Oral Health, 2014, 14 (1), 161

Schützhold, S., Kocher, T., Biffar, R., Hoffmann, T.,

Schmidt, C. O., Micheelis, W., Jordan, A. R., Holt-

freter, B.: Changes in prevalence of periodontitis

in two German population-based studies. Journal

of Clinical Periodontology, 2015, 42, (2), 121-130

Kettler, N., Wehry, C., Draeger, S., Jordan, A. R.:

Zahnmedizinische Prävention in Deutschland. Mo-

nitor Versorgungsforschung, 2014, 7, (6), 45-50

Chenot, R.: Keine Qualität ohne Kommunikation.

Zahnärztliche Mitteilungen, 2015, 105, (6), 30

Klingenberger, D.: EURO-Z-II-Studie. Vergleich zahn-

ärztlicher Leistungen. Zahnärztliche Mitteilungen,

2015, 105, (6), 32-37
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Ausschuss Gebührenrecht

Auch im Berichtszeitraum 2014/2015 lag das

Schwergewicht der Arbeit des Ausschusses Ge-

bührenrecht der Bundeszahnärztekammer dar-

auf, die Gebührenordnung für Zahnärzte, die GOZ

2012, so auszulegen und zu kommentieren, dass

in der täglichen Praxis bestmöglich damit gear-

beitet werden kann. Das Ergebnis dieser Arbeit ist

in dem 285-seitigen GOZ-Kommentar der Bundes-

zahnärztekammer zusammengefasst. Ergänzt wird

dieser im Internet allen interessierten Zahnärzten,

Praxismitarbeitern, aber auch Kostenerstattern

und Gerichten zugängliche Kommentar um eine

Vielzahl von fachlichen und gebührenrechtlichen

Stellungnahmen. Die Stellungnahmen haben zwei

Funktionen: Sie sollen zunächst den GOZ-Kom-

mentar durch vertiefte Auseinandersetzung mit ei-

nem speziellen Problem ergänzen, wenn die

Breite der Argumentation den Rahmen der Kom-

mentierung sprengen würde. Die Stellungnahmen

dienen aber auch als Handreichung für die Kam-

mermitarbeiter, die Zahnärzteschaft und nicht zu-

letzt Patienten in Auseinandersetzung mit den Ko-

stenträgern. In der Vergangenheit wurden die

Stellungnahmen den Kammern zusammen mit

den jeweiligen Sitzungsprotokollen der Treffen des

Ausschusses Gebührenrecht zur Verfügung ge-

stellt. Um den Zugriff auf die Beschlüsse zu optimie-

ren, hat der Ausschuss Gebührenrecht beschlos-

sen, die Stellungnahmen zukünftig im öffentlichen

Bereich der Homepage der BZÄK allen Interessier-

ten zur Verfügung zu stellen. Darüber hinaus hat

der Ausschuss einen Katalog analog zu berech-

nender Leistungen zusammengestellt, der ständig

weiterentwickelt wird.

Der GOZ-Kommentar der Bundeszahnärztekam-

mer, eine wissenschaftlich abgesicherte Abrech-

nungsanleitung, wurde bereits mehr als 11.143

Mal aus dem Internet heruntergeladen. Ein Beleg

für die erfolgreiche Arbeit des Ausschusses, der

damit allen Anwendern der GOZ eine sinnvolle

Dienstleistung bietet.

Da die Struktur der alten GOZ weitestgehend bei-

behalten wurde, arbeitet das Gros der Praxen

mittlerweile ohne größere Probleme mit der novel-

lierten GOZ. Die Forderung nach einer angemes-

senen Punktbewertung und Relationierung ist da-

mit gleichwohl nicht vom Tisch, sondern aktueller

denn je.

Eine zeitgemäße und fachlich wie betriebswirt-

schaftlich stimmige GOZ ist und bleibt eine Kern-

forderung der Bundeszahnärztekammer an die

Politik. Mit Blick auf das Novellierungsverfahren

GOZ und Gebührenrecht

Kontinuierliche Weiterentwicklung des GOZ-Kommentars

Dr. Peter Engel, 
Präsident der BZÄK

Dr. Wolfgang Menke,
Vorsitzender des Ausschusses
Gebührenrecht und Präsident
der ZÄK Bremen

RA René Krouský, 
Stellv. Hauptgeschäftsführer
und Justitiar der BZÄK
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der GOÄ und nicht zuletzt auf den neuen § 12

„Überprüfung“ der GOZ ist hier jedoch mit einer

zeitnahen Nachbesserung nicht zu rechnen.

§ 12 GOZ bestimmt: Die Bundesregierung prüft die

Auswirkungen der Neustrukturierung und -bewer-

tung der Leistungen der Gebührenordnung für

Zahnärzte. Sie berichtet dem Bundesrat bis späte-

stens Mitte des Jahres 2015 über das Ergebnis der

Prüfung und die tragenden Gründe.

Dieser Evaluierungsprozess wird durch den Aus-

schuss Gebührenrecht der Bundeszahnärztekam-

mer aktiv begleitet, um Fehlinterpretationen mög-

lichst schon im Vorfeld begegnen zu können. Bis

zum Redaktionsschluss dieses Berichts lag der Be-

richt der Bundesregierung an den Bundesrat noch

nicht vor.

Die Bundeszahnärztekammer, der Verband der

Privaten Krankenversicherung und die Beihilfestel-

len von Bund und Ländern haben im Jahr 2013

die Einrichtung eines Beratungsforums für Gebüh-

renordnungsfragen vereinbart, um im partner-

schaftlichen Miteinander daran zu arbeiten, die

Rechtsunsicherheit nach der Novellierung der 

Gebührenordnung für Zahnärzte zu beseitigen.

Das inzwischen etablierte Gremium hat die Auf-

gabe übernommen, grundsätzliche Auslegungs-

fragen der GOZ, Fragen der privatzahnärztlichen

Qualitätssicherung sowie Fragen des Inhalts und

der Abgrenzung privatzahnärztlicher Leistungen

zu diskutieren und möglichst einvernehmlich zu

beantworten. Ein wichtiges Ziel ist dabei die Ver-

besserung der Beziehung zwischen Patient, Zahn-

arzt und Versicherungsmitarbeiter in der täglichen

Praxis.

Mit der erklärten Zielsetzung, Probleme im Vorfeld

zu lösen und dadurch Auslegungsstreitigkeiten

oder vielfache gerichtliche Auseinandersetzun-

gen zu vermeiden, sind inzwischen 15 Beschlüsse

des Beratungsforums veröffentlicht worden, die

von den Vorständen und Gremien der beteiligten

Institutionen bestätigt wurden. Bei Redaktions-

schluss waren noch weitere Beschlüsse in Bearbei-

tung.

Zudem beobachtet der Ausschuss Gebühren-

recht der Bundeszahnärztekammer die anste-

hende GOÄ-Novellierung vor dem Hintergrund

ihrer möglichen Auswirkungen auf die Zahnärzte-

schaft. Das Bundesgesundheitsministerium hat

der Bundeszahnärztekammer die Gelegenheit

eingeräumt, an den Beratungen zur Novellierung

der GOÄ teilzunehmen. Das Bundesgesundheits-

ministerium trägt damit dem gern übersehenen

Umstand Rechnung, dass die GOÄ immense Be-

deutung auch für die Zahnärzte hat, da sie die

Berechnungsgrundlage für ein denkbar breites

Spektrum des zahnärztlichen Leistungsgesche-

hens bildet. Umso bedauerlicher ist es, dass die

Die Mitglieder des Ausschusses Gebührenrecht auf der 
Koordinierungskonferenz der GOZ-Referenten der 
(Landes-)Zahnärztekammern am 23.01.15:
V.l.n.r.: RA René Krouský, Dr. Wolfgang Menke 
(Vorsitzender Ausschuss Gebührenrecht), 
ZA Jost Rieckesmann, nicht im Bild Dr. Jan Wilz
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Bundeszahnärztekammer in die Erarbeitung des

gemeinsamen GOÄ-Entwurfs von Bundesärzte-

kammer und PKV-Verband weder eingebunden

war, noch die Gelegenheit erhalten hat, den

zahnärztlichen Anliegen hinreichend Gehör zu

verschaffen. Die Beteiligung in der Arbeits-

gruppe des BMG ist insoweit ein erfreulicher Fort-

schritt. Allerdings bleibt das Problem, dass die

Bundeszahnärztekammer den Entwurf und alle

Begleitinformationen erst unmittelbar vor den

Beratungen zur Kenntnis erhält. Die Bundeszahn-

ärztekammer hat daher klargestellt, dass die Teil-

nahme an den Beratungen zur Novellierung der

GOÄ nicht bedeutet, dass das in der Arbeits-

gruppe erzielte Beratungsergebnis konsentiert

oder sonst vom Einverständnis der Bundeszahn-

ärztekammer getragen wäre. Die Entsendung

eines Vertreters in das Gremium kann daher die

Einräumung eines umfassenden Rechtes zur Stel-

lungnahme nicht ersetzen oder vorwegnehmen.

Eine kritische oder auch ablehnende Auseinan-

dersetzung mit dem Vorschlag bzw. Entwurf

bleibt ausdrücklich vorbehalten.

Eng begleitet wird die Arbeit des Ausschusses Ge-

bührenrecht durch die GOZ-Referenten der (Lan-

des-)Zahnärztekammern. Der fruchtbare wechsel-

seitige Gedankenaustausch findet seine Basis u.a.

in regelmäßigen Koordinierungskonferenzen der

GOZ-Referenten. Im Berichtszeitraum fand eine

solche Koordinierungskonferenz am 23. Januar

2015 statt. Die Koordinierungskonferenz bot den

Teilnehmern Gelegenheit, sich über den aktuellen

Stand der GOZ-Kommentierung und den Katalog

der Stellungnahmen, die Arbeit und Ergebnisse

des Beratungsforums für Gebührenordnungsfra-

gen von Bundeszahnärztekammer, PKV-Verband

und Beihilfe und den Stand der GOÄ-Novellierung

informieren zu lassen. Die Teilnehmer berichteten

weiterhin zu aktuellen Themen aus den Ländern.

Es konnten aber auch Einzelfragen zu GOZ-Lei-

stungen und zum Gebührenrecht intensiv disku-

tiert werden. 

GOZ und Gebührenrecht

Koordinierungskonferenz der GOZ-Referenten
der (Landes-)Zahnärztekammern

Die Mitglieder des Ausschusses Gebührenrecht am 23.01.15
in Berlin:
V.l.n.r.: Dr. Wolfgang Menke (Vorsitzender Ausschuss Gebüh-
renrecht), ZA Jost Rieckesmann, Dr. Michael Striebe 
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GOZ-Analyse

Die GOZ-Analyse ist eine bereits 1997 initiierte

Dauerbeobachtung zum privatzahnärztlichen Li-

quidationsverhalten. Im Rahmen der Evaluie-

rung der novellierten GOZ kam dieser Erhebung

im Berichtszeitraum eine zentrale Bedeutung zu.

Inhaltlich erlaubt die GOZ-Analyse neben der

Auswertung der wesentlichen Rechnungsdaten

– GOZ/GOÄ-Positionen, Analogkennzeichnung,

Häufigkeit, Multiplikator, Material- und Laborkos-

ten (getrennt nach Praxislabor und gewerbli-

chem Labor), Kennzeichnung als Mehrkosten-

vereinbarung – auch Auswertungen anhand des

Versichertenstatus.

Hochrechnungen auf das Bundesgebiet

Die GOZ-Analyse stellte mit rund 500 regelmäßig

teilnehmenden Zahnarztpraxen viele Jahre eine

umfangreiche, für wichtige Aspekte auch die

einzige öffentlich zugängliche Datenquelle dar.

Seit 2012 wurde die GOZ-Analyse qualitativ wie

quantitativ erheblich weiterentwickelt. Wesent-

liche Änderungen sind:

— Umstellung auf eine zufällige Praxisstich-

probe auf Kammerebene

— Anwendung eines bundeseinheitlichen Ver-

fahrens zur Teilnehmerneugewinnung 

— Datensatzerweiterung um neue Informationen.

Die Umstellung auf eine Zufallsstichprobe konnte

im Berichtszeitraum in den letzten verbleibenden

Kammern mit Rücklaufquoten zwischen 35 und

50 Prozent der kontaktierten Praxen abgeschlos-

sen werden. Damit stellt die GOZ-Analyse ab

2013 eine echte Zufallsstichprobe dar. 

Mittlerweile nehmen über 3.000 Zahnarztpraxen

regelmäßig an dem Projekt teil. Das Ziel, die

Stichprobe auf mindestens fünf Prozent aller

deutschen Zahnarztpraxen zu erweitern und

eine regional repräsentative Datengrundlage zu

schaffen, konnte erreicht werden. Die Daten des

Datengrundlage der GOZ-Analyse weiter ausgebaut

San.-Rat Dr. Hans Joachim Lellig, 
Vorsitzender des Ausschusses 
GOZ-Analyse und Vizepräsident 
der Ärztekammer des Saarlandes/
Vorsitzender der Abt. Zahnärzte

RA René Krouský, 
Stellv. Hauptgeschäftsführer
und Justitiar der BZÄK

Dipl.-Soz. Wiss. Andreas Kunzler,
Rechtsabteilung der BZÄK, 
Bereich Statistik

Int. Dipl.-Betriebsw. (FH) Kathrin Fuchs,
Rechtsabteilung der BZÄK,  
Bereich Statistik
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Jahres 2013 erlauben erstmals eine gewichtete

Hochrechnung des privatzahnärztlichen Liquida-

tionsverhaltens auf das Bundesgebiet.

Darüber hinaus wurde die GOZ-Analyse inhalt-

lich erweitert. Insbesondere ist die Einbeziehung

befundbezogener Informationen zu erwähnen,

die im Bereich Zahnersatz bei gleich- und an-

dersartiger Versorgung entsprechende Auswer-

tungen erlauben.

Evaluation der GOZ und weitere Anwendungs-

bereiche

Die GOZ-Analyse in ihrer jetzigen Form stellt – bezo-

gen auf das private Abrechnungsgeschehen –

den hochwertigsten Datenbestand auf dem Markt

dar und wird als solcher in unterschiedlichen Kon-

texten nachgefragt.

So griff die mit der Evaluation der GOZ 2012 be-

traute Beratungsgesellschaft für angewandte Sys-

temforschung mbH (BASYS) bei ihrer Arbeit wesent-

lich auf die Daten der GOZ-Analyse zurück. Die

Bundeszahnärztekammer stellte die Standardaus-

wertungen der privatzahnärztlichen Liquidation in

den vergangenen Jahren zur Verfügung. Für den

Bereich der gleich- und andersartigen Versorgung

wurden in enger Abstimmung mit der Kassenzahn-

ärztlichen Bundesvereinigung ergänzende Auswer-

tungen zur Verfügung gestellt. Im Austausch mit

BASYS und dem Bundesministerium für Gesundheit

(BMG) stellte die BZÄK die Notwendigkeit heraus,

sich bei der Bewertung der Honorarauswirkungen

auf jene Effekte zu beschränken, die unmittelbar

der Novellierung zugeschrieben werden können.

Der Evaluationsbericht wird für 2015 erwartet, lag

jedoch bei Redaktionsschluss noch nicht vor.

Auch jenseits der Evaluation fanden die Daten der

GOZ-Analyse Verwendung. So nutzte beispiels-

weise das Statistische Bundesamt die Daten als

Grundlage für die Überarbeitung der Angaben zur

Bepreisung zahnärztlicher Leistungen und möchte

sich auch in Zukunft auf diese Quelle stützen.

Panelpflege und -auffrischung

Der Panelpflege kommt bei einer auf Jahre ange-

legten Dauerbeobachtung eine zentrale Bedeu-

tung zu. Die in der Vergangenheit ergriffenen 

Maßnahmen zur Verringerung der Panelmortalität

zeigten Wirkung und wurden im Berichtszeitraum

noch ausgeweitet. Zudem erhalten alle Teilnehmer

einmal jährlich eine Übersicht über die im zurück-

liegenden Jahr eingegangenen Datensätze, ver-

bunden mit der Bitte, fehlende Daten nachzulie-

fern. Dadurch konnte die Zahl der vollständigen

Jahresdatensätze deutlich vergrößert werden. 

Seit Januar 2015 ist die Teilnahme an der GOZ-Ana-

lyse auch mit der Praxissoftware ivoris möglich, wo-

durch der potentielle Teilnehmerkreis im Berichts-

zeitraum erneut erweitert wurde.

Künftig gilt es, die natürliche Panelmortalität (durch

Praxisaufgaben etc.) auszugleichen, indem regel-

mäßig neu niedergelassene Zahnärzte zur Teil-

nahme aufgerufen werden. Mit den entsprechen-

den Vorbereitungen wurde im Berichtszeitraum

begonnen.

Neue Standardauswertung mit rund 450.000

Rechnungen 

Mit der Standardauswertung für das Jahr 2013

konnten die Ergebnisse der GOZ-Analyse erstmals

auf das Bundesgebiet hochgerechnet werden.

Damit entfällt die bisherige Darstellung der unge-

wichteten Stichprobenverteilungen. Für die zen-

trale Hochrechnung zu Versicherten der Privaten

Krankenversicherung (PKV) konnte auf rund

450.000 Rechnungen zurückgegriffen werden. 

Im Mittelpunkt der neuen Auswertung, die das 

Liquidationsverhalten nach der novellierten GOZ

vollständig beschreibt, steht die geschätzte 

Verteilung (Menge und Struktur) der einzelnen

GOZ- und GOÄ-Leistungen bei PKV-Versicherten.

Daneben wird der abgerechnete Steigerungssatz

beschrieben. Auf Ebene der Rechnungen wird

zwischen Honorar sowie Material- und Laborkos-

ten unterschieden.

GOZ und Gebührenrecht
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2013 erbrachte die deutsche Zahnärzteschaft

ohne Berücksichtigung analoger Abrechnungen

rund 367 Millionen Einzelleistungen an PKV-Versi-

cherte und liquidierte ein Gesamthonorar von

rund 3,9 Milliarden Euro (ohne Pauschalrechnun-

gen). Der größte Anteil entfiel mit 90,4 Prozent auf

die GOZ, wobei die konservierenden Leistungen

mit 1,4 Milliarden Euro den umsatzstärksten Bereich

darstellten, gefolgt von prophylaktischen Leistun-

gen (546 Millionen Euro), deren Bedeutung durch

die Aufnahme der Professionellen Zahnreinigung

in das Gebührenverzeichnis nun deutlicher zu er-

kennen ist. Insgesamt wurde das persönliche Ho-

norar 2013 mit einem Multiplikator von 2,49 (ohne

Zuschläge) gesteigert, das medizinisch-technische

Honorar mit einem Multiplikator von 1,96. 

Die Standardauswertung wurde im Statistischen

Jahrbuch 2013|2014 der BZÄK veröffentlicht. 

Wenig alternative Datenquellen

Der PKV-Verband erstellt auf Basis bei Versiche-

rungen eingereichter Rechnungen einen 10.000

Rechnungen umfassenden Datensatz zum privat-

zahnärztlichen Liquidiationsverhalten. Seit 2007

(PKV-Stichprobe 2005) werden hierzu leider keine

Informationen mehr an die BZÄK weitergegeben. 

Die Zahnärztliche Abrechnungsgenossenschaft

eG (ZA) veröffentlichte im Rahmen der Diskus-

sion um die Auswirkungen der neuen GOZ im

Jahr 2011 eine eigene Frequenzstatistik mit ei-

nem Umfang von 300.000 Rechnungen. Zwi-

schen dem Datenbestand der ZA und der Stich-

probe der GOZ-Analyse zeigen sich allerdings

erhebliche Unterschiede. Inwieweit die ZA regel-

mäßig über die Struktur ihrer Rechnungsdaten in-

formieren wird, ist nicht bekannt. 

Die GOZ-Analyse ist weiterhin die einzige öffent-

lich zugängliche, regelmäßig erscheinende 

Informationsquelle zum privatzahnärztlichen Ab-

rechnungsgeschehen. Infolge der beschriebe-

nen qualitativen wie quantitativen Weiterent-

wicklungen, insbesondere der Umstellung auf

eine regional repräsentative Zufallsstichprobe,

hat die GOZ-Analyse für den (berufs-)politischen

Diskurs nochmals erheblich an Bedeutung ge-

wonnen. Die Tatsache, dass die Ergebnisse nun

auf das Bundesgebiet hochgerechnet werden

können, verleiht der GOZ-Analyse zusätzliches

Gewicht.
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Statistik

Ausschuss Statistik

Der Ausschuss Statistik bildet die politische Schnitt-

stelle zwischen dem Vorstand und dem Bereich

Statistik der Bundeszahnärztekammer. Seine zen-

trale Aufgabe ist die Unterstützung und Koordina-

tion, um die statistischen Grundlagen für die Arbeit

der BZÄK schaffen.

Eine bundesweit einheitliche Datenerfassung und

-struktur ist die zentrale Voraussetzung dafür, dass

die bei der BZÄK vorgehaltenen statistischen Infor-

mationen in der (berufs-)politischen Diskussion als

verlässliche Datenquelle anerkannt werden.

Auch, wenn dies Aufwand in den einzelnen (Lan-

des-)Zahnärztekammern generiert. Um eine rei-

bungslose Zusammenarbeit über Kammergrenzen

hinweg sicherzustellen, muss einerseits der Nutzen

für die Kammern ersichtlich sein und andererseits

frühzeitig Klarheit über mögliche rechtliche oder

organisatorische Restriktionen bestehen. Vor die-

sem Hintergrund wirken im Ausschuss Statistik ne-

ben dem Vorsitzenden San.-Rat Dr. Hans Joachim

Lellig mit Dr. Klaus Bartling und Assessor jur. Frank

Hanneken sowohl die politische als auch die ad-

ministrative Spitze einer (Landes-)Zahnärztekam-

mer mit. 

Um eine solide Datengrundlage für den standespo-

litischen Diskurs zu schaffen, entwickelt die BZÄK ihre

beiden wichtigsten Erhebungen, die GOZ-Analyse

und die Mitgliederstatistik der (Landes-)Zahnärzte-

kammern, kontinuierlich konzeptionell weiter. 

Im Berichtszeitraum lag der Fokus auf der Beglei-

tung des Evaluationsprozesses der novellierten

GOZ. Wesentliche Datengrundlage war die GOZ-

Analyse, deren Umstellung auf eine auch regional

repräsentative Zufallsstichprobe mit durchweg sehr

guten Rücklaufquoten abgeschlossen werden

konnte. Gleichzeitig konnte die GOZ-Analyse auch

inhaltlich erweitert werden. Infolgedessen wurde

der Datenbestand sowohl von der mit der Evaluie-

rung beauftragten Beratungsgesellschaft für ange-

wandte Systemforschung mbH (BASYS), als auch

vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG)

selbst als zentrale Datenquelle für die Evaluierung

angesehen. 

Auch jenseits des Evaluationsprozesses werden die

Daten der GOZ-Analyse verstärkt nachgefragt. So

überarbeitete das Statistische Bundesamt in enger

Abstimmung mit dem Bereich Statistik der BZÄK auf

Basis dieser Daten seine Angaben zur Bepreisung

zahnärztlicher Leistungen.

Statistische Daten werden bereitgestellt

San.-Rat Dr. Hans Joachim Lellig,
Vorsitzender des Ausschusses
Statistik und Vizepräsident der
Ärztekammer des Saarlandes/
Vorsitzender der Abt. Zahnärzte

Dipl.-Soz. Wiss. Andreas Kunzler,
Rechtsabteilung der BZÄK, 
Bereich Statistik

Int. Dipl.-Betriebsw. (FH) Kathrin Fuchs,
Rechtsabteilung der BZÄK, 
Bereich Statistik
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Um die hohe Akzeptanz der GOZ-Analyse als zen-

trale Datenquelle zur privatzahnärztlichen Liquida-

tion auch zukünftig aufrecht zu erhalten, wurde im

Berichtszeitraum mit den Vorbereitungen zur Panel-

auffrischung begonnen.

Schließlich wurde auch die Mitgliederstatistik in ein-

zelnen (Landes-)Zahnärztekammern noch weiter

verfeinert und an die bundeseinheitlichen Vorga-

ben angepasst. 

Statistisches Jahrbuch

Zum Deutschen Zahnärztetag im November 2014

legte die Bundeszahnärztekammer die mittler-

weile siebte Ausgabe des Statistischen Jahrbuchs

vor. In dieser 2008 erstmals erschienenen Publika-

tion werden unterschiedlichste Informationen zum

zahnärztlichen Berufsstand übersichtlich zusam-

mengestellt. Neben der regelmäßigen Aktualisie-

rung aller Kapitel wurde das Statistische Jahrbuch

auch im aktuellen Berichtszeitraum inhaltlich wei-

terentwickelt und um zusätzliche Informationen

ergänzt. Vor dem Hintergrund der Evaluierung der

novellierten GOZ durch das Bundesministerium für

Gesundheit wurde besonderes Augenmerk auf

das Kapitel zum privatzahnärztlichen Abrech-

nungsgeschehen gelegt.

Eine Reihe von Informationen – die kontinuierlichen

Erhebungen der (Landes-)Zahnärztekammern, der

BZÄK sowie die Sonderauswertungen der Prognos

AG und des Statistischen Bundesamts – finden sich

exklusiv im Statistischen Jahrbuch.

Um die unterschiedlichen Aspekte der zahnme-

dizinischen Versorgung bzw. der Mundgesund-

heit darstellen und unter krankheitsbezogenen,

sozialen und ökonomischen Gesichtspunkten be-

leuchten zu können, wurden neben Erhebungen

und Analysen des Instituts der Deutschen Zahn-

ärzte (IDZ) und ausgewählten Statistiken der Kas-

senzahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV)

weitere nationale und internationale Datenquel-

len aufbereitet. Zu nennen sind diverse Publika-

tionen der Organisation für wirtschaftliche Zu-

sammenarbeit und Entwicklung (OECD) und der

Weltgesundheitsorganisation (WHO), Rechen-

werke und Fachserien des Statistischen Bundes-

amts sowie Statistiken der Bundesagentur für Ar-

beit und verschiedener nationaler Ministerien. 

Neben Tabellen und Grafiken führt das Jahr-

buch in jedem der Kapitel anhand eines Kurzbe-

richts in die wichtigsten Entwicklungen der ver-

gangenen Jahre ein.

Die Kapitel im Einzelnen:

— Gesundheitssysteme im internationalen Ver-

gleich

— Zahnärztliche Ausbildung 

— Mitglieder der (Landes-)Zahnärztekammern

— Praxisführung 

— Berufsausbildung 

— Leistungsausgaben und privatzahnärztliches

Abrechnungsgeschehen

— Epidemiologische Kennzahlen zur Mundge-

sundheit

— Gesundheitsverhalten 

— Dentalindustrie und zahntechnisches Handwerk

Das Statistische Jahrbuch 2013|2014 umfasst 200

Seiten und wurde in einer Auflage von 1.000 Stück

gedruckt. Rund 500 Exemplare wurden Vertretern

der zahnärztlichen Organisationen sowie der Wis-

senschaft, der Politik und der Medien zur Verfü-

gung gestellt. Die restlichen rund 500 Exemplare

wurden zum Preis von zehn Euro verkauft.
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Ausschuss Präventive Zahnheilkunde

Im Ausschuss Präventive Zahnheilkunde arbeiten

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, BZÄK-Vizepräsident

und Ausschussvorsitzender, sowie Dr. Michael

Brandt, Präsident der ZÄK Schleswig-Holstein, Prof.

Dr. Christoph Benz, BZÄK-Vizepräsident für die

Bayerische LZK, OFA Dr. Stefan Schelleis, Bundes-

wehr, Dr. Andreas Wagner, Präsident der LZK Thü-

ringen, San.-Rat. Dr. Michael Rumpf, Präsident der

LZK Rheinland-Pfalz, wie auch Prof. Dr. Stefan Zim-

mer, Universität Witten/Herdecke, und Assessor jur.

Henning Neukötter, Hauptgeschäftsführer der LZK

Thüringen. Ständige Gäste des Ausschusses sind

Gabriele Prchala, zm, Dr. Wolfgang Micheelis und

Priv.-Doz. Dr. Rainer Jordan, IDZ, sowie ZA Ralf

Wagner, Vorsitzender der KZV Nordrhein für die

KZBV. Die Zuständigkeit seitens der Verbandsge-

schäftsstelle liegt in den Händen des Abteilungs-

leiters Dr. Sebastian Ziller. 

Der Ausschuss Präventive Zahnheilkunde tagte

am 19. Juni 2015 in Düsseldorf. Gemäß der prä-

ventionspolitischen Beschlusslage des BZÄK-Vor-

stands erörterte der Ausschuss gemeinsam mit

Prof. Dr. Renate Deinzer, Leiterin des Instituts für

Medizinische Psychologie der Justus-Liebig Univer-

sität Gießen, sowie Prof. Dr. Søren Jepsen, Bonn,

die konzeptionellen Ausarbeitungen für eine prä-

ventionspolitische Stoffsammlung. Diese soll der

zahnmedizinischen Prävention von Parodontaler-

krankungen mit Bevölkerungs- und Individualbe-

zug aus gesundheitspsychologischer Perspektive

dienen. Ziel des geplanten BZÄK-Konzepts „Par-

odontitis frühzeitig erkennen“, in dessen Fokus die

Sekundärprophylaxe steht, ist es, das Krankheits-

verständnis in der Bevölkerung zu erhöhen. Zur

Vermittlung dieses Ziels sollte eine Kampagne zur

Erhöhung der Aufmerksamkeit in den zahnärztli-

chen Berufstand hinein als auch nach außen für

die Bevölkerung erfolgen. Weitere Themen waren

die Erarbeitung eines praktischen Ratgebers für

die zahnärztliche Praxis „Frühkindliche Karies ver-

meiden“ von BZÄK/KZBV, die Erstellung von Infor-

mationen rund um die Mundgesundheit von Pfle-

gebedürftigen bzw. für Pflegeeinrichtungen wie

den Pflegekalender der BZÄK, den ZQP-Ratgeber

und zwölf kurze Filme rund um die Vermittlung von

Mundhygienetipps für Angehörige pflegebedürf-

tiger Menschen und Pflegende.

Koordinierungskonferenz

Die Referenten für Alters- und Behindertenzahn-

heilkunde sowie für Präventive Zahnheilkunde der

(Landes-)Zahnärztekammern nutzten ihr jährliches

Prävention

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, 
Vorsitzender des Ausschusses
Präventive Zahnheilkunde
und Vizepräsident der BZÄK 

Dr. Andreas Wagner, 
Vorstandsreferent für die 
zahnärztliche Betreuung von
Menschen mit Behinderung
und Präsident der LZK Thüringen 

San.-Rat Dr. Michael Rumpf, 
Vorstandsreferent für Alters-
zahnheilkunde und Präsident
der LZK Rheinland-Pfalz

Dr. Sebastian Ziller, 
Leiter Abteilung Prävention
und Gesundheitsförderung 
der BZÄK
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Treffen für einen intensiven Erfahrungsaustausch.

Die gemeinsame Koordinierungskonferenz 2015

fand zusammen mit der Jahrestagung der Deut-

schen Gesellschaft für Alterszahnmedizin (DGAZ)

am 06. März 2015 in Hannover statt. Themen wa-

ren u.a. ernährungsbedingte Zahnerkrankungen

unter besonderer Berücksichtigung von erosiven

Veränderungen der Zahnhartsubstanzen und der

Stand der Rahmenvereinbarung zu den Koopera-

tionsverträgen nach § 119b SGB V in Zusammen-

hang mit § 87 Abs. 2j SGB V. Mit Blick auf das Kon-

zept zur zahnmedizinischen Prävention der

frühkindlichen Karies (ECC) berichtete der BZÄK-

Vizepräsident Prof. Dr. Dietmar Oesterreich über

die Arbeiten am Begleitratgeber zur zahnmedizini-

schen Prävention der frühkindlichen Karies. Aus

den Ländern wurde zudem umfangreich berichtet. 

Präventionsgesetz: zahnmedizinische Prävention

der frühkindlichen Karies (ECC) verbessern

Anfang 2014 stellten BZÄK, KZBV, Deutsche Gesell-

schaft für Kinderzahnheilkunde (DGK) und der

Bundesverband der Kinderzahnärzte (BuKiZ) ge-

meinsam und fachübergreifend mit dem Deut-

schen Hebammenverband (DHV) das gesund-

heitspolitische Konzept zur zahnmedizinischen 

Prävention der frühkindlichen Karies vor, um ge-

setzliche Rahmenbedingungen für einen Zahn-

arztbesuch ab dem ersten Lebensjahr zu schaf-

fen. Ziel des Konzepts ist es, die Präventionslücke

bei den Null- bis Dreijährigen zu schließen, um früh-

kindliche Karies und daraus resultierende Folgeer-

krankungen zu vermeiden. Das Konzept bietet Lö-

sungsmöglichkeiten und richtet sich als Angebot

an Gesundheitspolitik und Krankenkassen.

Am 22. April 2015 fand eine Anhörung im Gesund-

heitsausschuss des Deutschen Bundestags zum

Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsförderung

und der Prävention (Präventionsgesetz - PrävG)

statt. Die BZÄK begrüßte in einer eigenen Stellung-

nahme, dass mit dem geplanten Gesetzesvorha-

ben die Gesundheitsförderung und Prävention in

Deutschland gestärkt und die Leistungen der Ge-

setzlichen Krankenkassen zur Vermeidung und

Früherkennung von Krankheiten weiterentwickelt

werden sollen. Die im Gesetzentwurf festgelegten

Maßnahmen waren speziell bei Kleinkindern je-

doch nicht ausreichend. Eine notwendige Verbes-

serung der zahnärztlichen Versorgung von Klein-

kindern von 0 bis 3 Jahren wurde schließlich durch

eine Änderung des § 26, SGB V-E, doch noch er-

reicht. Damit sollen über die bisherige FU-Richtlinie

hinaus, welche die erste zahnärztliche FU im drit-

ten Lebensjahr vorsieht, schon früher im Kleinkind-

V.1.n.r.: San.-Rat. Dr. Michael Rumpf, Vorstandsreferent für
Alterszahnheilkunde und Präsident der LZK Rheinland-
Pfalz, Dr. Andreas Wagner, Vorstandsreferent für die zahn-
ärztliche Betreuung von Menschen mit Behinderung und
Präsident der LZK Thüringen, Dr. Sebastian Ziller, Leiter 
Abteilung Prävention und Gesundheitsförderung der
BZÄK, Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, Vorsitzender des 
Ausschusses Präventive Zahnheilkunde und Vizepräsident
der BZÄK, auf der Koordinierungskonferenz am 06.03.15 in
Hannover
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alter Untersuchungen eingeführt werden, um eine

Reduktion frühkindlicher Karies zu vermeiden. Da-

mit haben die Forderungen der Zahnärzteschaft

nach jahrelangen Bemühungen schließlich Ein-

gang in das Gesetz gefunden.

Flankierend zur ECC Konzepterstellung erarbei-

ten KZBV und BZÄK einen Ratgeber für die zahn-

ärztliche Praxis zum Thema „Frühkindliche Karies 

vermeiden“. 

Begleitende Broschüre zur Präventionsgesetzgebung

Zahnärztliche Initiativen in der Prävention und 

Gesundheitsförderung

Die Zahnärzteschaft misst den Bereichen Präven-

tion und Gesundheitsförderung traditionell sehr

große Bedeutung zu und verfügt über profunde

Erfahrungen in der praktischen Umsetzung von

Präventionsmaßnahmen. Deshalb hat die BZÄK ei-

nige dieser Aspekte in einer Broschüre zusammen-

gestellt. Damit wurde die Vielfalt der konzeptio-

nellen gesundheitspolitischen Bestrebungen, die

zur Kernkompetenz der präventionspolitischen 

Arbeit der Zahnärztekammern gehören, doku-

mentiert. Gleichzeitig unterstreicht die BZÄK ihr

Interesse an einer Einbindung in die aktuellen 

gesundheitspolitischen Aktivitäten. In einem

Schreiben hatte sich die BZÄK Mitte Januar 2015

an die Gesundheitspolitik gewandt und - beglei-

tend durch die Broschüre - vorgeschlagen, im

Rahmen der Präventionsgesetzgebung eine Än-

derung des § 26, SGB V-E „zur Verbesserung der

zahnärztlichen Versorgung der Kleinkinder im Alter

zwischen 0 und 3 Jahren“ vorzunehmen. 

Deutsche Arbeitsgemeinschaft für Jugendzahn-

pflege (DAJ) 

Epidemiologische Begleituntersuchungen zur

Gruppenprophylaxe vorbereitet 

Die DAJ ist ein gemeinnütziger Verein, der sich als

bundesweit tätige Institution die Erhaltung und

Förderung der Zahn- und Mundgesundheit zum

Ziel gesetzt hat. Zahnmedizinische Prophylaxe soll

die Mundgesundheit vor allem von Kindern und

Jugendlichen verbessern. Die Arbeit der DAJ ba-

siert auf § 21 SGB V. Der DAJ gehören derzeit 40

Mitgliedsorganisationen an. Die Landesarbeitsge-

meinschaften für Jugendzahnpflege (LAGen) sind

Mitglieder in der DAJ. Der Vorstand besteht aus

zehn Vertretern der ordentlichen Mitglieder. Der

alternierende Vorsitz wurde durch den Vizepräsi-

denten der BZÄK, Prof. Dr. Dietmar Oesterreich,

wahrgenommen. 

Vorstandssitzungen fanden am 10. September

2014, am 30. Januar 2015 und am 10. Juni 2015

statt. Die Erweiterung der DAJ-Empfehlung 

zur frühkindlichen Karies sowie die zukünftigen 

epidemiologischen Begleituntersuchungen zur

Gruppenprophylaxe der DAJ waren Schwer-

punkthemen der Sitzungen. Letzteres wird von 

Mitarbeitern der Universität Greifswald unter Fe-

derführung von Prof. Dr. Christian Splieth erstellt.

Die DAJ-Mitgliederversammlung 2015 fand am

10. Juni 2015 in Berlin statt. Hier wurden die Um-

setzung der epidemiologischen Begleituntersu-

chung und die Überarbeitung der Empfehlun-

gen der DAJ zum Thema frühkindliche Karies auf

Grundlage einer gesundheitspädagogischen

Prävention

Das Konzept von BZÄK und
KZBV zur Verbesserung der
zahnärztlichen Versorgung
von Kleinkindern floss in 
die Stellungnahme zum 
Präventionsgesetz ein

Zahnärztliche Initiativen 
in der Prävention und 
Gesundheitsförderung 
zusammengefasst für die
gesundheitspolitische 
Argumentation der 
Zahnärztekammern
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Expertise sowie ausgewählte Ergebnisse der Do-

kumentation gruppenprophylaktischer Maßnah-

men 2014/2015 thematisiert und Handlungsemp-

fehlungen erörtert.

Tag der Zahngesundheit 2014: Ein Herz für Zähne! 

Seit dem Jahr 1991 stellt der Tag der Zahngesund-

heit jeweils am 25. September die Vorsorge, die

Verhütung von Zahn-, Mund- und Kiefererkrankun-

gen sowie die Aufklärung und die Förderung von

Eigenverantwortung in den Mittelpunkt. Der Tag

der Zahngesundheit wird seit vielen Jahren vom

BZÄK-Ausschuss für Präventive Zahnheilkunde in-

haltlich begleitet. Der Aktionstag für mehr Mund-

gesundheit stand im Jahr 2014 unter dem Motto

„Gesund beginnt im Mund - ein Herz für Zähne!“.

Zu diesem Thema fand am 25. September der

mittlerweile 24. bundesweite Tag der Zahnge-

sundheit statt. Das Motto hob den besonderen

Versorgungsbedarf bestimmter zahnmedizinischer

Risikogruppen in der Bevölkerung hervor. Mit Ver-

weis auf entsprechende Versorgungskonzepte

(AuB und ECC) sprach sich die BZÄK für eine kon-

sequente Ausweitung oralpräventiver Betreuung

für Kinder, Ältere, Pflegebedürftige und für Men-

schen mit Behinderung aus. 

Die zentrale Pressekonferenz, organisiert von der

BZÄK als Aktionskreis-Mitglied und von einem

Statement des BZÄK-Vizepräsidenten Prof. Dr.

Dietmar Oesterreich begleitet, fand am 19. Sep-

tember 2015 in Berlin statt. Weitere Referenten

waren Dr. Reinhard Schilke, MH Hannover, und

Manuela Schäfer, Referentin für die vertragszahn-

ärztliche Versorgung beim Spitzenverband der

Gesetzlichen Krankenkassen.

Kooperationen

Initiative für eine mundgesunde Zukunft in

Deutschland

Ein Preis für die Mundgesundheit

Eine reichweitenstarke Präventions- und Aufklä-

rungskampagne für Patienten geht aus der Ko-

operation von BZÄK und Colgate-Palmolive (jetzt

CP GABA) hervor. Seit Beginn der Kooperation vor

14 Jahren im Rahmen des „Monats der Mundge-

sundheit“ wird die Öffentlichkeit über die Bedeu-

tung der zahnmedizinischen Prävention und die

Wechselwirkungen zwischen Mund- und Allge-

meingesundheit aufgeklärt. Unter der Bezeich-

nung „Vision Mundgesundheit“ vertiefte das Pro-

jekt zwischen 2010 und 2013 den interdisziplinären

Zusammenhang zwischen Mundgesundheit, Oral-

medizin und Allgemeinmedizin und fungierte als

Dachkonzept für fachübergreifende Ansätze und

Diskussionen.

Die Fortsetzung der Zusammenarbeit wurde 2014

beschlossen. Perspektivisch soll weiterhin die Prä-

vention im Mittelpunkt stehen: Im Rahmen einer

„Initiative für eine mundgesunde Zukunft in

Deutschland“. Um eine zielgruppenspezifische

Priorisierung auch bei der Kariesprävention vorzu-

nehmen und Handlungsfelder zu konkretisieren,

wurde ein wissenschaftliches Expertengremium

aus Hochschullehrern gebildet: Prof. Dr. Ulrich

Schiffner, Hamburg, Prof. Dr. Christian Splieth,

Greifswald, Prof. Dr. Dr. Norbert Krämer, Gießen,

und Prof. Dr. Elmar Hellwig, Freiburg. 

Die BZÄK hat am 18. März 2015 gemeinsam mit 

CP GABA die neue Initiative der Öffentlichkeit vor-

gestellt. Ziel ist, die Mundgesundheit zu stärken

und dabei nicht nur innerhalb der Zahnärzte-

schaft alle Kräfte zu bündeln, sondern alle Partner

rund um die Mundgesundheit einzubinden. Das



Auch wenn Deutschland im europäischen Ver-

gleich erfolgreich ist, gibt es länderübergreifende

Schnittstellen – wie die schlechtere Zahn- und

Mundgesundheit bei sozio-ökonomischen Risiko-

gruppen, Migranten, Senioren und Menschen mit

Behinderung. Claudiu C. Tănăsescu, MEP, und Ka-

rin Kadenbach, MEP, traten als Schirmherren der

Veranstaltung auf. Die europäische Mundgesund-

heits-Report-Card wurde von der Plattform in Zu-

sammenarbeit mit der Association for Dental Edu-

cation in Europe (ADEE), dem Council of

European Chief Dental Officers (CECDO), der Eu-

ropean Association of Dental Public Health

(EADPH), der European Division of the Internatio-

nal Dental Health Foundation (EDIDHF), GlaxoS-

mithKline und dem Wrigley Oral Healthcare Pro-

gram entwickelt. 

Gefordert wurde, dass sich die EU im Rahmen ihrer

allgemeinen Gesundheitspolitik verstärkt der

Mundgesundheit annehmen müsse. Die Zahnme-

dizin solle bei allen präventiven und gesundheits-

förderlichen Ansätzen mit in die politischen 

Planungen einbezogen und professionsübergrei-

fende Konzepte erarbeitet werden. 
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erste Projekt im Rahmen der Initiative konzentriert

sich auf die „Early Childhood Caries“ (ECC). Die

wesentlichen Eckpfeiler sind die Suche nach be-

reits erfolgreichen Ansätzen der Aufklärung und

Prävention, die Initialisierung eines Fortbildungs-

konzeptes für Hebammen sowie die disziplinüber-

greifende mediale Ansprache der relevanten

Fachgruppen. Um die besten Ansätze zu finden,

schrieben die Initiatoren den "Präventionspreis

Frühkindliche Karies“ aus, der im Herbst 2015 ver-

liehen werden soll.

Platform for Better Oral Health in Europe: 

High-Level Policy Roundtable 

„Oral Health in Europe: European Oral Health Re-

port Card“ – unter diesem Motto fand 2014 eine

Diskussionsveranstaltung im Europäischen Parla-

ment in Brüssel zum Stand der Mundgesundheit in

Europa und den sich daraus ergebenden Heraus-

forderungen statt. Ziel war es, anlässlich des Welt-

mundgesundheitstags für eine an der Prävention

orientierte Mundgesundheitsstrategie in der EU zu

werben. Unter den rund 60 Teilnehmern – zahn-

medizinischen Organisationen und Verbänden –

war die BZÄK vertreten. 

Prävention

Dr. Marianne Gräfin Schmettow, CP GABA, 
Prof. Elmar Hellwig, Uni Freiburg, 
Prof. Christian Splieth, Uni Greifswald, 
Prof. Ulrich Schiffner, Uni Hamburg-Eppendorf und 
Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, Vizepräsident der 
Bundeszahnärztekammer, präsentierten die Initiative für
eine mundgesunde Zukunft in Deutschland 
und ihre Ziele am 18.03.15 in der Geschäftsstelle 
der BZÄK in Berlin



Forum Zahn- und Mundgesundheit Deutschland 

Da die Mundgesundheit in der Politik immer noch

zu wenig Beachtung erfährt, wurde die Initiative

2012 unter Beteiligung von Wissenschaft, Fachver-

bänden, Politik und Wirtschaft gegründet und

fand in der vergangenen Legislatur fraktionsüber-

greifende Unterstützung. In einem weiterführen-

den Dialog knüpfte das Forum im Berichtszeitraum

an den erfolgreichen Prozess unter Aufnahme der

europäischen Initiativen an und setzte die Arbeit

mit der Politik auch in dieser Legislaturperiode fort.

Zielsetzung war und ist, die Zahnmedizin in die all-

gemeine Präventionspolitik einzubinden. 

Jens Spahn (CDU), MdB, und Dirk Heidenblut

(SPD), MdB, konnten als neue Schirmherren des

Forums für die 18. Legislaturperiode gewonnen
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werden. Unterstützt wird die Plattform durch 

GlaxoSmithKline und das Wrigley Oral Health-

care Program.

Am 26. November 2014 diskutierten Vertreter aus

Politik, Fachverbänden, Wissenschaft und Wirt-

schaft im Deutschen Bundestag über die Entwick-

lung der Zahn- und Mundgesundheit nach dem

Austritt aus der zahnmedizinischen Prophylaxe der

gesetzlichen Krankenversicherung und verab-

schiedeten konkrete Handlungsempfehlungen.

Diskutanten waren u.a. Dietrich Monstadt (CDU),

MdB, Erwin Rüddel (CDU), MdB, Dirk Heidenblut

(SPD), MdB, Prof. Dr. Bärbel Kahl-Nieke, Präsidentin

der DGZMK, Prof. Dr. Christian Splieth, Präsident der

Deutschen Gesellschaft für Kinderzahnheilkunde

(Universität Greifswald) und Prof. Dr. Stefan Zimmer,

Universität Witten/Herdecke unter Vorsitz von Prof.

Dr. Dietmar Oesterreich, Vizepräsident der BZÄK.

In seiner Arbeitssitzung am 25. Februar 2015 disku-

tierte das Forum Zahn- und Mundgesundheit

Deutschland, wie die Zahn- und Mundgesundheit

in der laufenden Präventionsgesetzgebung be-

rücksichtigt werden kann, um die bestehende

Präventionslücke bei den unter Dreijährigen zu

schließen und so frühkindliche Karies und daraus

resultierende Folgeerkrankungen zu vermeiden.

Grund ist die Zunahme der Bedeutung der früh-

kindlichen Karies an den Milchzähnen bei Klein-

kindern (Early Childhood Caries, ECC) in den letz-

ten Jahren trotz der allgemeinen Verbesserung

der Zahn- und Mundgesundheit von Kindern und

Jugendlichen. Die dritte Arbeitssitzung am 10. Juni

2015 im Deutschen Bundestag fand zum Thema

„Mundhöhlenerkrankungen – Gesund im Mund im

Alter“ statt.

Das Forum Zahn- und Mundgesundheit Deutschland
tauschte sich im Rahmen der Arbeitssitzung am
25.02.15 im Deutschen Bundestag aus

V.1.n.r.: Dr. Sebastian Ziller (BZÄK), 
Prof. Dr. Dietmar Oesterreich (BZÄK/Vorsitzender Forum), 
Prof. Dr. Christian Splieth (Universität Greifswald), 
Prof. Dr. Stefan Zimmer (Universität Witten/Herdecke)
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Aktion Zahnfreundlich 

Die BZÄK ist seit vielen Jahren im Vorstand der Ak-

tion Zahnfreundlich e.V. (AZeV) aktiv und nahm

u.a. an der Mitgliederversammlung und an der

Vorstandssitzung der AZeV am 23. Januar 2015 teil.

Themen waren u.a. ein geplanter Relaunch der

Website, die Erstellung neuer lnformationsbroschü-

ren, der Bericht der Geschäftsstelle über die PR-

Arbeit 2014/2015, der Finanzbericht 2013/2014,

Planung, Aktionsprogramme und Budget 2015. 

Prof. Dr. Stefan Zimmer, Präventionsausschuss-Mit-

glied der BZÄK und Vorsitzender der AZeV, ist seit

Frühjahr 2013 neuer Präsident von Toothfriendly In-

ternational (TI). Dr. Sebastian Ziller wurde für die

BZÄK im Jahr 2015 in die Stiftung Toothfriendly Foun-

dation von TI berufen. Die BZÄK kooperierte mit der

Aktion Zahnfreundlich e.V. bei der Bekanntma-

chung zahnfreundlicher Süßwaren in Deutschland

auch auf der IDS im März 2015 in Köln. 

DENTSPLY-Förderpreis  

DGZMK, BZÄK und DENTSPLY fördern junge 

Wissenschaftler

Zum Ausklang des Deutschen Zahnärztetags in

Frankfurt am Main fand am 08. November 2014

die 28. DENTSPLY-Preisvergabe auf nationaler

Ebene mit insgesamt 17 jungen Kandidaten un-

ter der Schirmherrschaft von BZÄK und DGZMK

statt. Sieger im Bereich Klinische Verfahren und

Behandlungsmethoden wurde Lisa Weickert,

Universität Frankfurt am Main, mit ihrem Tutor

Prof. Peter Eickholz und der Arbeit „Ist Zahn-

fleischbluten ein Symptom mit Typ-1-von Wille-

brand-Syndrom?“. 

In der Kategorie Grundlagenforschung und Na-

turwissenschaften siegte Matthias Meier von der

Universität Regensburg mit seinem Tutor Dr. Chri-

stian Kirschneck. Beide Preisträger werden auf

der nächsten Tagung der American Dental As-

sociation ihre Arbeiten präsentieren. Die BZÄK ist

seit Jahren aktives Jury-Mitglied des Förderpreis-

gremiums. BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel lobte

die Zusammenarbeit zwischen Berufspolitik und

Wissenschaft für den Preis als vorbildhaft für den

Berufsstand. 

Prävention

Gruppenbild mit Siegern: 
Die Teilnehmer am DENTSPLY-
Förderpreis 2014 in Frankfurt am Main 
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Ausschüsse Alterszahnheilkunde und Zahnärztli-

che Betreuung von Menschen mit Behinderung 

iADH-Kongress 2014 „Medicine meets Disability“ 

Bedeutender Kongress für Patienten und 

Zahnärzte

Unter der Schirmherrschaft der BZÄK wurde vom

01. bis 04. Oktober 2014 im Berliner Estrel Con-

vention Center der XXII. Weltkongress der Inter-

national Association for Disability and Oral He-

alth (iADH) veranstaltet. 

Der iADH-Kongress wurde in Berlin als Gemein-

schaftskongress mit der Jahrestagung vom Berufs-

verband Deutscher Oralchirurgen (BDO) sowie des

Kongresses der European Federation of Oral Sur-

gery Societies (EFOSS) ausgetragen.

Der BZÄK und den Zahnärztekammern ist der Kon-

gress vor dem Hintergrund ihres Engagements 

für eine verbesserte zahnärztliche Versorgung 

von Menschen mit Behinderung ein besonderes

Anliegen. Unter dem Titel „Medicine meets Disabi-

lity“ trafen sich knapp 800 Kongressteilnehmer, 

um zu diskutieren, wie sich die Mundgesundheit

von Menschen mit Behinderung verbessern lässt.

Die zahnmedizinische Behandlung dieser Patien-

tengruppe bedürfe oft der Zusammenarbeit 

mit anderen Medizinern. Deshalb sei die Aus-, 

Weiter- und Fortbildung auf dem Gebiet „Zahn-

medizin für Menschen mit besonderen Bedürfnis-

sen“ (Special Care Dentistry) sehr wichtig, betonte

iADH-Präsident Prof. Dimitris Emmanouil auf der 

Eröffnungsfeier. 

BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel verwies in seinem

Statement auf das gemeinsam von BZÄK, KZBV

und der Wissenschaft entwickelte AuB-Konzept

„Mundgesund trotz Handicap und hohem Al-

ter“, das schon zu einer besseren Versorgung

von Menschen mit Behinderung geführt habe.

Dr. Sebastian Ziller, Leiter der Abteilung Präven-

tion und Gesundheitsförderung der BZÄK stellte

in seinem Vortrag „Disability, Oral Health and He-

alth Politics – Concepts to Tackle the Challen-

ges“ Aktivitäten der deutschen Zahnärzteschaft

vor, die sich für eine bessere Mundgesundheit

von Menschen mit Behinderung einsetzen.

Die erste Reihe auf dem iADH-Kongress (v.l.n.r.): 
Der Kongresspräsident Prof. Dr. Andreas G. Schulte, Heidelberg, 
iADH-Präsident Prof. Dr. Dimitris Emmanouil, Athen, 
Dr. Peter Engel, Präsident der BZÄK, die beiden BZÄK-Vizepräsidenten
Prof. Dr.  Dietmar Oesterreich und 
Prof. Dr. Christoph Benz, 
Dr. Wolfgang Schmiedel, Präsident der ZÄK Berlin und
Dr. Andreas Wagner, Präsident der LZK Thüringen 
am 02.10.15 zur Eröffnung des iADH Kongresses



Ausschüsse Alterszahnheilkunde und Zahnärztli-

che Betreuung von Menschen mit Behinderung

Im Sommer 2014 erörterten die Beauftragte der

Bundesregierung für die Belange von Menschen

mit Behinderung, Verena Bentele, und Vertreter

der BZÄK Schwerpunkte der zahnärztlichen Versor-

gung von Menschen mit Behinderung. Beide Sei-

ten waren sich einig, dass perspektivisch bedeut-

sam vor allem die kontinuierliche Vermittlung von

Interaktionskompetenzen in der (zahn)ärztlichen

Aus- und Fortbildung sei, um eine barriere- und

vorurteilsfreie Kommunikation zu Menschen mit

Behinderung im Versorgungsalltag zu fördern. Die

Vermittlung von Mundhygieneinhalten in der Pfle-

geausbildung sei immens wichtig. Die BZÄK hat

hierzu gemeinsam mit der DGAZ ein Mundhy-

giene-Curriculum für die Pflegeausbildung erar-

beitet, welches der Bundesbeauftragten über-

reicht wurde.

Vor diesem Hintergrund erörterte auch der Aus-

schuss Zahnärztliche Betreuung von Menschen mit

Behinderung auf seiner Sitzung am 26. Juni 2014

den stark gestiegenen Informations- und Schu-

lungsbedarf für pflegende Angehörige und Pflege-

kräfte durch Zahnärzte. Zur Unterstützung des Be-

rufsstands soll ein Paket mit Informationsmedien

bereitgestellt werden. Der Ausschuss gab Empfeh-

lungen zu Öffentlichkeitsmaßnahmen im AuB-Be-

reich ab. Neben der Überarbeitung des Pflegeka-

lenders und dem Druck der Broschüre „Ratgeber

Mund- und Zahnpflege für pflegende Angehörige“56

Insgesamt wurde ein umfangreiches wissen-

schaftliches Programm mit namhaften Referen-

ten aus Universitäten und Praxis sowie Vortrags-

und Posterpräsentationen mit breitem klinischen

Bezug präsentiert. Zur Vorbereitung der Jahres-

tagung fanden im Vorfeld eine Reihe von Ar-

beitssitzungen des wissenschaftlichen Komitees

statt, in welchem auch Mitglieder des BZÄK-Aus-

schusses vertreten waren. Die inhaltliche Gestal-

tung lag beim dreizehnköpfigen Gremium unter

Leitung des Tagungspräsidenten Prof. Dr. An-

dreas Schulte, Heidelberg. Die Kongressorgani-

sation übernahm der Oemus-Verlag. Sowohl die

BZÄK als auch der BDO haben sich anteilig an

den organisatorischen Kosten beteiligt. 

Prävention

Knapp 800 Teilnehmer auf dem iADH-Kongress in Berlin
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V.l.n.r.: Dr. Sebastian Ziller, Prof. Dr. Dimitris Emmanouil,
Dr. Wolfgang Schmiedel, Dr. Wolfgang Jakobs, 
Prof. Dr. Steven Perlman, Prof. Dr. Andreas G. Schulte,
Dr. Imke Kaschke, Dr. Peter Engel, 
Dr. Volker Holthaus, Prof. Dr. Dietmar Oesterreich und
Prof. Dr. Christoph Benz auf dem iADH-Kongress am
02.10.14 in Berlin



fen, der in § 87 Abs. 2i SGB V für die aufsu-

chende Versorgung vor allem zu Hause und § 87

Abs. 2j in Verbindung mit § 119b SGB V in Form

von Kooperationsverträgen mit Pflegeeinrichtun-

gen verankert wurde. Damit wird es für den

Zahnarzt einfacher, einen Patienten aufzusu-

chen, wenn dieser nicht mehr selbst in die Praxis

kommen kann. Ein Jahr nach dem Inkrafttreten

am 01. April 2014 sind Ende März 2015 bundes-

weit bereits rund 2.000 Kooperationsverträge ge-

schlossen worden. Seitens der BZÄK werden In-

formationen rund um die Mundgesundheit von

Pflegebedürftigen und für Pflegeeinrichtungen

vorgehalten. Auch die notwendigen Fortbildun-

gen/Schulungen der Kollegenschaft werden

von den Kammern angeboten. Das Versor-

gungsstärkungsgesetz bietet nunmehr – noch im

Entwurf - die Möglichkeit, weitere Bausteine des

zahnärztlichen AuB-Versorgungskonzepts in ei-

nem § 22a SGB V umzusetzen und Versorgungs-

lücken zu schließen, indem Versicherte, die In-

struktionen zur Mundhygiene nicht verstehen

oder umsetzen können, besondere Leistungen

zur Verhütung von Zahnerkrankungen erhalten.

wurden kurze Filme zur Beratung und Information

über die optimale Mundhygiene bei Pflegebe-

dürftigen als sinnvoll erachtet. Die BZÄK hat 

zusammen mit den Ausschussmitgliedern die

Grundanforderungen an die Informationsfilme

ausgearbeitet. Der BZÄK-Vorstand unterstützte

diese Initiativen, denn die geplanten zwölf Kurz-

filme böten eine stark nutzenorientierte Hilfestel-

lung für alle pflegenden Angehörigen, Pflegeper-

sonal und Zahnärzte.

AuB-Versorgungskonzept von BZÄK und KZBV 

Weitere Stufe auf dem Weg zur Umsetzung: 

Präventionsmanagement nach § 22a SGB V

Bereits 2010 stellte die BZÄK gemeinsam mit der

KZBV und zahnmedizinischen Fachgesellschaf-

ten das Reformkonzept „Mundgesund trotz Han-

dicap und hohem Alter“ (AuB-Konzept) mit Lö-

sungen für die medizinische Versorgung von

Pflegebedürftigen und Menschen mit Behinde-

rung vor. Der Gesetzgeber hatte in der Folge mit

dem Versorgungsstrukturgesetz und mit dem

Pflege-Neuausrichtungsgesetz (PNG) erste

Schritte zur Verbesserung der zahnärztlichen Ver-

sorgung von immobilen Alten und Menschen mit

Behinderung unternommen. Er hat für die Betrof-

fenen einen gesetzlichen Anspruch auf aufsu-

chende zahnmedizinische Betreuung geschaf-
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An der Erarbeitung des AuB-Konzepts waren seitens der BZÄK 
Dr. Sebastian Ziller, Leiter Abteilung Prävention und Gesundheits-
förderung der BZÄK, San.-Rat Dr. Michael Rumpf, Präsident der
LZK Rheinland- Pfalz, Dr. Andreas Wagner, Präsident der LZK 
Thüringen, Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, Vizepräsident der BZÄK,
und Prof. Dr. Christoph Benz, Vizepräsident der BZÄK, beteiligt (v.l.)
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Special Smiles und Special Olympics Deutschland 

Die BZÄK unterstützt seit 2010 als Schirmherrin Spe-

cial Smiles, das zahnärztliche Gesundheitspro-

gramm innerhalb von Healthy Athletes während

der Special Olympics, um auch auf diesem Feld

auf eine angemessene zahnmedizinische Versor-

gung für Menschen mit Behinderung in Deutsch-

land aufmerksam zu machen. Neben sportlichen

Wettbewerben umfasst Special Olympics als

ganzheitliches Angebot u. a. das Gesundheitspro-

gramm Healthy Athletes, bei dem allen Sportlern

kostenlose Kontrolluntersuchungen angeboten

werden. Das Zahn- und Mundgesundheitspro-

gramm Special Smiles war im Berichtszeitraum bei

den Nationalen Special Olympics-Winterspielen

für Menschen mit geistiger Behinderung vom 02.

bis 05. März 2015 in Inzell aktiv. Ca. 800 Athleten

traten unter dem Motto „Gemeinsam stark“ an.

Zudem fanden diverse regionale Veranstaltungen

mit Special Smiles statt. 

Die BZÄK dankt dem scheidenden Präsidenten

der  Landeszahnärztekammer Thüringen, Dr. An-

dreas Wagner, für sein jahrelanges Engagement

für die Verbesserung der zahnärztlichen Betreu-

ung von Menschen mit Behinderung, welches mit

dem iADH-Kongress einen Höhepunkt erfuhr. Dr.

Wagner wird im Juli  2015 seine Kammerpräsident-

schaft in Thüringen beenden.

Öffentlichkeitsarbeit der Abteilung

Publikationen, Vorträge und Präsentationen 

geben Anstöße zum weiteren Ausbau der zahn-

medizinischen Prävention. Gemeinsam mit der

DGZMK wurde in den letzten Jahren eine Viel-

zahl von Informationen für Patienten publiziert.

Diese Ratgeber sind auf der Internetseite der

BZÄK abrufbar. 

Ausgewählte Vorträge und Publikationen:

Oesterreich D.: 

Mundgesundheitsziele in Deutschland. Vortrag.

Symposium des AK Epidemiologie, Public Health

und Versorgungsforschung in der DGZMK, Deut-

scher Zahnärztetag 2014

Oesterreich D.: 

Arbeitsgebiete der Versorgungsforschung aus

Sicht der Bundeszahnärztekammer. Vortrag. Jah-

restagung des AK Epidemiologie, Public Health

und Versorgungsforschung der DGZMK am 05.

Mai 2015 in Berlin

Oesterreich D.: 

Parodontitis und ihr aktueller Stellenwert in der

zahnärztlichen Praxis. Vortrag, 29. Berliner Zahnärz-

tetag, 44. Dt. Fortbildungskongress für die ZFA,

17./18.April 2015, Berlin

Oesterreich D.: 

Erfolge und Herausforderungen zahnmedizini-

scher Prävention. Forum für Gesundheitspolitik 

1-2/2015: 43-47

Ziller, S.: 

Disability, Oral Health and Health Politics – Con-

cepts to Tackle the Challenges. Vortrag, 22nd

Congress of the International Association of Dis-

ability and Oral Health (iADH), Estrel Convention

Center, Berlin, 02.Oktober 2014

Prävention



Bundeszahnärztekammer|Jahresbericht 14/15

59

ZilIer, S.: 

Mundgesund von Anfang an: Die Prävention der

frühkindlichen Karies. Themenmagazin 2014 „Er-

nährung, Bewegung und Entspannung für die Ge-

sundheit unserer Kinder“. Hrsg.: Deutsche Kinder-

hilfe, Januar 2015: 25-26

ZilIer, S.: 

Forum Zahn- und Mundgesundheit Deutschland:

Gemeinsam Lösungen für Probleme der Mundge-

sundheit finden. Zahnärztliche Mitteilungen 104,

Nr. 20, 16.Oktober 2014: 26

ZilIer, S.: 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Gesund-

heitsförderung und der Prävention: Prävention für

Kleinkinder ausbauen. Zahnärzteblatt Baden-

Württemberg Nr. 12, 2014: 15
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Ausschüsse Praxisführung und Hygiene

Mit fachlichen Argumenten Verordnungs- und

Gesetzgebungsverfahren begleiten 

Der Ausschuss Praxisführung ist zuständig für die

Belange der zahnärztlichen Berufsausübung und

begleitet entsprechende Verordnungs- oder Ge-

setzgebungsverfahren. Er tagte am 23. Septem-

ber 2014 und am 10. März 2015. Die Koordinie-

rungskonferenzen der Länderreferenten wurden

jeweils am auf die Ausschusssitzungen folgenden

Tag durchgeführt. Anlässlich der Internationalen

Dentalschau (IDS) 2015 fanden die Veranstaltun-

gen im Frühjahr in Köln statt. 

Der Schwerpunkt der Arbeit des Ausschusses lag

im Berichtszeitraum auf der Bewertung behördli-

cher Praxisbegehungen nach dem Medizinpro-

dukte- und dem Infektionsschutzgesetz. Dabei

standen immer wieder die maschinelle Aufberei-

tung von Medizinprodukten und die Qualifikation

des Personals im Fokus. Die Mitglieder berieten

über Strategien zum Umgang mit überzogenen

Anforderungen der Überwachungsbehörden.

Durch die Absenkung der Grenzwerte für

Quecksilber in der Düngemittelverordnung tre-

ten Abwasserverbände, die Klärschlamm für

landwirtschaftliche Zwecke abgeben, verstärkt

an Zahnarztpraxen als mögliche Verursacher der

Quecksilberbelastung heran. Dazu stellten die

Mitglieder fest, dass sich Zahnärzte beim ord-

nungsgemäßen Betrieb von Amalgamabschei-

dern gesetzeskonform verhalten. Die Einleitung ei-

ner geringen Menge von Amalgamresten lässt

sich nicht vermeiden, da die Abscheider nach

DIN EN ISO 11143 einen Wirkungsgrad von 95 Pro-

zent besitzen. Der Sachverständigenausschuss

Amalgamabscheider beim Deutschen Institut für

Bautechnik (DIBt), in dem die BZÄK mit Sitz und

Stimme vertreten ist, äußerte sich zu dieser Proble-

matik gleichlautend. 

Neben der nationalen Gesetzgebung beschäftig-

ten den Ausschuss die Überarbeitung der Queck-

silberstrategie der EU-Kommission und der Entwurf

für eine europäische Medizinprodukte-Verord-

nung. Die Verordnung soll Teilinhalte mehrerer

Richtlinien zusammenfassen und nach einer Über-

gangsfrist ohne nationale Umsetzung direkt in den

Mitgliedsstaaten in Kraft treten. Aus zahnmedizini-

scher Sicht relevant sind die Definition von Nano-

materialien und deren Klassifizierung als Hochrisi-

koprodukte sowie die Einführung des UDI-Systems

(Vergabe und Speicherung einer unveränderli-

chen Produktnummer). Die BZÄK hat dazu eine im

Zahnärztliche Berufsausübung

Dr. Mathias Wunsch, 
Vorsitzender der Ausschüsse 
Praxisführung und Hygiene der BZÄK
und Präsident der LZK Sachsen

Dr. Jens Nagaba, 
Leiter Abteilung 
Zahnärztliche Berufsaus-
übung der BZÄK

Freiheit in der Berufsausübung, wissenschaftlicher Fortschritt und
fachliche Unabhängigkeit
BZÄK engagiert sich für die Belange der Zahnärzteschaft

Dr. Juliane Gösling, 
Referentin Abteilung Zahnärztliche 
Berufsausübung/Prävention und 
Gesundheitsförderung der BZÄK
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Ausschuss abgestimmte Stellungnahme gegen-

über dem BMG abgegeben. Durch die Mitarbeit

in den Arbeitsgruppen des Council of European

Dentists ist die Vertretung der Interessen der deut-

schen Zahnärzte für diesen Themenbereich ge-

währleistet. Dem Austausch über Projekte der

(Landes-)Zahnärztekammern, z.B. zur Validierung,

kommt auf den Sitzungen große Bedeutung zu. Er

dient der Koordinierung der Aktivitäten und der

Entwicklung praxistauglicher Konzepte. 

Begrüßt wurde von den Konferenzteilnehmern die

Fertigstellung der AWMF-Leitlinie zur Wasserhy-

giene in Dentaleinheiten. Die Leitlinie orientiert

sich in ihren Forderungen streng an der Empfeh-

lung des Robert Koch-Instituts (RKI) für die Zahn-

heilkunde aus dem Jahr 2006 und enthält zusätz-

liche Hinweise für Hersteller, Händler, Planer und

Monteure. Durch die frühzeitige Einbindung der

BZÄK wurde somit eine kompetente Interessenver-

tretung der Zahnärzteschaft in diesem Prozess 

gewährleistet.

BZÄK lenkt Fokus auf Hygiene

Auf Beschluss des BZÄK-Vorstands vom Dezember

2012 wurde der Ausschuss Hygiene gegründet.

Das Gremium soll den Kollegen Unterstützung bei

der Umsetzung gesetzlicher Vorgaben auf dem in

den letzten Jahren immens an Bedeutung ge-

wonnenen Gebiet der Hygiene geben. Gleichzei-

tig sollen durch die Mitglieder eigene Konzepte für

die Zahnheilkunde entwickelt werden. Eine wei-

tere Aufgabe des Ausschusses ist die Überarbei-

tung des Musterhygieneplans. Diese erfolgt in en-

ger Abstimmung mit dem Deutschen Arbeitskreis

für Hygiene in der Zahnarztpraxis (DAHZ). Auf-

grund der starken Verzahnung der Themen tagt

der Ausschuss gemeinsam mit dem Ausschuss Pra-

xisführung.

Arbeitskreis Dentalinstrumente (AKDI) 

Statements finden große Beachtung

Das 2008 gegründete unabhängige Expertengre-

mium tagte unter der Leitung von Prof. Dr. Lutz

Jatzwauk am 13. Oktober 2014 und am 23. März

2015 in Berlin. Der bei der Bundeszahnärztekam-

mer angesiedelte Arbeitskreis Dentalinstrumente

untersucht die fachspezifischen Besonderheiten

bei der Aufbereitung von Medizinprodukten und

erarbeitet darauf basierende Empfehlungen für

Zahnarztpraxen. Im Oktober 2014 wurde das

Statement des AKDI zur Aufbereitung von rotieren-

den Instrumenten verabschiedet. Die vom Aus-

schuss erarbeiteten Empfehlungen waren zuvor

intensiv mit den Herstellern dieser Instrumente dis-

kutiert worden. Weiterhin arbeitet das Gremium

an einem Statement zur Aufbereitung von Implan-

tat-Abutments. 

Teilnehmer der Koordinierungskonferenz 
Praxisführung zur Frühjahrssitzung am 11.03.15
in Köln



Die Zahnärzteschaft hat aus diesem Grund bereits

vor einigen Jahren einen Entwurf für eine neue

Approbationsordnung für Zahnärzte vorgelegt.

Der Entwurf trägt einerseits den Bedürfnissen der

modernen Zahnheilkunde Rechnung und berück-

sichtigt andererseits die Grundsätze der Reform

des Medizinstudiums. 

Substantielle Verbesserungen des Studiums der

Zahnmedizin sollen insbesondere erreicht werden

durch:

— Stärkere Ausrichtung der Lehre auf medizini-

sche Inhalte.

— Notwendige Verzahnung mit der medizini-

schen Lehre auf dem Stand der neuen Appro-

bationsordnung für Ärzte. Die hierdurch ge-

steigerte Kompatibilität der medizinischen und

der zahnmedizinischen Lehre beseitigt unnöti-

gen Aufwand, insbesondere für Doppelstu-

dien in Medizin und Zahnmedizin. 

— Sachgerechte Orientierung des Studiums an

den gesteigerten Möglichkeiten der Präven-

tion. Die frühzeitige Erkennung systemischer Er-

krankungen gehört zu den wichtigen Aufga-

benbereichen der zahnmedizinischen Lehre

und Praxis und trägt zur Prävention zahlreicher

Krankheiten bei. Diese neue Ausrichtung be-

reitet die Studierenden besser auf die Anfor-

derungen der täglichen zahnmedizinischen

Praxis vor. 
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Approbationsordnung Zahnärzte

Die zahnärztliche Ausbildung und der Zugang

zum zahnärztlichen Beruf ist im Gesetz über die

Ausübung der Zahnheilkunde (ZHG) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 16. April 1987,

zuletzt geändert durch Art. 11 Nr. 10 des Geset-

zes v. 30. Juli 2004, und in der auf Grund dieses

Gesetzes erlassenen Approbationsordnung für

Zahnärzte (AppOZ) vom 26. Januar 1955, zuletzt

geändert durch Art. 4 G vom 21. Juli 2004, bun-

deseinheitlich geregelt.

Die Anforderungen, denen sich der Zahnarzt auf-

grund der Entwicklung der Gesundheitsversor-

gung und der Entwicklung in der zahnmedizini-

schen Wissenschaft stellen muss, sind einem

stetigen Wandel unterzogen. Nach über 60 Jah-

ren ist die zahnärztliche Approbationsordnung da-

her dringend reformbedürftig. Die Hochschulleh-

rer der Zahnmedizin müssen noch heute nach der

Jahrzehnte alten Approbationsordnung für Zahn-

ärzte unterrichten. Angesichts der rasanten Ent-

wicklung in der Zahnheilkunde und der Versor-

gung der Patienten wird den Hochschullehrern

ein nicht zu überbrückender Spagat abverlangt.

Das Missverhältnis zwischen der Lehre, dem enor-

men Wissenszuwachs und den erheblich gestie-

genen Anforderungen der Praxis muss daher

schnellstmöglich überwunden werden.

Zahnärztliche Berufsausübung

Prof. Dr. Christoph Benz,
Vizepräsident der BZÄK

Dr. Peter Engel, 
Präsident der BZÄK

Dr. Michael Frank,
Vorstandsreferent
Approbationsordnung und
Präsident der LZK Hessen

RA René Krouský, 
Stellv. Hauptgeschäftsführer
und Justitiar der BZÄK
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— Inhaltliche Neugestaltung des Studiums und

der Prüfung durch Vorgabe eines zeitgemä-

ßen Fächerkanons.

— Modernisierung des Studiums (ebenso wie in

der Medizin) durch fächerübergreifenden und

gegenstandsbezogenen Unterricht und ent-

sprechend ausgestaltete Prüfungen. 

Ein wesentlicher Baustein der Novellierung ist

eine weitestgehend identische Ausbildung mit

dem Studiengang Medizin in den ersten vier Se-

mestern, dem sogenannten Vorklinischen bzw.

1. Studienabschnitt. Hierfür wird es erforderlich,

die Lehrveranstaltungen der Mediziner für den

Studiengang Zahnmedizin zu öffnen und zusätz-

lich rein zahnmedizinische Vorlesungen und

Praktika anzubieten. 

Die noch im Vorjahresbericht geäußerte Hoff-

nung der Bundeszahnärztekammer, dass die No-

vellierung der Approbationsordnung auf dieser

Grundlage nun zeitnah erfolgen wird, hat sich

bedauerlicherweise nicht erfüllt. Zwar hatte das

Bundesgesundheitsministerium zunächst signali-

siert, dass möglicherweise noch 2014 ein Entwurf

vorliegen könnte. Die Novellierung der AppOZ

ruht zurzeit gleichwohl, weil das Bundesgesund-

heitsministerium derzeit mit anderen Themen 

ausgelastet sei. Nach Auskunft des Bundesge-

sundheitsministers Hermann Gröhe in der Bun-

desversammlung der Bundeszahnärztekammer

soll das Thema Approbationsordnung unmittel-

bar nach Abschluss dieser Arbeiten in Angriff ge-

nommen werden. Zu den dann zur Diskussion

einzuladenden Verbänden und Organisationen

gehört neben der Kultusministerkonferenz (KMK),

der Gesundheitsministerkonferenz (GMK), dem

Medizinischen Fakultätentag (MFT) auch die

Bundeszahnärztekammer.

Zurückgehend auf einen Beschluss des Hoch-

schulausschusses der KMK wurde der MFT gebe-

ten, mit der Vereinigung der Hochschullehrer für

Zahn-, Mund und Kieferheilkunde (VHZMK) und

der Gesellschaft für Medizinische Ausbildung

(GMA) gemeinsam einen Nationalen Kompetenz-

basierten Lernzielkatalog Zahnmedizin (NKLZ) zu

entwickeln. Der Entwicklungsprozess wird durch

eine Lenkungsgruppe aus MFT, GMA und Vertre-

tern der Bundeszahnärztekammer, aus zahnmedi-

zinischen Fachgesellschaften, Organisationen der

zahnärztlichen Selbstverwaltung, zuständigen 

Ministerien, Wissenschaftsorganisationen und der

Bundesverband der Zahnmedizinstudenten in

Deutschland (BdZM) gesteuert.

Ziel ist ein am Berufsbild des Zahnarztes orientierter

Katalog, der konsentierte Lernziele bereithält, auf

die Lehrende zurückgreifen können. Ein entspre-

chender Katalog wird für Deutschland - im Unter-

schied zu anderen Ländern - erstmalig erstellt. Der

NKLZ ist ein wichtiger Baustein im Zusammenhang

mit der Einführung der neuen zahnärztlichen Ap-

probationsordnung. Er wird parallel zum nationa-

len Lernzielkatalog für Humanmedizin erstellt.

Somit bietet sich die einmalige Chance, durch

eine entsprechende Zusammenarbeit beider 

Projekte den Zusammenhang von oraler und all-

gemeiner Gesundheit auch in der medizinischen

Ausbildung besser zu verankern und ein Ausbil-

dungsumfeld zu etablieren, in dem Studierende in

Medizin und Zahnmedizin gegenseitig ihre Stärken

einbringen.

Die Projektgruppe NKLZ besteht aus ca. 200

Hochschullehrern und wissenschaftlichen Mitar-

beitern aus allen zahnmedizinischen Hochschu-

len Deutschlands, weiteren wissenschaftlichen

Experten aus verwandten Fachgebieten und

Vertretern der Bundeszahnärztekammer. Die Pro-

jektgruppe erarbeitet in 23 Arbeitsgruppen 

Entwürfe für die Inhalte und Lernziele der ver-

schiedenen Kompetenzfelder und Teilbereiche

der zahnmedizinischen Ausbildung. Das Ergebnis

wird in einem an die AWMF-Leitlinien angelehn-

ten Konsensusverfahren abgestimmt und an-

schließend den medizinischen Fakultäten zur

Verfügung gestellt.



Weiterhin wird der gemeinsame Beirat Fortbildung

ein Anforderungsprofil für Lehrpraxen entwickeln.

Für die Praxen müssen im Sinne der Qualität der

Aus- und Fortbildung Kriterien festgelegt werden.

— Welche Rolle spielen Leitlinien zukünftig für

den Berufsstand?

Leitlinien werden auch zukünftig für Zahnärzte und

zahnärztliche Gutachter eine wichtige Rolle spie-

len, da sie die Studienlage erschließen und basie-

rend auf dem aktuellen Erkenntnisstand im Kon-

sens klinische Empfehlungen entwickeln, sie

unterstützen die Wissensvermittlung und reduzie-

ren Unsicherheiten.

— Patientenleitlinien – Patienteninformationen

Patientenversionen von Leitlinien haben einen

hohen Stellenwert und sind an die strengen me-

thodischen Vorgaben der Leitlinienentwicklung

gebunden. Daher sollen verstärkt von BZÄK,

DGZMK und KZBV gemeinsame Patienteninfor-

mationen entwickelt und publiziert werden. Die

Patientensicht müsse dabei unbedingt einbezo-

gen werden. Patienteninformationen müssen in

patientengerechter Sprache abgefasst und auf

bestverfügbarer Evidenz gegründet sein. Nutzen

und Schaden für die Patienten müssen nachvoll-

ziehbar dargestellt werden. Eine Orientierung an

den Standards „Gute Praxis Patienteninforma-

tion“ des Deutschen Netzwerks für evidenzba-

sierte Medizin (DNebM) erscheint nach wie vor

unabdingbar.

In der gemeinsamen Task Force Qualität von

BZÄK, DGZMK und KZBV werden auf der Basis des

gemeinsamen Leitlinienprogramms leitlinienge-

stütze Patienteninformationen erarbeitet bzw. die

Erarbeitung koordiniert und unterstützt. Dies wird

als wichtiger Meilenstein bei der Umsetzung von

Leitlinien gesehen.
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Hochschule

Zusammenarbeit von Standespolitik und Hoch-

schule

Der Gedankenaustausch zwischen Standespolitik

und Hochschule fand 2014 bereits zum 18. Mal

statt, in Eltville. Nach der Einleitung durch den

BZÄK-Präsidenten Dr. Peter Engel wurde seitens

Deutscher Gesellschaft für Zahn-, Mund- und Kie-

ferheilkunde (DGZMK), Vereinigung der Hoch-

schullehrer für Zahn-, Mund und Kieferheilkunde

(VHZMK), dem Wissenschaftsrat, der Bundesfach-

schaftstagung und dem Scientific Committee der

FDI berichtet. An weiteren Themen wurden u.a.

behandelt:

— Entwicklung von interdisziplinären Präventions-

konzepten 

Mit dem neuen Präventionsgesetz kommt die

Chance, im Berufsstand neue Präventionskon-

zepte zu etablieren und in die Politik zu bringen.

Dazu gehört es, orale Prävention neu zu denken

und Patienten über jeden Lebensabschnitt hin-

weg diesbezüglich zu betreuen.

— Qualität der zahnmedizinischen Ausbildung

Die Vorstände von BZÄK, DGZMK und KZBV haben

einen Themenkatalog im Sinne eines Muster-Cur-

riculums für Berufskundevorlesungen während des

Zahnmedizinstudiums verabschiedet. Dieser war

vom gemeinsamen Beirat Fortbildung von BZÄK

und DGZMK erarbeitet worden. Im Zuge der zu

erwartenden neuen Approbationsordnung wur-

den die Inhalte der Berufskundevorlesung zu-

dem im Nationalen Kompetenzbasierten Lern-

zielkatalog Zahnmedizin (NKLZ) neu definiert. Die

BZÄK sieht in einem möglichst frühen Kontakt

zwischen den Studenten und dem Berufsstand

eine wichtige Aufgabe zur Förderung des zahn-

medizinischen Berufsbildes. Zur Strukturierung

dieser Aufgabe und um idealerweise ein bun-

deseinheitliches Vorgehen abzustimmen, wurde

eine Koordinierungskonferenz der Berufskunde-

dozenten durchgeführt. 

Zahnärztliche Berufsausübung
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— Nationale Kohorte/AG Zahnmedizin

Bei der Nationalen Kohorte handelt es sich um

eine vom Bundesministerium für Gesundheit

(BMG) geförderte longitudinal angelegte Kohor-

tenstudie mit 200.000 Teilnehmern. Zufällig von

den Meldeämtern ausgewählte Teilnehmer wer-

den in einem Untersuchungszyklus zweimal im 

Abstand von vier bis fünf Jahren untersucht. Da-

von werden zehn Minuten Untersuchungszeit für

zahnmedizinische Befunde (Basis) aufgewendet.

Bei einer Gruppe werden der Parodontalstatus so-

wie Daten zur Mundgesundheit erhoben. 

— Stand und Förderung der Versorgungsfor-

schung, Generierung von Forschungsfragen

In der zahnmedizinischen Versorgungsforschung

gibt es noch erheblichen Nachholbedarf und da-

her die Notwendigkeit der Förderung. Es soll ein

Workshop durchgeführt werden, in dem Teilneh-

mer für die Entwicklung von Projekten der zahn-

medizinischen Versorgungsforschung ausgebildet

und auf die Antragstellung im Rahmen einer

Deutschen Forschungsgemeinschaft-Nachwuchs-

akademie vorbereitet werden. Außerdem soll bei

zukünftigen Ausschreibungen und Universitätspro-

fessuren ggf. ein Schwerpunkt Versorgungsfor-

schung festgelegt werden.

Die Teilnehmer begrüßten die Gelegenheit zum in-

tensiven und offenen Gedankenaustausch und

sprachen sich dafür aus, das Treffen zwischen

Standespolitik und Hochschule mit dem Zweck

der Entwicklung gemeinsamer Perspektiven und

Aktivitäten weiterzuführen.
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Ausschuss Zahnärztliche Berufsanerkennung

Im Zuständigkeitsbereich des Bundes haben 

Personen mit einem im Ausland erworbenen Berufs-

abschluss Anspruch auf Überprüfung der Gleich-

wertigkeit ihrer im Ausland erworbenen Berufsqua-

lifikationen mit einem deutschen Berufsabschluss. 

Ziel ist es, bei allen reglementierten Berufen – u. a.

beim zahnärztlichen Beruf – durch Gleichwertig-

keitsprüfungen die Voraussetzung für Berufszugang

oder –ausübung festzustellen, um die Integration

von Migranten in den deutschen Arbeitsmarkt zu

erleichtern. Bei Feststellung wesentlicher Qualifika-

tionsunterschiede besteht eine Grundlage für ziel-

gerichtete Qualifizierungsmaßnahmen im Anschluss

an das Verfahren.

Personen, denen die volle Gleichwertigkeit ihrer

Auslandsqualifikation bescheinigt wird, haben die

gleichen Rechte wie Personen mit einem deut-

schen Prüfungszeugnis. Es wird ihnen allerdings kein

deutsches Prüfungszeugnis erteilt, sondern ein

Gleichwertigkeitsbescheid.

Ein Prüfverfahren kann jede Person beantragen, die

über einen ausländischen Berufsabschluss verfügt

und beabsichtigt, eine Erwerbstätigkeit in Deutsch-

land aufzunehmen. Der Antrag kann unabhängig

von Staatsangehörigkeit und Aufenthaltsstatus ge-

stellt werden. Nicht zugänglich ist das Verfahren für

un- oder angelernte Personen, die über keinen Be-

rufsabschluss aus einem anderen Staat verfügen.

Zahnärztliche Berufsausübung

Im Verfahren wird ein im Ausland erworbener Be-

rufsabschluss mit einer deutschen Referenzqualifi-

kation verglichen. Die zuständige Stelle prüft, ob

wesentliche inhaltliche oder zeitliche Unterschiede

bestehen. Wenn wesentliche Unterschiede zwi-

schen den Berufsqualifikationen bestehen, wird ge-

prüft, ob diese durch sonstige Befähigungsnach-

weise (z. B. Weiterbildungen, Zusatzausbildungen,

Umschulungen) oder durch nachgewiesene ein-

schlägige Berufserfahrungen ausgeglichen werden

können. Erhält die zuständige Stelle keine ausrei-

chenden Nachweise oder fehlen ihr die erforderli-

chen Informationen für ihre Prüfung, ist es möglich,

eine Qualifikationsanalyse zur Feststellung der für ei-

nen Vergleich mit der inländischen Berufsbildung

maßgeblichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse

und Fähigkeiten durchzuführen. 

Eine Qualifikationsanalyse kann durch unterschied-

liche Instrumente, z. B. durch Arbeitsproben oder

Fachgespräche, erfolgen. Werden keine wesentli-

chen Unterschiede zwischen Auslands- und Inlands-

qualifikation festgestellt, wird die vollständige

Gleichwertigkeit bescheinigt. Dies bedeutet recht-

liche Gleichbehandlung in Entsprechung zum deut-

schen Berufsabschluss. Insbesondere kommt dabei

den Überprüfungen von Sprachkenntnissen von 

Bewerbern aus EU-Mitgliedstaaten und Drittlän-

dern, die im Wesentlichen durch die Kammern er-

folgen, als wichtigem Element der Qualitätssiche-

rung und eines effektiven Patientenschutzes eine

hohe Bedeutung zu. 

RA René Krouský, 
Stellv. Hauptgeschäftsführer
und Justitiar der BZÄK

Dr. Frank Dreihaupt,
Vorstandsreferent der BZÄK für 
Zahnärztliche Berufsanerkennung und 
Präsident der ZÄK Sachsen-Anhalt

RA Eike Makuth, 
Referent der Rechtsabteilung
der BZÄK



Ausschuss Berufsbild des Zahnarztes 

Auf Beschluss des BZÄK-Vorstands vom 17. Dezem-

ber 2014 wurde die ursprünglich temporär einge-

richtete Task Force Berufsbild des Zahnarztes in ei-

nen ordentlichen Ausschuss überführt. Der

Ausschuss besteht nach Vorstandbeschluss derzeit

aus folgenden Mitgliedern:

Dr. Peter Engel, Dr. Udo Lenke, Dr. Michael Sereny,

ZA Jürgen Herbert und für die Geschäftsführer RA

Peter Ihle. 

Die Task Force wurde im Wesentlichen gegründet,

um ein Papier zu entwickeln, welches die Möglich-

keiten und Grenzen der Zusammenarbeit des Zahn-

arztes mit dem Zahntechniker aufzeigt. Diese Arbeit

wurde mit der Erstellung der Online-Broschüre

„Zahnmedizin und Zahntechnik“ abgeschlossen.

Mit Blick auf die Korruptionsdebatte hielt der Vor-

stand eine weiterführende Arbeit im Sinne des Be-

rufsstands für erforderlich. Zudem existierte bis

dato kein Vorstandsausschuss, der die von der Ar-

beitsgruppe Musterberufsordnung der (Haupt-)

Geschäftsführer durchgeführte Prüfung und Wei-

terentwicklung der Musterberufsordnung in den

BZÄK-Vorstand spiegelt. Der Ausschuss soll insoweit

Schnittstelle zwischen Recht, Praxis und Berufspo-

litik werden, um wichtige Erkenntnisse der unter-

schiedlichen Arbeitsebenen zusammen zu führen.

Da sich alle Aufgaben des Ausschusses eng an

dem in den Berufsordnungen fixierten Berufsbild

ausrichten, ist eine ständige Einbindung des Com-

pliance-Beauftragten der KZBV vorgesehen. 

In seiner konstituierenden Sitzung am 03. März 2015

hat sich der Ausschuss ein Arbeitsprogramm gege-

ben, das u. a. darin besteht, ausgewählte berufs-

rechtliche Fragestellungen aufzubereiten, Rechte

und Pflichten zu erläutern sowie anhand ausge-

wählter Beispielfälle aus der Praxis zu illustrieren, um

größtmögliche Anwenderrelevanz zu erzielen. Dar-

über hinaus verständigte sich der Ausschuss auf ei-

nen Entwurf einer BZÄK-Stellungnahme zum Entwurf

eines Gesetzes zur Bekämpfung von Korruption im

Gesundheitswesen, die er dem Vorstand zur Bera-

tung und Beschlussfassung vorlegte. 67

Dr. Peter Engel, 
Vorsitzender des Ausschusses 
Berufsbild des Zahnarztes und
Präsident der BZÄK 

RA Florian Lemor, 
Hauptgeschäftsführer
der BZÄK

RA Eike Makuth, 
Referent der Rechtsabteilung
der BZÄK

RA René Krouský, 
Stellv. Hauptgeschäftsführer
und Justitiar der BZÄK
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Gemeinsamer Ausschuss Arzneimittelkommission

Zahnärzte (AKZ) 

Ansprechpartner für staatliche Institutionen und

Zahnärzte

Der Gemeinsame Ausschuss Arzneimittelkommis-

sion Zahnärzte tagte am 17. Oktober 2014 und 24.

April 2015. Dr. Helmut Pfeffer erklärte sich bereit,

das Amt des Vorsitzenden der Arzneimittelkommis-

sion bis auf weiteres zu übernehmen, obwohl er

im Januar 2015 sein Amt als Vizepräsident der

Zahnärztekammer Hamburg abgab.

Die Rolle der Arzneimittelkommission als Ansprech-

partner von staatlichen Institutionen und Verbän-

den spiegelt sich in der großen Anzahl von Auffor-

derungen zur Stellungnahme nach § 92 Abs. 3a

SGB V durch den Gemeinsamen Bundesaus-

schuss und Meldungen der Pharmaindustrie zu

Anwendungsbeobachtungen nach §67 Abs. 6

Arzneimittelgesetz wider. Die Interessen der Kolle-

genschaft werden von den Mitgliedern der AKZ in

mehreren Sachverständigenausschüssen beim

Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinpro-

dukte (BfArM) vertreten. Die Berichte der Aus-

schussmitglieder sind feste Tagesordnungspunkte

der Sitzungen. 

Ein bedeutendes Projekt der AKZ ist die Aktuali-

sierung der Informationen über Zahnärztliche

Arzneimittel (IZA). Das Dokument wurde kom-

plett überarbeitet und steht ab sofort wieder als

Gesamtdokument zum Download als PDF sowie

E-Book auf der BZÄK-Seite zur Verfügung. Inhalt-

lich wurde das Werk durch kurze Informationen

für die Kollegen über die Meldung von uner-

wünschten Arzneimittelwirkungen sowie durch

Kapitel zum Thema Kinderbehandlung und

Bisphosphonate ergänzt. Die IZA ist eine der po-

pulärsten Seiten der BZÄK-Homepage, wie die

stabilen Zugriffszahlen aus den letzten Jahren

zeigen. 

100 Fälle von unerwünschten Arzneimittelwirkun-

gen (UAW) wurden im Jahr 2014 dem Pharmako-

vigilanzzentrum AKZ gemeldet. Damit ist die Zahl

zum ersten Mal seit drei Jahren wieder gestiegen.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass nur wenige

wirklich bedrohliche Nebenwirkungen im zahnme-

dizinischen Bereich bekannt wurden.

Betrachtet man die gemeldeten Nebenwirkungen,

bleibt Clindamycin weiterhin Spitzenreiter als Ursa-

che von unerwünschten Arzneimittelwirkungen.

Generell zeigte sich auch im letzten Jahr wieder,

dass die meisten Nebenwirkungen im Zusammen-

Zahnärztliche Berufsausübung

Dr. Juliane Gösling, 
Referentin Abteilung Prävention
und Gesundheitsförderung/
Zahnärztliche Berufsausübung 
der BZÄK 

Dr. Helmut Pfeffer, 
Vorsitzender der AKZ und Vize-
präsident der ZÄK Hamburg

Dr. Jens Nagaba, 
Leiter Abteilung Zahnärztliche 
Berufsausübung der BZÄK
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Die Kommissionsmitglieder konnten im Jahr 2014

die Überarbeitung der Meldebögen für uner-

wünschte Arzneimittelwirkungen und Vorkomm-

nisse im Zusammenhang mit der Anwendung 

von Medizinprodukten abschließen. Die Meldebö-

gen wurden neu strukturiert und stehen nun 

neben den Druckvarianten in den zm auch als

Download auf der BZÄK-Seite zur Verfügung. Die

Dokumente können online ausgefüllt werden, ge-

faxt oder direkt per E-Mail an die BZÄK versendet

werden. Die Dokumente werden verschlüsselt ge-

sendet, um die Datenübertragung gegen frem-

des Auslesen zu schützen. Maßgeblich an der Aus-

gestaltung beteiligt war Prof. Dr. Werner Kullmann,

Hannover. 

Im Berichtszeitraum wurde eine große Anzahl An-

fragen von Verbänden, Kollegen, Apothekern

und Patienten zur Arzneimitteltherapie durch die

AKZ beantwortet. Die Mitglieder der Arzneimittel-

kommission Zahnärzte veröffentlichten folgenden

Beitrag in den Zahnärztlichen Mitteilungen:

Zahnärztliche Mitteilungen (zm) Heft 08/2015: 

Die Arzneimittelkommission Zahnärzte informiert 

Gemeldete Nebenwirkungen 2013/2014/2015 

hang mit Antibiotikagabe standen. Auch im Jahr

2014 war kein Zwischenfall mit tödlichem Ausgang

gemeldet worden. Die Auswertung der Ergebnisse

wurde von Prof. Dr. Christoph Schindler zusam-

mengestellt und in den Zahnärztlichen Mitteilun-

gen (zm Heft 08/2015) veröffentlicht. 

Frühjahrssitzung der Arzneimittelkommission Zahnärzte in
Berlin am 24.04.15: V.l.n.r.:
Dekan Prof. Dr. Reiner Biffar, Ernst-Moritz-Arndt Universität
Greifswald, 
Dr. Jens Nagaba, Leiter Abteilung Zahnärztliche Berufsaus-
übung der BZÄK, 
Dr. Juliane Gösling, Referentin Abteilung Zahnärztliche
Berufsausübung/Prävention und Gesundheitsförderung
der BZÄK, 
PD Dr. Dr. Michael Stiller, Berlin, 
PD Dr. Werner Kullmann, Hannover, 
Prof. Dr. Ralf Stahlmann, Charité Universitätsmedizin Berlin,
Dr. Helmut Pfeffer, Vorsitzender der AKZ, Hamburg, 
Prof. Dr. Christoph Schindler, Medizinische Hochschule
Hannover 



Ausschuss Beruf, Familie und Praxismanagement

Zukunft Beruf und Familie      

Der Ausschuss Beruf, Familie und Praxismanage-

ment steigert erneut die Zahl der Projekte

Der BZÄK-Ausschuss Beruf, Familie und Praxisma-

nagement ist aus dem früheren Ausschuss für die

Belange der Zahnärztinnen hervorgegangen. Die-

ser hat maßgeblich dazu beigetragen, dass Stan-

desorganisationen, Berufsverbände und Politik

sich ernsthaft mit den Belangen und Wünschen

von Zahnärztinnen in der zahnärztlichen Berufs-

ausübung, aber auch mit deren Interessen in der

Berufspolitik auseinandersetzen.

Der erste Ausschuss für die Belange der Zahnärz-

tinnen wurde im Januar 1995 vom Vorstand der

Bundeszahnärztekammer ins Leben gerufen. Mit

diesem Gremium sollten die besonderen Anliegen

von Kolleginnen im Zahnarztberuf auf Bundes-

ebene vertreten werden. Ein wichtiges Anliegen

war damals und ist auch heute die Förderung und

Unterstützung von Kolleginnen, die sich in der

zahnärztlichen Standespolitik einbringen möchten.

Darüber hinaus befasste sich das Gremium mit der

Unterstützung von Kolleginnen bei der Stellenver-

mittlung, der Notdienstgestaltung für Zahnärztin-

nen, der Wiedereingliederung von Zahnärztinnen

in den Beruf, dem Quasi-Beschäftigungsverbot für

Zahnärztinnen während der Schwangerschaft, mit

Kinderbetreuungszeiten und Altersversorgung so-

wie der selbständigen Berufsausübung. Die Auf-
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gabe des Ausschusses war die Koordination der

Aktivitäten der (Landes-)Zahnärztekammern auf

diesen Gebieten. Vertreterinnen aus nahezu allen

Kammerbereichen hatten sich in diesem Gremium

unter der profunden Leitung von Dr. Brita Petersen,

ehemalige Präsidentin der Zahnärztekammer Bre-

men, engagiert. 

Der Ausschuss stützt sich bei seiner Arbeit auf das

„Memorandum zur Vereinbarkeit von Familie und

Beruf im Rahmen der zahnärztlichen Berufsaus-

übung“ der BZÄK, das nicht nur theoretisch die 

verschiedenen Facetten dieses Themas beleuch-

tet, sondern vor allem auch praktische Lösungsvor-

schläge anbietet. Für die Beratung vor Ort stehen

nach wie vor die (Landes-)Zahnärztekammern 

bereit, um praktische Informationen zur Niederlas-

sungsberatung, zur Ausrichtung von Wiedereinglie-

derungsseminaren, zur Einrichtung flexibler Teilzeit-

modelle und zur familienfreundlichen Gestaltung

von Notdienstplänen anzubieten.

Vor zwei Jahren hat der BZÄK-Vorstand den Aus-

schuss neu strukturiert und um eine Zuständigkeit

erweitert. Im Fokus stehen jetzt die jungen Kolle-

gen. Sie haben klare Wunschvorstellungen und Er-

wartungen an die Berufsausübung und an die Be-

rufsvertretungen und wollen auf entsprechende

Unterstützungsangebote zurückgreifen können.

Das geht aus Umfragen der Bayerischen Landes-

zahnärztekammer, der Hamburger Zahnärztekam-

Zahnärztliche Berufsausübung

Dr. Klaus Bartling, 
Vorstandsreferent für Beruf, 
Familie und Praxismanagement 
der BZÄK und Präsident der 
ZÄK Westfalen-Lippe 

ZÄ Sabine Steding, 
Vorsitzende des Ausschusses
Beruf, Familie und Praxisma-
nagement

Dr. Sebastian Ziller,
Leiter Abteilung Prävention 
und Gesundheitsförderung 
der BZÄK

Dr. Juliane Gösling, 
Referentin Zahnärztliche 
Berufsausübung/ Prävention
und Gesundheitsförderung
der BZÄK



Bundeszahnärztekammer|Jahresbericht 14/15

71

mer und der Zahnärztekammer Mecklenburg-Vor-

pommern, wie auch aus einer Umfrage des Insti-

tuts der Deutschen Zahnärzte (IDZ) hervor. 

Für den Ausschuss unter der Leitung von ZÄ Sa-

bine Steding, Vorstandsmitglied der Zahnärzte-

kammer Niedersachsen, stehen Initiativen, die auf

familienfreundliche Arbeitsbedingungen bei

Zahnärztinnen und Zahnärzten abzielen, deshalb

ganz weit oben auf der Tagesordnung. Da die

zahnärztliche Berufsausübung zahlenmäßig über-

wiegend und unverändert in selbstständiger Pra-

xisniederlassung erfolgt, sind Unterstützungsange-

bote für eine familienfreundliche Niederlassung

mit flexiblen Berufsausübungsformen für junge

Zahnarztfamilien prioritär.

Neben der Ausschuss-Vorsitzenden ZÄ Sabine Ste-

ding, Niedersachsen, sind derzeit fünf weitere Kol-

leginnen - ZÄ Juliane von Hoyningen-Huene, Ber-

lin, Dr. Kerstin Kladny, Bundeswehr, Dr. Angela Löw,

Mecklenburg-Vorpommern, ZÄ Maja Nickoll, Hes-

sen, Dr. Renate Lüllwitz-Hoch, Baden-Württem-

berg - in dem Gremium vertreten. Die Anbindung

an den Vorstand wird über den Präsidenten der

Zahnärztekammer Westfalen-Lippe, Dr. Klaus Bart-

ling, gewährleistet. Anlassbezogen werden dar-

über hinaus weitere Kollegen und Kolleginnen so-

wie Vertreter von Kooperationspartnern in die

Arbeit einbezogen. Seitens der BZÄK-Geschäfts-

stelle wird der Ausschuss von Dr. Sebastian Ziller

und Dr. Juliane Gösling betreut. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Koordinie-

rungskonferenz im Jahr 2013 empfahlen die Durch-

führung einer Fortbildungsveranstaltung zum

Thema Beruf und Familie. Der Ausschuss setzte

diese Idee um. Am 08.November 2014 fand auf

dem Deutschen Zahnärztetag in Kooperation mit

Dentista e.V. der erste „Zukunftskongress Praxis und

Familie, Start up bis Ruhestand - Zahnärztinnen la-

den zur Diskussion“ statt. Inhaltlich ging es u.a. um

Berufsausübung, Work-Life-Balance, Schwanger-

schaft und (eigene) Praxis. Darüber hinaus beka-

men die Kollegen Rechtstipps für die Praxis und

Ratschläge zum Thema Generationenkonflikt. Im

Anschluss standen alle Referenten für Diskussion

und Einzelgespräche zur Verfügung. Die Veranstal-

tung war außerordentlich gut besucht. Auf seiner

Sitzung am 22.April 2015 empfahl der Ausschuss

deshalb die erneute Durchführung dieser Fortbil-

dungsveranstaltung. Aufgrund der räumlichen

Trennung zwischen dem Kongress des Deutschen

Zahnärztetags und der Bundesversammlung wer-

den im Jahr 2015 zwei Fortbildungen, in Hamburg

und Frankfurt am Main, durchgeführt. 

Der Ausschuss empfahl darüber hinaus die Über-

arbeitung der Broschüre zum Thema „Verträge

mit Hirn und Herz“. Die Broschüre soll Zahnärztin-

nen als Information für juristische Fragen rund um

das Thema Verträge in Zahnarztpraxen informie-

ren und Hilfen für das Gespräch mit dem Anwalt

bieten. 

Teilnehmer des Ausschusses am 22.04.15 in Berlin 

Teilnehmer des Zukunftskongresses am 08.11.14 auf dem
Deutschen Zahnärztetag in Frankfurt am Main
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BZÄK und Dentista kooperieren 

Die Kooperation mit Dentista e.V. besteht seit dem

Jahr 2012 und die ersten gemeinsamen Projekte

wurden bereits erfolgreich umgesetzt. Der erste

Ratgeber wurde Ende 2014 fertiggestellt. Die Bro-

schüre „Schwangerschaft, Beruf und Familie - 

Juristisches und Praktisches rund um die Zahnarzt-

praxis“ bietet jungen angestellten und selbststän-

digen Kolleginnen, aber auch Arbeitgeberinnen

und Arbeitgebern wertvolle Tipps rund um das

Thema Schwangerschaft und Mutterschutz in der

Zahnarztpraxis. Ein weiterer Ratgeber zur Unterstüt-

zung der Kolleginnen zu juristischen Fragen rund

um das Thema Verträge ist in Arbeit. Der Zukunfts-

kongress wurde erfolgreich umgesetzt und diese

Kooperation ist auch im Jahr 2015 für einen erneu-

ten Kongress, diesmal in Hamburg, geplant.

Ziel der Kooperation ist auch weiterhin der pro-

jektbezogene gegenseitige Gedankenaus-

tausch bei der Konzeptionierung und Umsetzung

von Maßnahmen im Bereich Praxisführung und

damit eine punktuelle Zusammenarbeit in The-

menbereichen wie Freiberuflichkeit in der Praxis,

Verantwortungsübernahme in wissenschaftli-

chen Organisationen, Engagement in Selbstver-

waltungsorganisationen und Verbesserungen im

Bereich der Work-Life-Balance.

Zahnärztliche Berufsausübung

Quelle: (Landes-)Zahnärztekammern, Berechnungen BZÄK 2014

* ab 1992 plus neue Bundesländer

Jahr niedergelassene ZÄ Assistenten/Vertreter Beamte/Angestellte nicht zahnärztl. Tätige Gesamtzahl Zahnärzte

gesamt % Frauen gesamt % Frauen gesamt % Frauen gesamt % Frauen gesamt % Frauen

1988 31.955 20% 5.224 39% 2.465 28% 11.901 31% 51.545 25%

1990 33.075 21% 7.529 46% 2.563 28% 13.505 32% 56.672 27%

1992* 44.328 30% 8.128 47% 3.886 41% 15.186 34% 71.528 33%

1994 48.337 32% 7.725 46% 3.149 40% 15.432 34% 74.644 34%

1996 50.423 32% 8.023 48% 2.958 41% 14.986 34% 76.390 34%

1998 51.961 33% 7.430 52% 2.886 42% 15.618 36% 77.895 35%

2000 53.885 34% k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 78.742 k. A.

2001 54.485 34% 6.373 54% 2.871 41% 14.997 37% 78.726 37%

2002 54.860 35% 6.190 55% 2.936 42% 15.842 38% 79.828 37%

2003 55.347 35% 6.383 56% 2.799 42% 16.023 39% 80.552 38%

2004 55.867 35% 6.279 57% 2.779 42% 16.250 40% 81.175 38%

2005 56.100 36% 6.223 59% 2.834 43% 16.667 40% 81.824 39%

2006 56.152 36% 6.382 60% 2.845 43% 17.117 41% 82.496 39%

2007 55.778 36% 7.209 61% 2.855 44% 17.559 41% 83.401 40%

2008 55.182 37% 8.350 62% 2.817 45% 18.091 42% 84.440 40%

2009 54.935 37% 9.356 63% 2.876 46% 18.396 42% 85.563 41%

2010 54.684 37% 10.295 63% 2.841 47% 18.608 42% 86.428 41%

2011 54.286 37% 11.216 63% 3.000 48% 19.037 43% 87.539 42%

2012 53.885 37% 12.390 63% 3079 48% 19.646 43% 88.882 42%

2013 53.885 34% 13.236 63% 3.191 48% 20190 43% 89.920 43%

Entwicklung der Zahnarztzahlen nach Tätigkeiten
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Förderung beruflicher Nachwuchs

Junge Praxis

Als Tendenz zeigt sich, dass junge Kollegen in Sa-

chen Selbstständigkeit zurückhaltendender agieren.

In den kommenden Jahren werden viele Ruhe-

ständler ihre Praxis aufgeben – hier soll den jungen

Kollegen Mut gemacht werden, diese zu überneh-

men. Zusammen mit Kooperationspartnern unter-

stützt die BZÄK den beruflichen Nachwuchs. Gute

Ansätze gibt es z.B. über Informationsveranstaltun-

gen. 2015 wurde das Thema zudem auf der Koordi-

nierungskonferenz der Öffentlichkeitsbeauftragten

intensiv bearbeitet. In Zukunft sollen die jungen Kol-

legen verstärkt über ihre Medien erreicht werden. 

Kooperationen

Seit 2008 besteht die Kooperation der Bundeszahn-

ärztekammer mit dem Bundesverband der Zahn-

medizinstudenten in Deutschland e.V. (BdZM), seit

2009 mit dem Bundesverband der zahnmedizini-

schen Alumni in Deutschland e.V. (BdZA). Die Seite

„www.Berufskunde2020.de “ wurde in Kooperation

erstellt, auf der die BZÄK die Broschüre „Der Weg in

die Freiberuflichkeit – Praxisgründung“ zur Verfü-

gung stellt. Darüber hinaus unterstützt die BZÄK die

Veranstaltung Zahn-i-Campus, die bundesweit an

den Universitäten die angehenden Kollegen zu den

Themen Freiberuflichkeit, Gesundheitspolitik/Selbst-

verwaltung und Berufskunde informiert. Die Veran-

staltungen 2014/2015 waren sehr erfolgreich, es

konnten viele Studierende angesprochen werden,

die Resonanz war durchweg positiv.

New Media

Neben den üblichen PDF-Formaten werden Schrift-

stücke auch als E-Book bzw. E-Paper auf der BZÄK-

Website online gestellt, so z.B. die Informationen

über Zahnärztliche Arzneimittel (IZA). Die Formate

sind für Smartphones und Tablets optimiert. 

Zukunftssymposium

Am 06. November 2015 findet das erste Zukunfts-

symposium für junge Kollegen in Kooperation mit

der DGZMK auf dem Kongress des Deutschen

Zahnärztetags in Frankfurt am Main statt. Themen

wie „Der Weg in die Freiberuflichkeit“, „Schwan-

gerschaft, Kinder und Praxis“, „Verträge für die

Praxis“ sowie „Networking und Social Media für

Zahnärzte“ werden angesprochen. 

Zukunftskongress

Am 31. Oktober 2015 findet in Hamburg zum stan-

despolitischen Teil des Deutschen Zahnärztetags

der zweite „Zukunftskongress Beruf und Familie“

statt. Hier werden unter anderem die Punkte

„Selbstständigkeit“, „Personal“, „Wege in die Be-

rufspolitik“, „Schwangerschaft und Praxis“, „Ver-

träge für die Praxis“ sowie „Networking und Social

Media“ thematisiert.

Dr. Juliane Gösling,
Referentin Abteilung Zahnärztliche Berufsausübung/Prävention
und Gesundheitsförderung der BZÄK und zuständig für die 
Förderung des beruflichen Nachwuchses



des NADENT arbeiten als sog. Spiegelgremien für die

europäischen und internationalen Arbeitsgruppen

des CEN/TC55 bzw. ISO/TC106 Zahnheilkunde. Das

heißt, sie erstellen Norm-Vorlagen und sind für die

deutschen Stellungnahmen verantwortlich. 

Im Berichtszeitraum tagte der Beirat NADENT am 20.

April 2015 unter der Leitung seines Vorsitzenden, Dr.

Mathias Wunsch, in den Räumen der BZÄK in Berlin.

Neben dem Bericht über die Arbeit im Vorjahr

wurde über die zukünftige Strategie des Normen-

ausschusses diskutiert. Das Jahr 2014 war für den

NADENT ein sehr produktives Jahr. Insgesamt wur-

den elf DIN-Normen – davon acht internationale

Normen – sowie 17 DIN-Norm-Entwürfe und zwei

Änderungsentwürfe veröffentlicht. 

Zusammengefasst haben die Experten des NADENT

2014 an der Fertigstellung von insgesamt 28 Doku-

menten mitgearbeitet, d. h., im Durchschnitt pro-

duziert jedes Gremium etwa eine Norm pro Jahr.

Üblicherweise sind dies keine zusätzlichen Normen,

sondern Überarbeitungen internationaler Normen.

Aufgrund der sehr guten Zusammenarbeit auf eu-

ropäischer und internationaler Ebene wurden im

Dentalbereich in Europa bisher 135 internationale

Normen unverändert als europäische Normen

übernommen. Dazu kommen vier harmonisierte

Normen und zwei CEN-Berichte. 

Im Jahr 2014 wurden insgesamt 33 nationale Sitzun-

gen abgehalten, jedes nationale Gremium tagt da-

mit durchschnittlich einmal pro Jahr. Weiterhin gab

es drei europäische und 60 internationale Sitzungen.

Vom 14. bis 20. September 2014 fand in Berlin die

50. Sitzung des ISO/TC106 Zahnheilkunde in Berlin

statt. Die organisatorische Vorbereitung und Beglei-

tung der Tagung mit 60 Arbeitsgruppensitzungen in-

klusive der Wahl eines neuen Chairman, eines Emp-

fangs und einer Abendveranstaltung für über 350

Delegierte war eine Herausforderung für die 

Geschäftsstelle. Mit Unterstützung der Trägerorga-

nisationen BZÄK, VDDI und VDZI gelang eine erfolg-

reiche Jubiläumsveranstaltung. Die nächste ISO-Ta-

gung findet vom 27. September bis 03. Oktober

2015 in Bangkok (Thailand) statt. Wie in den Vorjah-

Normenausschuss Dental (NADENT)

Normen gewinnen an Bedeutung

Durch die Internationalisierung des Handels gewin-

nen Normen immer stärkere Bedeutung. Auch für

den Zahnarzt sind durch kürzere Produktlebenszyklen

und die Zunahme verfügbarer Produkte auf dem

Dentalmarkt Normen unverzichtbar. Zur Interessen-

wahrung des Berufsstands entsendet die Bundes-

zahnärztekammer Kollegen in zahlreiche Normungs-

gremien und ist Gründungs- und Fördermitglied des

Normenausschusses Dental. Der Normenausschuss

Dental im Deutschen Institut für Normung (DIN) be-

steht aus 36 Gremien, die sich in 15 Arbeitsaus-

schüsse, 20 Arbeitskreise und den Beirat als Len-

kungsgremium aufgliedern. Viele Arbeitsgremien
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Zahnärztliche Berufsausübung

Dr. Juliane Gösling,
Referentin Abteilung Zahnärztliche
Berufsausübung/Prävention und 
Gesundheitsförderung der BZÄK

Dr. Mathias Wunsch,
Vorsitzender des Beirats 
NADENT und Präsident der LZK
Sachsen

Dr. Jens Nagaba, 
Leiter Abteilung Zahnärztliche 
Berufsausübung der BZÄK
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ren wird Prof. Dr. Gottfried Schmalz die deutsche

Delegation leiten. Die zeitliche Entwicklung der Eu-

ropäischen und Internationalen Dentalnormen ist

im Diagramm „Zeitliche Entwicklung der Dentalnor-

men” dargestellt.

Bemerkenswert ist, dass sich durch die Übernahme

der ISO-Normen die Gesamtzahl der DIN-Normen

seit 1990 nur geringfügig erhöht hat. Die unter-

schiedlichen nationalen Normen wurden europa-

weit vereinheitlicht. Durch die Entwicklung von 139

europäischen Normen wurde so die Gesamtzahl

der unterschiedlichen nationalen Dentalnormen in

Europa von etwa 1000 verschiedenen nationalen

Normen (Stand 1990) auf etwa 170 Normen (Stand

2014) reduziert. Mitglieder des Beirats Normenausschuss Dental in Berlin
am 20.04.15

Zeitliche Entwicklung der Dentalnormen

1985                             1990                             1995                             2000                           2005                            2010 2014
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Quelle: Normenausschuss Dental, Jahresbericht 2014



Ausschuss Röntgenstelle

Die Röntgenstelle der Bundeszahnärztekammer

vertritt die Interessen der Zahnärzteschaft auf dem

Gebiet der Röntgendiagnostik in der Zahnmedi-

zin. Sie setzt sich zusammen aus Fachreferenten

der (Landes-)Zahnärztekammern und Vertretern

der Hochschulen.

Sie ist der zentrale Ansprechpartner für Bundes-

und Länderbehörden in Fragen des Strahlen-

schutzes. Durch die Mitarbeit von Mitgliedern in

zahlreichen Gremien ist sie direkt in die Überar-

beitung von Richtlinien zur Röntgendiagnostik

eingebunden. Die Arbeit der BZÄK-Röntgenstelle

dient der Qualitätssicherung bei der Anwen-

dung von Röntgenstrahlen in der Zahnheilkunde.

Ihre Aufgabe besteht darin, die Kollegenschaft

über gesetzliche Neuerungen in Bezug auf die

Röntgenverordnung und in diesem Zusammen-

hang stehende Richtlinien zu informieren sowie

in der Koordinierung von Qualitätssicherungs-

maßnahmen. 

Im Berichtszeitraum tagte der Ausschuss am 28.

April 2015 in Berlin. Zum Normenentwurf DIN 6868-

157 „Befundungsmonitore“ hatte der Ausschuss

Röntgenstelle fundierte Einsprüche erarbeitet und

gegenüber dem Normenausschuss Radiologie

(NAR) abgegeben. Dennoch wurde die Norm

verabschiedet und deren Anforderungen in die

QS-Richtlinie übernommen. Nach einer Über-

gangsfrist bis zum 1. Mai 2015 mussten alle zahn-

ärztlichen Befundungsmonitore nach DIN 6868-

157 geprüft werden. Dies bedeutet z.B. auch, dass

eine jährliche Messung der Leuchtdichte des Mo-

nitors erforderlich ist. Die Vertreter der zahnärztli-

chen Stellen sind sich jedoch einig, dass die Qua-

lität der Befundung im zahnärztlichen Bereich

durch die Norm nicht verbessert wird. Über die

Mitgliedschaft im Arbeitskreis Röntgenverordnung

war es aber möglich, durch einen Beschluss der

Länderministerien eine Festlegung zur Umsetzung

der Qualitätssicherungsrichtlinie zu erreichen.  Es

geht dabei um die Anforderungen bei der visuel-

len Konstanzprüfung mit dem neuen Testbild. 

Abweichend von der neuen Norm reicht es nun

aus, dass der Schriftzug „Quality Control“ bei der

Abnahme- und Konstanzprüfung nur im mittleren

grauen Bereich lesbar sein muss. Damit können

viele bewährte Monitortypen für die Befundung

eingesetzt werden, die ansonsten nicht mehr zu-

lässig gewesen wären.

Die derzeit existierende Norm wird als unzurei-

chend betrachtet. Eine zeitnahe Revision wird

auch von Seiten des NADENT angestrebt. 

Auf Beschluss des Länderausschusses Röntgen-

verordnung ist auch in der Zahnheilkunde ab

dem Jahre 2020 ausschließlich der DICOM-Stan-

dard zu verwenden. Auf der Internationalen

Dental-Schau (IDS) in Köln im März 2015 fand

deshalb ein Treffen des DICOM-Arbeitskreis
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Zahnärztliche Berufsausübung

Dr. Mathias Wunsch,
Vorsitzender des Ausschusses
Röntgenstelle der BZÄK und Präsi-
dent der LZK Sachsen

Dr. Jens Nagaba,
Leiter Abteilung Zahnärztliche
Berufsausübung der BZÄK

Dr. Juliane Gösling,
Referentin Abteilung Zahnärztliche
Berufsausübung/Prävention und 
Gesundheitsförderung der BZÄK



Zentraler Erfahrungsaustausch zahnärztliche Stellen

Das nach der Richtlinie „Ärztliche und zahnärztli-

che Stellen“ zur Strahlenschutzverordnung und zur

Röntgenverordnung vorgeschriebene jährliche

Treffen der zahnärztlichen Stellen fand am 29.

April 2015 statt. Ein wichtiges Thema des Treffens

war die Erlangung der Fachkunde von Zahnärz-

ten. Zahnärzte, die in Deutschland studiert haben,

erwerben ab 2006 im Rahmen des zahnärztlichen

Staatsexamens die Fachkunde in dem Anwen-

dungsgebiet 1, nicht aber die Fachkunde in den

Anwendungsgebieten 2 „Schädelübersichtsauf-

nahmen und Spezialprojektionen“  und 3 „Hand-

aufnahmen zur Skelettwachstumsbestimmung“.

Hier sind Kurse in Planung. Voraussetzung für die

Teilnahme ist die bereits erworbene Sachkunde in

dem Anwendungsgebiet. 

Zahnmedizin mit dem Verband Deutscher Den-

talsoftware Unternehmen (VDDS) statt. Dabei

wurde über die mögliche Konfiguration der

Schnittstellen von Abrechnungs- und Gerätesoft-

ware diskutiert. Um den gesetzlich vorgegebe-

nen Zeitrahmen einzuhalten, wurden Arbeitspa-

kete verteilt und weitere Treffen vereinbart.

PD Dr. Dirk Schulze erläuterte die neuen Bestim-

mungen der DVT-Konstanzprüfung entsprechend

der neuen Norm 6868-15. 

Die von einer NADENT-Arbeitsgruppe erarbeite-

ten Durchführungsempfehlungen zur Qualitätssi-

cherung in der zahnärztlichen Röntgenologie 

werden regelmäßig in den Zahnärztlichen Mittei-

lungen (zm) veröffentlicht und sind auf der

Homepage der BZÄK abrufbar.
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Teilnehmer des Zentralen Erfahrungsaustausches der zahnärztlichen
Stellen zur Jahressitzung am 29.04.15 in Berlin

Podium des Zentralen Erfahrungsaustausches der zahnärztlichen
Stellen am 29.04.15 in Berlin: 
V.l.n.r.: Dr. Juliane Gösling, Referentin Abteilung Zahnärztliche 
Berufsausübung/ Prävention und Gesundheitsförderung der BZÄK, 
Dr. Mathias Wunsch, Vorsitzender des Ausschusses Röntgenstelle
der BZÄK und Präsident der LZK Sachsen, 
Dr. Kai Voss, Stellv. Vorsitzender des Ausschusses Röntgenstelle der
BZÄK und Vizepräsident der ZÄK Schleswig-Holstein, 
Dr. Burkhard Maager, Mitglied des Ausschusses 
Röntgenstelle und Mitglied der Bezirkszahnärztekammer Freiburg
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Fort- und Weiterbildung

Die Stärkung des Generalisten

Gemäß des Beschlusses der BZÄK-Bundesver-

sammlung hat der gemeinsame Beirat Fortbil-

dung im Berichtszeitraum weiter an der Aufgabe

„Stärkung des Generalisten“ gearbeitet. Das

Konzept basiert im Wesentlichen auf den Säulen:

— Strukturierung der Berufskundevorlesungen

an den Universitäten,

— Nutzung der beruflichen Orientierungsphase,

welche sich unmittelbar an das Studium an-

schließt, für eine freiwillige Erweiterung der

praktischen und theoretischen Kenntnisse

und Fertigkeiten.

Ausschuss gemeinsamer Beirat Fortbildung

Der Beirat Fortbildung, gemeinsam von Bundes-

zahnärztekammer (BZÄK) und Deutscher Gesell-

schaft für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde

(DGZMK) unter Mitwirkung der Kassenzahnärztli-

chen Bundesvereinigung (KZBV) getragen, ist als

Clearingstelle für Fragen der Fortbildung tätig

und erarbeitet konzeptionelle Empfehlungen zur

Fortbildung. BZÄK, DGZMK und KZBV entsenden

je einen Vertreter und Stellvertreter in den Beirat.

Der Vorsitz alterniert zwischen BZÄK und DGZMK.

Aufgabe des Gemeinsamen Beirats ist es, Ideen

für die zukünftige Ausgestaltung der zahnärztli-

chen Fort- und Weiterbildung zu entwickeln.

Der gemeinsame Beirat Fortbildung von BZÄK und DGZMK

Prof. Dr. Christoph Benz,
BZÄK, amtierender 
Vorsitzender des Beirats 
Fortbildung

Prof. Dr. Dr. Søren Jepsen,
DGZMK, alternierender 
Vorsitzender des Beirats 
Fortbildung

Dr. Michael Frank, 
BZÄK, Mitglied des Beirats
Fortbildung

Dr. Michael Brandt, 
BZÄK, Mitglied des Beirats
Fortbildung

Dr. Udo Lenke, 
BZÄK, Mitglied des Beirats 
Fortbildung
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Ziel aller Überlegungen im Beirat ist die Bewah-

rung der Einheit des zahnärztlichen Berufsstands.

Hierzu bieten sich nach Ansicht der Beiratsmit-

glieder obige Instrumente an, die sowohl die

praktischen Erfahrungen als auch die fachliche

Einzelkompetenz der jungen Kollegen erhöhen. 

Die Vorstellungen zu einem Gesamtkonzept zur

„Stärkung des Generalisten“ werden im Beirat

Fortbildung kontinuierlich weiterentwickelt.

Erweiterung der „Leitsätze zur zahnärztlichen

Fortbildung von BZÄK, DGZMK und KZBV“ um

ethische Prinzipien

Neben der konzeptionellen Arbeit an der „Stär-

kung des Generalisten“ hat der Beirat in seinen 

Sitzungen auf Empfehlung der Koordinierungs-

konferenz der Fortbildungsreferenten der BZÄK

im September 2014, die „Leitsätze zur zahnärztli-

chen Fortbildung“ um den Aspekt „Interessen-

konflikte“ sowie um einen neuen Passus zu „ethi-

schen Grundsätzen in der Fortbildung“ ergänzt.

Nach Beschlussfassung im Vorstand der BZÄK und

den Gremien der DGZMK sowie der KZBV, soll das

Dokument den Teilnehmern der Koordinierungs-

konferenz der Fortbildungsreferenten am 07. Ok-

tober 2015 in Karlsruhe vorgestellt werden.

Dr. Jürgen Fedderwitz, 
KZBV, Mitglied des Beirats 
Fortbildung

ZA Ralf Wagner, 
KZBV, Mitglied des Beirats
Fortbildung

Dr. Sebastian Ziller, 
Leiter Abteilung Prävention und 
Gesundheitsförderung der BZÄK,
administrative Betreuung des Beirats

Dr. Wolfgang Schmiedel, 
BZÄK, Mitglied des Beirats 
Fortbildung

Dr. Norbert Grosse, 
DGZMK, Mitglied des 
Beirats Fortbildung
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Fort- und Weiterbildung

Koordinierungskonferenz Berufskunde

Die Vorstände von BZÄK, DGZMK und KZBV 

haben Ende 2013/Anfang 2014 einen Themen-

katalog im Sinne eines Muster-Curriculums für 

Berufskundevorlesungen während des Zahnme-

dizinstudiums verabschiedet, der vom gemein-

samen Beirat Fortbildung von BZÄK und DGZMK

erarbeitet wurde. Im Zuge der zu erwartenden

neuen Approbationsordnung (AppOZ) wurden

die Inhalte der Berufskunde-Vorlesung zudem im

Nationalen Kompetenzbasierten Lernzielkatalog

Zahnmedizin (NKLZ) neu definiert. 

Seitens der BZÄK sah man in einem möglichst frü-

hen Kontakt zwischen den Studenten und dem

Berufsstand eine wichtige Klammer zur Förde-

rung des zahnmedizinischen Berufsbilds. Zur

Strukturierung dieser Aufgabe und um ein bun-

deseinheitliches Vorgehen abzustimmen, fand

am 19. November 2014 eine Koordinierungskon-

ferenz der Referenten bzw. der für die Berufskun-

devorlesungen in den Kammern verantwortli-

chen Dozenten in Frankfurt am Main statt. Die

Konferenz empfahl, auf Grundlage des Muster-

Curriculums für Berufskundevorlesungen einen

Musterfolienvortrag zu erstellen. Der gemein-

same Beirat Fortbildung wird den Mustervortrag

Freiwilliges Angebot für Studenten der Zahnmedizin 

Auf Anregung des Beirats fand am 01. Juni 2015

eine Arbeitssitzung zur Definition von Kriterien für

ein Anforderungsprofil an eine Lehrpraxis im 

Rahmen des Zahnmedizinstudiums statt. 

Teilnehmer waren Vertreter der Vereinigung 

der Hochschullehrer für Zahn-, Mund- und Kiefer-

heilkunde (VHZMK), der DGZMK und des Beirats

Fortbildung. 

Koordinierungskonferenz Fortbildung

Am 17. September 2014 fand in Erfurt auf Einla-

dung der ZÄK Nordrhein eine Koordinierungs-

konferenz der Referenten für Fortbildung der 

(Landes-)Zahnärztekammern sowie die Jahres-

tagung der kammereigenen Fortbildungsinsti-

tute in Düsseldorf statt. Themen waren u.a. 

Kooperationen der Kammern mit anderen Fort-

bildungsanbietern sowie ethische Aspekte von

Fortbildungsangeboten, das Kern-Curriculum für

eine bundeseinheitliche Berufskunde-vorlesung,

die europäischen Entwicklungen im Fortbildungs-

bereich (CPD), das modulare Fortbildungskon-

zept für Berufseinsteiger „Fit für die Zukunft“ 

sowie die Berichte aus den Kammern und den

kammereigenen Fortbildungsinstituten.

Die Teilnehmer auf der Koordinierungskonferenz Berufskunde am
19.11.14 in Frankfurt am Main
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inhaltlich begleiten. Die Konferenzteilnehmer

empfahlen einen erneuten Erfahrungsaustausch

über die praktische Umsetzung der Berufskunde-

vorlesung im Jahr 2016.

Im Berichtszeitraum gingen beim Beirat Fortbil-

dung wiederum viele Anfragen zur Vergabe von

Fortbildungspunkten und zum Punkteerwerb ein.

Prof. Dr. Christoph Benz, Vizepräsident der BZÄK 
referiert auf der Koordinierungskonferenz Berufskunde am
19.11.14 in Frankfurt am Main
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Mitarbeiter in der Praxis

ZFA-Koordinierungskonferenz der BZÄK in Berlin

Die BZÄK-Koordinierungskonferenz der Referen-

ten für Zahnmedizinische Fachangestellte (ZFA)

fand am 08. Oktober 2014 in Berlin statt. Die

Kammerreferenten beschäftigten sich u. a. mit

neuen Lernkonzepten in der Berufsschule, dem

Deutschen und Europäischen Qualifikationsrah-

men (DQR und EQR), den Entwürfen der Aus-

schüsse zu den ZFA-Musterfortbildungsordnun-

gen, der Erstellung eines Azubi-Fragebogens vor

dem Hintergrund der Ergebnisse des Ausbil-

dungsreports des Deutschen Gewerkschafts-

bunds (DGB) und den vielfältigen Initiativen zur

ZFA-Ausbildungsplatzgewinnung in den Ländern.

Die Teilnehmer waren sich einig, dass die Fortbil-

dung des zahnmedizinischen Fachpersonals in

der Zuständigkeit des Berufsstands bleiben muss,

denn die in der Hand der Zahnärztekammern lie-

gende Aus- und Fortbildungsstruktur der ZFA

habe sich gut bewährt. Eine Substitution zahn-

ärztlicher Leistungen lehnt die BZÄK nach wie vor

ab.  

Deutscher und Europäischer Qualifikationsrahmen

Mit dem Deutschen Qualifikationsrahmen für le-

benslanges Lernen wurde laut Bundesministe-

rium für Bildung und Forschung (BMBF) ein um-

fassendes, bildungsübergreifendes Profil der in

Deutschland erworbenen Berufskompetenzen

vorgelegt, welches seit Anfang 2014 in Kraft ist. 

Als nationale Umsetzung des Europäischen Qua-

lifikationsrahmens soll er die Besonderheiten des

deutschen dualen Ausbildungssystems berück-

sichtigen. Die dreijährige Erstausbildung zur ZFA

ist vom Verordnungsgeber auf dem Niveau 4

eingeordnet worden. Die Fortbildungsabschlüsse

Zahnmedizinische Verwaltungsassistentin (ZMV),

Zahnmedizinische Prophylaxeassistentin (ZMP),

Zahnmedizinische Fachassistentin (ZMF) sollten

auf Niveau 5 und die Dental Hygienikerin (DH)

auf Niveau 6 des achtstufigen DQR eingeordnet

werden. Diese Fortbildungen, die der Länderho-

heit unterliegen, sollen nach Auskunft des Bun-

desinstituts für Berufsbildung (BiBB) vom April

2015 auf Landesebene geregelt werden. Das ist

eine neue Aussage, denn eine Ausführungsbe-

stimmung des Bundes, wie in den Vorjahren an-

gekündigt, wird es nicht geben. Das BiBB verwies

zudem darauf, dass es nicht zwingend erforder-

lich wäre, die Landesfortbildungen im DQR zu

verorten. 

Feststellung der Berufsqualifikation nach dem BQFG

Das sog. Gesetz zur Verbesserung der Feststel-

lung und Anerkennung im Ausland erworbener

Dr. Michael Sereny, 
Vorsitzender der Ausschüsse Aus- und Fortbildung
Zahnmedizinische Fachangestellte ZMF, ZMP/ZMV
und DH und Präsident der ZÄK Niedersachsen

Dr. Sebastian Ziller, 
Leiter Abteilung Prävention und
Gesundheitsförderung der BZÄK

Aus- und Fortbildung der Zahnmedizinischen Fachangestellten
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Berufsqualifikationen (BQFG) hat praktische Aus-

wirkungen auf den Berufsalltag des Zahnarztes

und der ZFA sowie auf die Kammerarbeit. Das 

Gesetz trat 2012 in Kraft. Mit den neuen Regelun-

gen werden die Verfahren zur Anerkennung und

Bewertung von ausländischen Berufsqualifikatio-

nen vom Gesetzgeber ausgeweitet. Die ZÄK

Westfalen-Lippe hatte 2012 auf Beschluss des

BZÄK-Vorstands eine bundeseinheitliche Stelle 

für die Länderkammern eingerichtet. Sie nimmt

seitdem die im Rahmen der Gleichwertigkeitsfest-

stellung anfallenden sowie nach dem BQFG 

zugewiesenen Aufgaben wahr. Sechzehn Zahn-

ärztekammern haben eine Übertragung der 

Aufgabenstellungen an die ZÄK Westfalen-Lippe

vorgenommen. Die Kammern Nordrhein und Nie-

dersachsen haben Beiratsmitglieder benannt. 

Die Anzahl der 2014 eingegangenen Anträge ist

im Vergleich zu 2012 und 2013 gestiegen. Bis zum

31. Dezember 2014 sind seit Einführung des Ge-

setzes 75 Anträge auf Feststellung der Gleich-

wertigkeit mit dem Referenzberuf der Zahnme-

dizinischen Fachangestellten nach dem BQFG

gestellt worden. Die Mehrheit der Abschlüsse

(82,7 Prozent) wurde in europäischen Ländern

erworben, 41 in Osteuropa und Russland, vier

Abschlüsse wurden jeweils in Nordamerika/Ka-

nada und Süd-/Lateinamerika erworben, sowie

drei in Asien und einer in Australien.

Der Großteil der Anerkennungssuchenden lebt

bereits in Deutschland. Wie in den vergangenen

Jahren weichen die Beratungszahlen deutlich

von den Antragszahlen ab. Der Beratungsansatz

geht dabei über eine reine Verfahrensberatung

hinaus. Sie schließt auch Alternativen zum Aner-

kennungsverfahren ein, sowie Fragen zur Erfor-

dernis von Sprachkenntnissen. Häufig ist es

schwierig, ältere Referenzen aus dem Ausland

zu prüfen, da keine Ordnungsmittel beigebracht

werden können. Zudem sind die Übersetzung

ausländischer Qualifikationsunterlagen sowie

die Feststellung der beruflichen Kompetenzen

durch die sog. Qualifikationsanalyse für die An-

tragsteller sehr aufwendig.

Die Teilnehmer der Koordinierungskonferenz ZFA am 08.10.14 in Berlin

Koordinierungskonferenz ZFA am 08.10.14 in Berlin,
im Podium v.l.n.r.: Dr. Sebastian Ziller, Leiter Abteilung 
Prävention und Gesundheitsförderung der BZÄK, 
Dr. Michael Sereny, Präsident der ZÄK Niedersachsen, 
Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, Vizepräsident der BZÄK und
der Gastreferent Studiendirektor Stefan Kurbjuhn, 
Abteilungsleiter BVS, Schulentwicklung, Staatliche Schule
Gesundheitspflege W4, Hamburg
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Novellierte ZFA-Fortbildungsordnungen 

verabschiedet

Zahnmedizinische Verwaltungsassistentin (ZMV)

Zahnmedizinische Prophylaxeassistentin (ZMP)

Zahnmedizinische Fachassistentin (ZMF)

Dental Hygienikerin (DH)

Einer Empfehlung der Koordinierungskonferenz

ZFA zur Aktualisierung und Überarbeitung der

Musterfortbildungsordnungen der BZÄK für ZMP,

ZMV, ZMF und DH entsprach der Vorstand der

BZÄK, indem die Mitglieder der entsprechenden

BZÄK-Ausschüsse mit der Novellierung der Mu-

ster-Fortbildungsordnungen beauftragt wurden.

Die Entwürfe wurden den Verbandsmitgliedern

der BZÄK zur Kommentierung übersandt. Am 08.

Oktober 2014 bewertete die Koordinierungskon-

ferenz ZFA die Vorlagen positiv und empfahl, die

novellierten Muster-Fortbildungsordnungen der

BZÄK für ZFA dem Vorstand der BZÄK zur Be-

schlussfassung vorzulegen. Der Vorstand der

BZÄK folgte diesem Votum und beschloss im De-

zember 2014 die Verabschiedung der aktualisier-

ten Musterfortbildungsordnungen für ZMV, ZMP,

ZMF und DH der BZÄK sowie deren Umsetzung

auf Landesebene.

Damit ist eine einheitliche Interpretation und Um-

setzung der Ordnungen in den einzelnen Kam-

merbereichen gewährleistet und mögliche bun-

deseinheitliche Fortbildungsordnungen nach 

§ 53 BBiG obsolet. Des Weiteren können die Qua-

lifikationen nun besser in den DQR eingeordnet

werden. 

Ausbildungszahlen ZFA 2014

Gesamtzahl der Ausbildungsverhältnisse im Ver-

gleich zu den Vorjahren leicht abnehmend

Das seit fünf Jahren gehaltene Niveau an neu ab-

geschlossenen ZFA-Ausbildungsverträgen konnte

auch im Jahr 2014 gehalten werden (s. Abb.).

Bundesweit wurden bis zum 30. September 2014

insgesamt 12.001 Ausbildungsverträge für ZFA

neu abgeschlossen (Alte Bundesländer: 10.668;

Neue Bundesländer: 1.333). Gegenüber dem

Vorjahr haben die Ausbildungszahlen damit im

Durchschnitt um 2,9 Prozent abgenommen (ABL:

-2,58 Prozent; NBL: -5,39 Prozent). Ausgehend

von einer geringen Grundgesamtheit ist in den

Neuen Bundesländern, nach einem Plus von

+6,26 Prozent im Vorjahr, eine Abnahme der Aus-

bildungszahlen zu erkennen, die auch das Ge-

samtergebnis beeinflusst. Stabile Zahlen bei den

neuen Ausbildungsverhältnissen finden sich u.a.

in Hessen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vor-

pommern und Bremen. Deutliche Zugewinne

gibt es u. a. in Hamburg, Baden-Württemberg,

Brandenburg, Rheinland-Pfalz, Thüringen, Saar-

land und Schleswig-Holstein. Bayern, Sachsen,

Berlin, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen

haben hingegen Verluste zu verzeichnen.

Rund 42 Prozent der Zahnarztpraxen bildeten aus.

Die Anzahl der Auszubildenden an allen abhän-

gig Beschäftigten in Deutschland, die sog. Ausbil-

dungsquote, liegt in Zahnarztpraxen bei rund 10

Prozent. Bezogen auf alle Ausbildungsbereiche

wurden in Zahnarztpraxen 2,3 Prozent neue Aus-

bildungsverträge abgeschlossen.

Die ZFA-Ausbildung zählt unter jungen Frauen im-

mer noch zu den Top 10 der beliebtesten Ausbil-

dungsberufe. Angesichts der zurückgehenden

Anzahl der Schulabgänger und der starken Kon-

kurrenz um künftige Auszubildende, ergreifen die

Kammern eine Vielzahl von Maßnahmen zur För-

derung der Attraktivität des Berufsbilds der ZFA.

Neue Initiative für Berufsausbildung: Allianz für

Aus- und Weiterbildung

Die Allianz für Aus- und Weiterbildung wurde zum

01. Januar 2015 aus der Taufe gehoben. Wie be-

reits seit 2007 im Rahmen des Ausbildungspakts

bringt sich die BZÄK über den BFB als Partner der

Allianz in die Fachkräftenachwuchsgewinnung

ein. Die Allianz hält einige Veränderungen ge-

genüber dem bisherigen Ausbildungspakt be-

reit. Ein Fokus liegt darauf, die Ausbilder best-

möglich bei der Ausbildung zu unterstützen und

zu entlasten - insbesondere bei Jugendlichen,

die unter schwierigeren Voraussetzungen star-

ten. Hier sollen ausbildungsbegleitende Hilfen

sowie die assistierte Ausbildung einen wichtigen

Mitarbeiter in der Praxis



Bundeszahnärztekammer|Jahresbericht 14/15

85

Beitrag leisten. Dr. Michael Sereny, Präsident der

ZÄK Niedersachsen und für Aus- und Fortbildung

der ZFA zuständiges Vorstandsmitglied der BZÄK,

ist Mitglied des Beirats des Bundesverbands der

Freien Berufe zur Begleitung der Allianz für Aus-

und Weiterbildung. Mitte des Jahres 2015 wer-

den sich die Allianz-Partner über weitere Maß-

nahmen und Angebote für die Jahre 2016 bis

2018 verständigen.

Öffentlichkeitsarbeit

Ziller, S.: Seminar in Berufsrechtskunde im Rahmen

der Aufstiegsfortbildung zur Dentalhygienikerin am

Philipp-Pfaff-Institut Berlin, 15.01.2015

Ziller, S.: ZFA-Statistik 2014: Ausbildungsleistung der

Zahnärzte stabil. Zahnärztliche Mitteilungen 105,

Nr. 1, 01.01.2015: 16-19

Quelle: Landes- und Bezirkszahnärztekammern, Grafik: BZÄK, (Stichtag: 30. September 2014)

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge für Zahnmedizinische Fachangestellte in Deutschland 1997-2014
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Der Aufbau der Telematik im Gesundheitswesen,

die informationstechnische Vernetzung, ging im

Berichtszeitraum voran. Die Bundesregierung

drängt mit dem geplanten eHealth-Gesetz auf

eine baldige Einführung der Telematik-Infrastruktur.

In Deutschland werden gleichwohl die möglichen

Risiken der Telematik diskutiert, insbesondere die

Wahrung des Datenschutzes und der Vertraulich-

keit der Patienten-Arzt-Beziehung. Gerade im Hin-

blick auf die NSA-Affäre wiegen diese Aspekte

schwer und legen für den elektronischen Daten-

austausch die Nutzung gesicherter Verbindungen

umso mehr nahe. Auf europäischer Ebene wer-

den von Brüssel aus vielmehr die Chancen von

eHealth in einem gemeinsamen Binnenmarkt be-

leuchtet. Aus Sicht der Bundeszahnärztekammer

müssen die Risiken ernst genommen und sorgfäl-

tig abgewogen werden. Zugleich gilt es, mögli-

che Chancen zu erkennen und zu nutzen. Die

BZÄK beteiligt sich deshalb intensiv an der deut-

schen und europäischen Entwicklung der Ge-

sundheitstelematik.

Elektronische Gesundheitskarte

Seit dem 01. Januar 2015 ist ausschließlich die

neue elektronische Gesundheitskarte (eGK) gül-

tig, wenn Versicherte Leistungen der gesetzlichen

Krankenversicherungen in Anspruch nehmen wol-

len. Diese eGK ist bisher nichts anderes als die alte

Krankenversichertenkarte – außer, dass sie mit ei-

nem Lichtbild versehen ist. Auf lange Sicht soll sich

das ändern. 

Die eGK ist nur ein Element einer neuen komple-

xen Infrastruktur, in der die Kommunikation zwi-

schen Leistungsträgern, Versicherten und Kran-

kenkassen verbessert werden soll. Da es sich bei

den Gesundheitsdaten um besonders sensible

Daten der Versicherten handelt, hat die BZÄK im-

mer äußersten Wert auf die Datensicherheit gelegt.

BZÄK und KZBV sind zusammen mit der Bun-

desärztekammer (BÄK), der Kassenärztlichen

Bundesvereinigung (KBV), dem Deutschen Apo-

thekerverband (DAV), der Deutschen Kranken-

hausgesellschaft (DKG) sowie dem GKV-Spitzen-

verband Gesellschafter der Projektgesellschaft

gematik. Aufgabe der gematik ist es, die Tele-

matikinfrastruktur, die eGK als Zugangsschlüssel

für die Versicherten sowie die gesetzlich vorge-

gebenen Telematikanwendungen wie die An-

lage eines Notfalldatensatzes für Patienten oder

den elektronischen Arztbrief einzuführen. 

Elektronische Gesundheitskarte und elektronischer Zahnarztausweis

Telematik

Dipl.-Stom. Jürgen Herbert,
Vorstandsreferent für Telematik und
Präsident der LZK Brandenburg

Dipl.-Math. Jochen Gottsmann,
Projektleiter elektronischer Zahn-
arztausweis, Rechtsabteilung 
der BZÄK/Bereich Telematik 

Ass. jur. Sven Tschoepe, LL.M.,
Leiter Abteilung Versorgung 
und Qualität der BZÄK
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Die BZÄK als gematik-Gesellschafter nahm von

Beginn an eine kritische, aber konstruktive Haltung

zur elektronischen Gesundheitskarte ein. Anlass

waren die politischen Rahmenbedingungen der

Einführung: Denn ein Vorhaben dieser Größenord-

nung kann nicht mit unrealistischen Zeitvorgaben

verordnet werden, ohne sich im Vorfeld auf Rah-

menbedingungen und Zielsetzungen zu verstän-

digen. Hierzu gehört neben dem Architektur- und

Geschäftsmodell vor allem die Akzeptanz bei den

Anwendern und Nutzern, den (Zahn-)Ärzten und

Apothekern. Die BZÄK beteiligt sich intensiv in der

gematik durch ihre Arbeit, die Abstimmung mit

den Leistungsträgerorganisationen, die Teilnahme

an überregionalen Konferenzen und regelmäßi-

gen Gesprächen mit dem BMG, die Interessen-

wahrung der Zahnärzteschaft bezüglich der ge-

planten Einführung einer Telematikinfrastruktur

sowie der elektronischen Gesundheitskarte. 

Das Berichtsjahr war von der Vorbereitung für die

Erprobung von Telematikanwendungen der eGK,

des so genannten Online-Rollout Stufe 1, geprägt.

Nach Beschluss der Gesellschafterversammlung

der gematik sollen in einer ersten Stufe die Online-

Aktualisierung der Stammdaten der Versicherten

auf der eGK sowie im zweiten Schritt die Funktio-

nalität einer elektronischen Signatur in zwei Testre-

gionen erprobt werden. Während die erste An-

wendung von (Zahn-)Ärzten überwiegend als bü-

rokratische Zusatzbelastung empfunden wird,

sofern die Aktualisierung mehrheitlich in den Pra-

xen erfolgt, birgt die qualifizierte Signatur die

Chance zur Einführung medizinisch sinnvoller Tele-

matikanwendungen mit einem echten Mehrwert

für Patienten und Mediziner. In Verbindung mit der

bald folgenden Anwendung „Kommunikation 

Leistungserbringer“ (KOM-LE) ergibt sich ein deut-

liches Potenzial in Richtung der sicheren elektroni-

schen Kommunikation von (Zahn-)Ärzten unter-

einander, auch als ersten Schritt in Richtung

elektronischem Arztbrief. Mit einer elektronischen

Signatur können später bspw. auch Notfalldaten

der Patienten auf der eGK zuverlässig und rechts-

sicher abgelegt werden.

Neben der Signaturfunktionalität ist der Aufbau

einer sicheren Vernetzung aller Akteure, die sog.

Telematikinfrastruktur, Voraussetzung für diese

Anwendungen. Die notwendige Technologie

wurde von der gematik europaweit ausge-

schrieben. Die auf mehrere Lose aufgeteilten

Bestandteile der Ausschreibung werden durch

die Auftragnehmer seitdem entwickelt. In den
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Testregionen läuft parallel die Akquise der ge-

planten 1.000 an der Erprobung teilnehmenden

Leistungserbringer. Der zahnärztliche Berufsstand

ist mit 250 Zahnärzten, verteilt auf die sechs be-

troffenen Kammerbereiche Bayern, Sachsen,

Rheinland-Pfalz, Nordrhein, Westfalen-Lippe so-

wie Schleswig-Holstein, bei der Erprobung vertre-

ten. Der Start der Erprobung ist für Ende 2015 ge-

plant. Als Gesellschafter der gematik begleitete

die BZÄK diese Ausschreibung sowie den Fort-

schritt der notwendigen Arbeiten durch Dipl.-

Stom. Jürgen Herbert als Vertreter in der Gesell-

schafterversammlung und durch Assessor jur.

Sven Tschoepe sowie Dipl.-Math. Jochen Gotts-

mann als Vertreter im Lenkungsausschuss.

Elektronischer Zahnarztausweis

Nachdem der elektronische Zahnarztausweis

(eZahnarztausweis) im Saarland erfolgreich ein-

geführt wurde, folgte die LZK Brandenburg als

zweite Kammer mit der Ausgabe des eZahnarzt-

ausweises Anfang 2015. Etwa 600 eZahnarztaus-

weise sind in beiden Kammerbereichen bereits

im Umlauf, eine flächendeckende Ausstattung

ist avisiert. 

Die Einführung des eZahnarztausweises auf Basis

des BZÄK-Konzepts bewährte sich und kann als

Blaupause für die Einführung in weiteren Kammer-

bereichen dienen. Mit der ZÄK Sachsen-Anhalt,

die ausgabebereit ist, steht eine weitere Kammer

für Herbst 2015 bereit. Die Vorgehensweise, die für

die Kammern wesentlichen Aspekte des Konzepts

gemeinsam mit dem Ausschuss Telematik zu ent-

wickeln, hat sich positiv ausgewirkt. Der Ausschuss

besteht aus Repräsentanten ausgewählter (Lan-

des-)Zahnärztekammern, der Bundeswehr, KZVen

sowie der KZBV und trifft sich unter der Federfüh-

rung der BZÄK regelmäßig. 

Alle drei o. g. Kammern bieten ihren Zahnärzten die

Möglichkeit, die für die Ausstellung eines eZahnarzt-

ausweises notwendige Identifizierung in der Kam-

mer durchzuführen, alternativ zu einer Identifizie-

rung über Postident. Damit können die Zahnärzte

sich das für sie praktikabelste Verfahren auswählen. 

Die ZÄK Sachsen-Anhalt realisierte zudem das

zeitversetzte KammerIdent, was eine Vorab-

identifizierung des Zahnarztes, unabhängig von

einer Antragstellung, ermöglichte. Damit wur-

den bei einer Fortbildungsveranstaltung bereits

rund 250 Zahnärzte für den eZahnarztausweis

identifiziert. Für die Kammer besteht mit Kammer-

Ident zudem die Möglichkeit, dass der Kontakt

zu den Zahnärzten noch persönlicher wird. Das

KammerIdent-Verfahren wurde von der BZÄK

gemeinsam mit der BÄK entwickelt und bietet ei-

nen kammerübergreifenden, einheitlichen Stan-

dard. Die Umsetzung obliegt den Kammern und

wird durch eine Prüfung durch den TÜV-IT als Be-

stätigungsstelle abgeschlossen. Die BZÄK beglei-

tete die Kammern bei der Einrichtung der für die

Ausgabe von eZahnarztausweisen notwendigen

technischen und organisatorischen Maßnah-

men und führte die für KammerIdent nötige

Schulung der zuständigen Kammermitarbeiter

durch. 

Die im Berichtszeitraum zu Tage getretenen NSA-

und BND-Skandale zur Abhörproblematik bestä-

tigen zunehmend den Bedarf der Sicherheits-

funktionalitäten des eZahnarztausweises, wel-

che modernen Ansprüchen in der Kryptografie

genügen. Der eZahnarztausweis dient daher der

sicheren Authentifizierung des Zahnarztes ge-

genüber den Portalen der Zahnärztekammer

und der KZV. Dadurch wird die Authentisierung

mit Benutzername/Passwort ersetzt und auf ein

höheres Sicherheitsniveau gehoben. Für den In-

haber des eZahnarztausweises ist nur noch die

Eingabe der Karten-PIN nötig. Für die KZV ist er

das Werkzeug zur Realisierung einer sicheren On-

line-Abrechnung über deren Portal. Perspekti-

visch soll die qualifizierte elektronische Signatur

z.B. für notwendige Erklärungen des Zahnarztes

im Rahmen der papierlosen Abrechnung ge-

nutzt werden. Mit Hilfe des eZahnarztausweises

entsprechen diese Anwendungen den Forde-

rungen der Datenschützer an eine sichere Über-

mittlung der Abrechnungsdaten. 

Telematik



Bundeszahnärztekammer|Jahresbericht 14/15

89

„Verschlüsselung funktioniert. Sauber implemen-

tierte, starke Verschlüsselung ist eines der wenigen

Dinge, auf die man sich noch verlassen kann.“ 

Edward Snowden

Für Ende 2015 ist der Beginn der Online-Anbindung

der Testzahnarztpraxen geplant. Damit werden

nach dem Versichertenstammdatenabgleich erst-

mals Funktionen für Leistungserbringer ermöglicht.

Die Zahnärzte erhalten mit der Anwendung „Kom-

munikation Leistungserbringer (KOM-LE)“ die Mög-

lichkeit, über den eZahnarztausweis sicher mit

(zahn-)ärztlichen Kollegen zu kommunizieren. Vor

der flächendeckenden Einführung sollen die neuen

Anwendungen in Testregionen erprobt werden:

Bayern, Sachsen, Rheinland-Pfalz, Nordrhein, West-

falen-Lippe sowie Schleswig-Holstein. Die Bundes-

zahnärztekammer und die beteiligten (Landes-)

Zahnärztekammern stimmen aktuell mit KZBV, Ärz-

tevertretern, gematik und den verantwortlichen In-

dustrieunternehmen die notwendigen Prozesse ab.

Für die Testung müssen die teilnehmenden Zahn-

ärzte – etwa 250 sind von der gematik geplant –

voraussichtlich im Jahr 2016 mit einem eZahnarzt-

ausweis ausgestattet werden. 

Beteiligung an der eHealth-Initiative des Bundes-

gesundheitsministeriums

Die vom Bundesministerium für Gesundheit

(BMG) 2010 gegründete eHealth-Initiative soll

den Anwendungen der Telemedizin den Weg in

die Regelversorgung erleichtern. Nach Auffas-

sung der Beteiligten bieten eHealth-Anwendun-

gen Optionen, um die Herausforderungen im

Gesundheitswesen angesichts der demografi-

schen Entwicklung angehen zu können. Es

wurde ein Maßnahmenportfolio erarbeitet, mit

dem die Entwicklung und Implementierung von

eHealth-Anwendungen in die Regelversorgung

katalysiert, strukturiert und beschleunigt werden

soll. Dabei werden drei Kernfelder adressiert: 

1. Eintrittshürden abbauen, gezielte Angebote

bereitstellen 

2. Technologien in Versorgungsprozesse integrieren

3. Interoperabilität der Lösungen sicherstellen.

Ursprünglich wurde die eHealth-Initiative durch

das BMG, BÄK, KBV, DKG, ABDA, PKV und GKV-

Spitzenverband sowie die Deutsche Gesellschaft

für Telemedizin, den Bundesverband Gesund-

heits-IT, den Bundesverband Informationswirt-

schaft, Telekommunikation und neue Medien,

Atos Deutschland, den Zentralverband Elektro-

technik und Elektronikindustrie, das Fraunhofer-

Institut für Offene Kommunikationssysteme (FO-

KUS) und das Fraunhofer-Institut für Software-

und Systemtechnik (IST) getragen. Auf Einladung

des BMG sind auch BZÄK und KZBV seit 2012 Mit-

glieder der eHealth-Initiative. Die BZÄK wird auf

Vorstandsebene durch den zuständigen Refe-

renten im Bundesvorstand und Präsidenten der

LZK Brandenburg, Dipl.-Stom. Jürgen Herbert,

und auf Fachebene durch Assessor jur. Sven

Tschoepe vertreten. 

Öffentlichkeitsarbeit

Auf der Website der BZÄK ist eine eigene Rubrik für

Informationen rund um den eZahnarztausweis ein-

gerichtet. Diese wird laufend aktualisiert und infor-

miert Zahnärzte und Kammermitarbeiter zum

Thema. 
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Nationale Belange im internationalen Umfeld

Europäische und Internationale Zusammenarbeit

Europa | Internationales - Brüsseler Büro der Bun-

deszahnärztekammer

Die europapolitische Arbeit der BZÄK fiel im Be-

richtszeitraum in eine Periode des Übergangs: Im

Juli 2014 konstituierte sich das Europäische Par-

lament nach der Europawahl neu. Im Herbst

2014 nahm die neue Europäische Kommission

unter Leitung des Luxemburgers Jean-Claude

Juncker ihre Arbeit auf. Diese Entwicklung führte

dazu, dass auf europäischer Ebene in den ver-

gangenen Monaten keine neuen Gesetzge-

bungsinitiativen von Bedeutung für die Zahnärz-

teschaft eingeleitet wurden. Dafür erforderten

die Fortsetzung bereits laufender gesundheits-

und binnenmarktpolitischer Gesetzgebungsver-

fahren und Initiativen um so mehr die Aufmerk-

samkeit des Brüsseler Büros. 

Schwerpunkt Transparenzprozess für reglemen-

tiere Berufe 

An erster Stelle stand und steht der laufende sog.

Transparenzprozess zur Bewertung aller reglemen-

tierten Berufe in Europa. In mehreren sog. Clustern

überprüfen die Mitgliedstaaten der Europäischen

Union unter Leitung der Europäischen Kommission

auf Grundlage der überarbeiteten Berufsanerken-

nungsrichtlinie 2013/55/EU bis Anfang 2016 alle na-

tionalen Berufszugangs- und Berufsausübungsre-

geln für reglementierte Berufe. Diese Prüfung soll

nach dem Willen der europäischen Staats- und

Regierungschefs sowie der Europäischen Kommis-

sion den Weg für den Abbau „überflüssiger“ 

Regeln frei machen, um so in der anhaltenden

Wirtschafts- und Schuldenkrise vieler EU-Mitglied-

staaten neue Wachstumsimpulse zu setzen. Auf

Druck der Europäischen Kommission sollen insbe-

sondere beschränkende Vorgaben zur Kapitalbe-

teiligung Dritter an freiberuflichen Unternehmen

sowie Honorar- und Gebührenordnungen auf den

Prüfstand gestellt werden.

Als Referenzberuf aus dem Gesundheitsberuf

wurden im Sommer 2014 die Dentalhygieniker

(DH) für eine vertiefte Prüfung der berufsrechtli-

chen Regulierung ausgewählt. Im Vorfeld des

Ende April 2015 dazu eigens anberaumten Eva-

luierungstreffens warb die BZÄK bei den zustän-

digen Bundesministerien für das in Deutschland

bewährte Modell der kammerfortgebildeten DH

und sprach sich deutlich gegen jeden Reform-

bedarf im Zahnheilkundegesetz aus. 

Die BZÄK sieht den Transparenzprozess mit gro-

ßer Skepsis. Aus Sicht der BZÄK besteht die große

Gefahr, dass der Prozess mittelfristig zu einer Aus-

höhlung der Qualität freiberuflicher Dienstleis-

Dr. Alfred Büttner, 
Leiter Abteilung
Europa | Internationales 
der BZÄK

Mary van Driel, 
Direktorin Kommunikation 
Abteilung Europa | Internationales 
der BZÄK
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tungen führt. Dies gilt insbesondere für die 

Angehörigen der Heilberufe, bei denen im Inter-

esse des Patientenschutzes ein hohes Qualifika-

tionsniveau und deren Unabhängigkeit sicherge-

stellt sein muss. Angesichts der großen Bedeutung

für den Berufsstand hat die BZÄK eine eigene Task

Force Transparenzprozess unter Leitung des BZÄK-

Präsidenten, Dr. Peter Engel, ins Leben gerufen.

Ferner führte Engel zahlreiche Einzelgespräche mit

Europa- und Bundestagsabgeordneten, in denen

er vor den Auswirkungen des Transparenzprozes-

ses warnte.

Freiberuflichkeit in Europa stärken

Das Thema Freiberuflichkeit wurde von der BZÄK

im Berichtszeitraum offensiv in Brüssel vertreten.

Ziel ist es innerhalb der europäischen Institutio-

nen, ein besseres Verständnis für die besonderen

Belange der Freien Berufe zu verankern. Im Rah-

men einer Frühstücksrunde mit zahlreichen Euro-

paabgeordneten aus verschiedenen EU-Mit-

gliedstaaten konnte der BZÄK-Präsident Anfang

Dezember 2014 für die auf Initiative der BZÄK

verabschiedete Charta der Freien Berufe des

Council of European Dentists (CED) werben, der

sich mittlerweile verschiedene Dachorganisatio-

nen anderer Freier Berufe angeschlossen haben.

Keine Normierung von Gesundheitsdienstleistungen

In den vergangenen Monaten intensivierte die

BZÄK ihre Kritik an den anhaltenden Bestrebungen,

Gesundheitsdienstleistungen von Seiten der privat

organisierten europäischen Normungsorganisa-

tion CEN zu standardisieren. Gemeinsam mit an-

deren Verbänden der Heilberufe warb die BZÄK im

Mai 2015 in einem Gespräch im Europäischen Par-

lament bei den europäischen Entscheidungsträ-

gern um Verständnis dafür, dass freiberufliche

Dienstleistungen im medizinischen Bereich nicht

normierbar sind. Diese Dienstleistungen basieren

auf einer individuellen Behandlung, die auf einem

persönlichen, von Vertrauen geprägten Arzt-Pa-

tienten-Verhältnis beruht.

Transatlantisches Freihandelsabkommen TTIP

und das Gesundheitswesen

Ein weiterer Schwerpunkt der europapolitischen

Arbeit der BZÄK waren die laufenden Verhand-

lungen über das transatlantische Freihandelsab-

kommen TTIP. In einer gemeinsamen Erklärung

der Präsidenten und Vorsitzenden der deut-

schen Heilberufe sprachen sich diese dafür aus,

dass TTIP und andere geplante Freihandelsab-

kommen die Behandlungsqualität, den schnel-

len Zugang zur Gesundheitsversorgung und das

hohe Patientenschutzniveau in Deutschland und

der EU nicht beeinträchtigen dürfen. 

Im Berichtszeitraum setzte das Brüsseler Büro der

BZÄK die gute Zusammenarbeit mit dem Brüsse-

ler Büro des CED fort. Es kam zu regelmäßigen

Treffen und einem konstanten Austausch von 

Informationen.

Veranstaltungen

Europaforum

Im Berichtszeitraum fand das erste Europaforum

der Bundeszahnärztekammer am 12. Mai 2015 in

Brüssel statt. Gemeinsam mit deutschen Europa-

abgeordneten aus dem Binnenmarktausschuss

und dem Gesundheitsausschuss des Europäi-

schen Parlaments sowie Vertretern der Europäi-

schen Kommission diskutierten die Mitglieder des

Ausschusses Europa über aktuelle europäische

Fragen. Als Gäste aus dem Europäischen Parla-

ment konnten die binnenmarktpolitische Spre-

cherin der S&D-Fraktion, Evelyne Gebhardt

(SPD), MdEP, der gesundheitspolitische Sprecher

der EVP-Fraktion, Dr. Peter Liese (CDU), MdEP, so-

wie die Europaabgeordneten Ismael Ertug

(SPD), MdEP, Norbert Lins (CDU), MdEP, und Joa-

chim Zeller (CDU), MdEP, gewonnen werden.

Der Referatsleiter Unternehmertum der General-

direktion Wachstum der Europäischen Kommis-

sion und Leiter der kommissionseigenen Arbeits-

gruppe Freie Berufe und Unternehmen Marco

Curavić war ebenfalls unter den Gästen.
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Fachgespräche in Brüssel

Vom 12. bis 15. April 2015 besuchte der Vorstand

der ZÄK Sachsen-Anhalt mit seinem Präsidenten

Dr. Frank Dreihaupt das Brüsseler Büro der BZÄK.

In zahlreichen Fachgesprächen informierte sich

der Kammervorstand über aktuelle Entwicklun-

gen der europäischen Politik. Zentral waren ein

Gespräch mit dem aus Sachsen-Anhalt stam-

menden Europaabgeordneten Sven Schulze

(CDU), MdEP, im Europäischen Parlament, und

der Besuch der Vertretung des Bundeslandes

Sachsen-Anhalt bei der Europäischen Union.

Vom 21. bis 22. April 2015 fand die außerordent-

liche Delegiertenversammlung der LZK Hessen in

Brüssel statt. Das Parlament der hessischen Zahn-

ärzte informierte sich vor Ort über die Auswirkun-

gen der europäischen Politik auf den zahnärztli-

chen Berufsstand. In den Räumlichkeiten der

Vertretung des Bundeslandes Hessen bei der 

Europäischen Union zeigten Vertreter des Euro-

päischen Parlaments, der Europäischen Kommis-

sion und anderer Institutionen auf, wie Brüssel

den zahnärztlichen Alltag tangiert. 

Europäische und Internationale Zusammenarbeit

Besuch in Brüssel – außerordentliche Delegiertenversammlung
der LZK Hessen am 22.04.15

Vorstand und Geschäftsführung der ZÄK Sachsen-Anhalt zu Gast
im Brüsseler Büro der BZÄK am 14.04.15
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Ausschuss Europa 

Der Ausschuss Europa trug in allen aktuellen euro-

papolitischen Fragen wesentlich zur inhaltlichen

Positionierung der BZÄK bei. 

Mit dem Ende seiner Amtszeit als Präsident der

ZÄK Hamburg endete das Mandat von Prof. Dr.

Wolfgang Sprekels als Ausschussvorsitzendem.

Dieses übernahm im Januar 2015 der Präsident

der LZK Hessen, Dr. Michael Frank.

Transparenzprozess im Blick 

Während des Berichtszeitraums traf sich der Aus-

schuss zweimal. Darüber hinaus fand zwischen

den Ausschussmitgliedern ein intensiver Mail-

Austausch statt. 

Der Ausschuss Europa war eng in die Positionie-

rung der BZÄK im Rahmen des Transparenzprozes-

ses zur Überprüfung der reglementierten Berufe in

Europa eingebunden.

Die Ausschussmitglieder arbeiteten außerdem

die Stellungnahme der BZÄK zur Konsultation der

Europäischen Kommission über mobile Gesund-

heitsdienste aus, wobei ein Schwerpunkt auf die

notwendige Sicherstellung des Datenschutzes

gelegt wurde. Ferner wurde im Ausschuss die

Stellungnahme der BZÄK im Rahmen der öffent-

lichen Konsultation der Europäischen Kommis-

sion zu Transparenzmaßnahmen für Nanomate-

rialien vorbereitet. Dabei richteten die Aus-

schussmitglieder ihre Aufmerksamkeit auf den

weiteren Erhalt des Einsatzes bewährter Dental-

materialien. 

Intensiv wurde im Ausschuss über die richtige

Definition zahnärztlicher Hilfskräfte und deren

Aufgaben beraten, wobei der Ausschuss sich an

der Diskussion im Rahmen des ESCO-Projekts ori-

entierte. Bei ESCO (European Skills, Competen-

cies and Occupations Taxonomy) handelt es

sich um eine 2010 von der Generaldirektion Be-

schäftigung der Europäischen Kommission ins Le-

ben gerufene Initiative zur Beförderung eines ge-

meinsamen europäischen Arbeitsmarktes. Ziel

von ESCO ist es, die Entwicklung einer Taxono-

mie, d.h. eines Klassifikationsschemas, von Beru-

fen zu etablieren.

Dr. Alfred Büttner, 
Leiter Abteilung
Europa | Internationales 
der BZÄK

Prof. Dr. Wolfgang Sprekels, 
Präsident der ZÄK Hamburg und 
Vorsitzender des Ausschusses 
Europa bis 28.01.15

Dr. Michael Frank, 
Präsident der LZK Hessen und 
Vorsitzender des Ausschusses 
Europa seit 28.01.15



die Grundsätze, für die die Freien Berufe stehen,

in Erinnerung. Gleichzeitig stellt die Charta kon-

krete Forderungen auf, wie der europäische Ge-

setzgeber künftig den Bedürfnissen der Freien Be-

rufe besser gerecht werden kann. Dazu zählt

etwa, dass die EU-Institutionen den Mehrwert der

Freien Berufe für die europäische Gesellschaft an-

erkennen und sicherstellen, dass diese nicht aus-

schließlich auf Grundlage rein marktwirtschaftli-

cher Kriterien beurteilt werden.

Band zwischen BZÄK und CED

Die intensive Zusammenarbeit der beiden Ver-

bände ist Resultat einer engen Verknüpfung. So ist

der Präsident der BZÄK, Dr. Peter Engel, seit No-

vember 2010 Mitglied des achtköpfigen CED-Vor-

stands und in dieser Funktion unter anderem stark

in die Tätigkeit der CED-Arbeitsgruppen Kommu-

nikation und Berufsqualifikationen eingebunden.

Darüber hinaus ist die BZÄK in allen wichtigen Ar-

beitsgruppen des CED vertreten. Der langjährige

Vizepräsident des CED, Prof. Dr. Wolfgang Spre-

kels, ehemaliger Präsident der ZÄK Hamburg, lei-

tet die CED-Arbeitsgruppe Patientensicherheit.

Weiteres deutsches Mitglied dieser Arbeitsgruppe

ist Dr. Peter Kurz, Hauptgeschäftsführer der ZÄK

Hamburg. Dr. Alfred Büttner, Leiter des Brüsseler

Büros der BZÄK, ist neben Dr. Peter Engel Mitglied

der Arbeitsgruppe Berufsqualifikationen, Dr. Jens

Nagaba, Abteilungsleiter der BZÄK, ist Mitglied der

Arbeitsgruppe Medizinprodukte, Dr. Sebastian Zil-

ler, Abteilungsleiter der BZÄK, ist Mitglied der Ar-

beitsgruppe Mundgesundheit und Assessor jur.

Sven Tschoepe, Abteilungsleiter der BZÄK, ist Mit-

glied der Arbeitsgruppe elektronische Gesund-

heitsdienste (eHealth). BZÄK-Hauptgeschäftsfüh-

rer RA Florian Lemor ist Mitglied der beim

CED-Vorstand angesiedelten Arbeitsgruppe Bin-

nenmarkt. Prof. Dr. Wolfgang Sprekels ist Mitglied

der ebenfalls beim CED-Vorstand angesiedelten

Arbeitsgruppe Freie Berufe, die die Vorarbeit für

die Charta der Freien Berufe geleistet hat.
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Europäische und Internationale Zusammenarbeit

Council of European Dentists (CED)

Für eine gemeinsame Positionierung der europäi-

schen Zahnärzteschaft

Als größter Mitgliedsverband prägte die BZÄK

die Arbeit und Positionierung des Council of Eu-

ropean Dentists (CED), des Dachverbandes der

europäischen Zahnärzte, im Berichtszeitraum

nachhaltig. 

Beispielhaft sind in diesem Zusammenhang die

Resolution des CED zur beruflichen Fortbildung,

die Resolution des CED zur Normierung von Ge-

sundheitsdienstleistungen sowie die Resolution

des CED zur Aufgabenverteilung im zahnärztli-

chen Team zu nennen. Des Weiteren forderte die

BZÄK über den CED die nationalen Verbände auf,

den Transparenzprozess zur Überprüfung aller re-

glementierten Berufe in Europa kritischer zu be-

gleiten als in der Vergangenheit und den Politi-

kern auf nationaler Ebene die Gefahr dieser

Entwicklung aufzuzeigen.

Für eine Charta der Freien Berufe

Auf eine Initiative der BZÄK warb der CED gegen-

über den europäischen Institutionen und gegen-

über Dachverbänden der einzelnen Freien Berufe

für die vom CED verabschiedete Charta der

Freien Berufe, der sich mittlerweile zahlreiche an-

dere europäische Dachverbände Freier Berufe

angeschlossen haben. Die Charta skizziert die

spezifischen Bedürfnisse der Freien Berufe und ruft

Dr. Peter Engel, 
Mitglied im Vorstand des CED 
und Präsident der BZÄK
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World Dental Federation (FDI)

Der Kongress der Fédération Dentaire Internatio-

nale (FDI) – der World Dental Organisation - fand

vom 08. bis 15. September 2014 in New Delhi, In-

dien, statt. Über 19.000 Besucher nahmen an

diesem wichtigen Ereignis im dentalen Kalender

teil. Die Delegierten kamen aus über 140 Län-

dern, vertreten waren 203 nationale Berufsver-

bände. Die politischen Debatten erfolgten in

zahlreichen Sitzungen des FDI-Parlaments. 

Umsetzung des Minamata-Übereinkommens

Im Fokus der Diskussion stand unter anderem das

Minamata-Übereinkommen, ein 2013 in Japan

geschlossenes internationales Übereinkommen,

das zum Schutz von Umwelt und Gesundheit

eine Reduzierung des Quecksilberverbrauchs

vorsieht. Das FDI-Komitee für zahnärztliche Be-

rufsausübung unterstützte in seiner Stellung-

nahme das Abkommen. Dessen wichtigste

Punkte sind das Verbot neuer Quecksilberminen,

die Befristung existierender Minen, Kontrollmaß-

nahmen für Luftemissionen und die internatio-

nale Regelung des informellen Sektors des Gold-

kleinbergbaus. Das Übereinkommen sieht auch

einen schrittweisen aber nicht vollständigen Ver-

zicht von Dentalamalgam vor. Schwerpunkte

sollen nach Aussage der Delegierten zukünftig

besonders auf Prävention, Erforschung neuer

Dentalmaterialien und deren richtlinienkonfor-

men Einsatz gelegt werden.

Wissenschaftliche Stellungnahmen der FDI

Eine weitere Stellungnahme bezog sich auf Präven-

tionsmaßnahmen für die Mundgesundheit im Mut-

terleib und bei Kleinkindern. Die Delegierten spra-

chen sich dafür aus, Mütter und Betreuer sowie

deren ärztliche, zahnärztliche und sonstige Versor-

ger über die Sicherheit und Bedeutung der Zahn-

pflege während der Schwangerschaft und der 

ersten Kontrolluntersuchung ab dem ersten Lebens-

jahr verstärkt aufzuklären. Um diese Beratung ge-

währleisten zu können, sollten leicht zugängliche

und regelmäßige Mundgesundheitsdienste für

Schwangere, Säuglinge und Kinder angeboten

werden. Außerdem soll die Überwachung der Prä-

Dr. Michael Sereny, 
Delegierter zur FDI, 
Präsident der 
ZÄK Niedersachsen

Dr. Michael Frank, 
nationale Verbindungsperson
zur FDI, Schatzmeister der
ERO, Delegierter zu FDI, ERO
und CED, Präsident der 
LZK Hessen

Prof. Dr. Wolfgang Sprekels,
Delgierter zu FDI und ERO
und Präsident der 
ZÄK Hamburg bis 28.01.15

Dr. Peter Engel, 
Leiter der internationalen 
Zusammenarbeit, Präsident 
der BZÄK

Mary van Driel, 
koordiniert die Arbeit von FDI, ERO
und CED, Direktorin Kommunikation
Abteilung Europa | Internationales
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valenz von Karies bei Kleinkindern von null bis fünf

Jahren für alle Länder eingerichtet werden. 

Das wissenschaftliche Komitee der FDI brachte eine

Stellungnahme zum Thema Strahlenschutz in der

Zahnheilkunde ein, die von den Delegierten verab-

schiedet wurde. Als Fazit der Diskussion kann 

festgehalten werden, dass entsprechend der ge-

setzlichen Vorgaben in Deutschland Röntgenauf-

nahmen nur dann angefertigt werden dürfen,

wenn zuvor festgestellt wurde, dass der gesundheit-

liche Nutzen der Anwendung am Menschen 

gegenüber dem Strahlenrisiko überwiegt. Bei Rönt-

genaufnahmen seien alle vernünftigen Maßnah-

men zu ergreifen, um die Strahlenexposition zu re-

duzieren, ohne die Diagnose zu beeinträchtigen.

Zur Früherkennung von HIV-Infektionen und zur

entsprechenden Behandlung von Personen mit

HIV-Infektion/Aids gab das wissenschaftliche Ko-

mitee der FDI folgende Empfehlung ab: Die FDI

solle sich für die Implementierung von Strategien

zur effizienten Beteiligung von Angehörigen der

Mundgesundheitsberufe an HIV/Aids-Kontrollpro-

grammen einsetzen, diese unterstützen und daran

arbeiten. Zudem solle die FDI aufklärende Metho-

den entwickeln, die die Entdeckung von Läsionen

der Mundschleimhaut durch HIV erleichtern. 

Weiteres Diskussionsthema der Delegierten war die

Förderung der Mundgesundheit durch Trinkwasser-

fluoridierung. Als solche bezeichnet man die Anhe-

bung der Fluoridkonzentration in Trinkwasser mit ge-

ringem Fluoridgehalt auf ein Niveau entsprechend

den für eine optimale Mundgesundheit ausgespro-

chenen Empfehlungen. Mehr als 370 Millionen Men-

schen in über 27 Ländern sind bereits in den Nutzen

fluoridierten Trinkwassers gekommen. 

Die FDI unterstützt in einer weiteren Stellungnahme

die geeignete Nutzung von Dentalimplantaten im

Sinne einer umfassenden Zahnbehandlung. Es ist

aus Sicht der FDI aber unerlässlich, dass alle ange-

messenen Bemühungen unternommen werden,

um Zähne vor dem Ziehen zu bewahren. Vor Einlei-

tung jeder Behandlung sind eine umfassende klini-

sche sowie eine Röntgenuntersuchung zur Ein-

schätzung der systemischen und der oralen

Gesundheit des Patienten, der Behandlungsanfor-

derungen und Wünsche absolut unumgänglich. Ein

Protokoll über die Risikoanalyse ist anzuwenden, um

die jeweilige Indikation in eine einfache, eine ver-

tiefte oder eine komplizierte Behandlung einzuglie-

dern (SAC Risk Assessment Criteria, International

Team of Implantology).

Außerdem wurde im Rahmen des Kongresses das

neue FDI-Datenzentrum vorgestellt. Das Datenzen-

trum ist online über die Website der Organisation

(www.fdiworldental.org) erreichbar und verfügt

über eine Datenbank mit globalen Mundgesund-

heitsdaten. Ziel des Online-Portals ist es, weitere Da-

ten im Bereich der Mundgesundheit zusammenzu-

führen und die bereits zur Verfügung stehenden

Daten für die Öffentlichkeit zu präsentieren.

Europäische und Internationale Zusammenarbeit

V.l.n.r.: Mary van Driel, Abteilung Europa | Internationales der BZÄK, 
RA Florian Lemor,  Hauptgeschäftsführer der BZÄK, 
Dr. Michael Sereny, Präsident der ZÄK Niedersachsen, 
Dr. Jürgen Fedderwitz, Stellv. Vorsitzender des Vorstands der KZBV, 
Dr. Tin Chun Wong, Präsidentin der FDI, 
Dr. Peter Engel, Präsident der BZÄK, 
Dr. Ernst-Jürgen Otterbach, Beauftragter des FVDZ für internationale 
Arbeit, Dr. Michael Diercks, Stellv. Vorsitzender des Vorstands der KZV
Schleswig-Holstein und 
ZA Ralf Wagner, Vorsitzender der KZV Nordrhein, 
am 13.09.14 in New Delhi 
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Zudem wurde der strategische Plan bis 2017 verab-

schiedet. Er dient als Leitfaden für die inhaltliche

Ausrichtung der FDI und beinhaltet den Budgetplan

für das Jahr 2015. Mit einem positiven Votum des

Plenums für die zahnärztlichen Gesellschaften aus

Moldawien, Tunesien und Palästina wurde die FDI-

Mitgliedschaft erweitert.

Deutscher Abend in New Delhi

Traditionell fand der „Deutsche Abend“ statt, ein-

geladen hatten der BZÄK-Präsident und der Vorsit-

zende des Verbands der Deutschen Dental Indu-

strie (VDDI). 

Die deutsche Delegation setze sich in den Gene-

ralversammlungen in New Delhi aus Dr. Peter Engel,

Dr. Michael Frank, Dr. Michael Sereny, ZA Ralf Wag-

ner, Dr. Jürgen Fedderwitz, Prof. Dr. Dr. Georg Meyer,

RA Florian Lemor und Mary van Driel als stellvertre-

tende Delegierte zusammen. Die deutschen Dele-

gierten brachten sich faktenorientiert in die Diskus-

sionen ein.

Bilaterale Treffen mit den Delegationen aus den

USA (ADA), Japan (JDA) und Kanada (CDA) stan-

den ebenfalls auf dem Programm. Im Fokus stan-

den der strategische Plan, die Finanzen und die Zu-

kunft der FDI. 

Europäische Regionale Organisation der FDI (ERO)

Die ERO, die Europäische Regionalorganisation der

FDI, tagte im Berichtszeitraum zweimal: Am Rande

des FDI-Kongresses in New Delhi im September 2014

und anlässlich der jährlichen ERO-Vollversammlung

am 24./25. April 2015 in Tbilisi, Georgien. 

Der Weltzahnärzteverband FDI hatte 1964 be-

schlossen, für die europäische Region eine eigene

Vertretung zu gründen, 1965 nahm die ERO ihre Ar-

beit auf. Heute ist die Organisation eine Aus-

tauschplattform für nationale Zahnärztekammern

und -verbände, um fachbezogene Themen zu dis-

kutieren. Sie vertritt 36 Mitgliedsländer mit insge-

samt etwa 350.000 Zahnärzten und damit eine

große Anzahl von Kollegen europaweit. Derzeit ist

Dr. Michael Frank, Vorstandsmitglied der Bundes-

zahnärztekammer, Schatzmeister im ERO-Vorstand. 

In New Delhi stand das Thema Schweigepflicht im

Zentrum der ERO-Beratungen. Die ERO plädiert da-

bei für den besseren Schutz der Persönlichkeits-

rechte der Patienten und  der behandelnden

Zahnärzte. ERO fordert die Politik auf, den Grund-

sätzen der ärztlichen Schweigepflicht mehr Beach-

tung zu schenken. Laut ERO ist die (zahn-)medizini-

sche Tätigkeit maßgeblich von einem besonderen

Vertrauensverhältnis zwischen Patient und Zahnarzt

geprägt. Hauptmerkmal dieses Vertrauens sei die

Verpflichtung zur absoluten Verschwiegenheit. Dies

gelte auch für die elektronische Speicherung und

Dokumentation von Patientendaten, so die Dele-

gierten. Ziel müsse sein, das höchste Datenschutz-

niveau anzustreben. Dabei wurde eingeräumt,

dass der Umgang mit den Daten in einem Rechts-

rahmen erfolgen sollte, der sich an den Daten-

schutzkriterien der Nationalstaaten orientiert. Dies

dürfe aber zu keiner unverhältnismäßig hohen bü-

rokratischen und finanziellen Belastung in der (zahn-

)ärztlichen Berufsausübung führen. 

In den Arbeitsgruppen der ERO, die die Aktivitä-

ten dieses Verbandes vorbereiten, sind zahlreiche

deutsche Mitglieder aktiv. Dies sind:

— Dental Team: Dr. Michael Frank (Supervisor),

ZA Ralf Wagner

— Freie zahnärztliche Berufsausübung in Europa:

Dr. Ernst-Jürgen Otterbach, ZA Ralf Wagner

— Qualität: Dr. Michael Frank (Supervisor), Dr. Jür-

gen Fedderwitz 

— Integration: Dr. Jürgen Fedderwitz

Ausschuss Internationales

Im Berichtszeitraum befasste sich der Ausschuss In-

ternationales unter der Leitung von Dr. Peter Engel,

Präsident der BZÄK, mit diversen aktuellen natio-

nalen und europäischen gesundheitspolitischen

Themen, zur gemeinsamen deutschen Positionie-

rung in den internationalen Gremien, insbeson-

dere zur Vorbereitung der Sitzungen der Fédéra-

tion Dentaire Internationale (FDI). Der Ausschuss

tagte im Berichtszeitraum dreimal.
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Council of European Chief Dental Officers

(CECDO)

Offizielle Berater sorgen in vielen europäischen

Ländern für die Information der Regierungen zu

zahnmedizinischen Belangen, die Chief Dental

Officers (CDO), vergleichbar mit dem Beamten-

begriff. Grund sind die unterschiedlichen Struktu-

ren der zahnärztlichen Versorgungssysteme in den

einzelnen europäischen Ländern. CDOs gibt es in

vielen Länderministerien, zum Beispiel in den Nie-

derlanden, Großbritannien oder den skandinavi-

schen Ländern. Das Council of European Chief

Dental Officers (CECDO) ist ein internationales Fo-

rum zum Informations- und Datenaustausch der

zahnmedizinischen Berater. In Deutschland gibt es

die offizielle CDO-Position nicht, dennoch werden

die CECDO-Sitzungen, zu denen alle EU-Mitglied-

staaten Teilnehmer entsenden, seit Jahren von

der BZÄK begleitet. Im Januar 2015 übernahm Ita-

lien die Präsidentschaft von Malta.

CDOs tagten in Italien und Lettland

Schwerpunkte waren allgemeine Gesundheit und

patientenzentrierte Versorgung

Das CECDO Herbsttreffen fand auf Einladung des

italienischen Gesundheitsministers vom 05. bis 07.

Oktober 2014 in Rom statt - Italien hatte im zwei-

ten Halbjahr 2014 die EU-Ratspräsidentschaft inne.

Es wurde gemeinsam mit den Chief Medical Of-

ficers (CMO) und den Chief Nursing Officers

(CNO) abgehalten. In der Plenary Session stellten

sowohl Mr. John Ryan, GD Health and Consumer

Europäische und Internationale Zusammenarbeit

Dr. Sebastian Ziller,
Leiter Abteilung Prävention und 
Gesundheitsförderung der BZÄK und
Chief Dental Officer Deutschland 
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Protection der EU-Kommission, als auch WHO Regio-

nal Director für Europa, Dr. Zsuzsanna Jakab, die Pla-

nungen beider Institutionen in den Bereichen Prä-

vention und Gesundheitsförderung bis zum Jahr

2020 vor. Die WHO will vor allem dem weltweit

wachsenden Problem von chronischen Volkskrank-

heiten wie Fettleibigkeit und Diabetes mellitus be-

gegnen. Schwerpunkte der zahnärztlichen CECDO-

Sitzung waren u. a. Diabetes und Mundgesundheit,

pro und contra von HTA-Berichten und parallelen

Leitlinienentwicklungen im europäischen Kontext.

Die italienischen Zahnmediziner stellten die Auswir-

kungen der Wirtschafts- und Finanzkrise auf die Ge-

sundheitssysteme Europas sowie insbesondere auf

die (zahn)ärztliche Versorgung in Italien dar.

Das CECDO Frühjahrstreffen fand auf Einladung

des lettischen Gesundheitsministeriums vom 06.

bis 08. April 2015 in Riga statt. Es wurde ebenfalls

gemeinsam mit den CMO und CNO abgehalten. 

Die Delegierten der drei Gesundheitsberufe disku-

tierten Aspekte zum Tagungsthema „People-cen-

tred health care services“.

Auf dem Business Meeting des CECDO wurde un-

ter anderem über den EU-Transparenzprozess für

regulierte Berufe und die damit verbundene ver-

tiefte Evaluation der DH als auch über die Nor-

mung von Gesundheitsdienstleistungen diskutiert.

Die erfolgreiche Kooperation mit der Platform Bet-

ter Oral Health in Europe – die BZÄK ist Kooperati-

onspartner des deutschen Ablegers Forum Mund-

gesundheit Deutschland – wird fortgesetzt. Das

CECDO hat seit Januar 2015 den Vorsitz für die

nächsten zwei Jahre für die Plattform. 

Auf der Herbsttagung vom 25. Oktober bis 27. Ok-

tober 2015 in Bern, Schweiz, sollen u.a. die The-

men Ernährung, Zuckerkonsum und Zuckerreduk-

tion diskutiert werden. Prof. Dr. Corrado Paganelli,

CDO Italien, trat turnusmäßig seine zweijährige

Präsidentschaft an.

Das Council of European Chief Dental Officers, die Chief Medical Officers und die Chief Nursing Officers auf der gemeinsamen
Frühjahrstagung 2015 in Riga
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Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss

(EWSA)

Freie Berufe im Mittelpunkt der Arbeiten des 

Ausschusses

Die Bundeszahnärztekammer ist durch ihren

Hauptgeschäftsführer RA Florian Lemor im Euro-

päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA)

vertreten. Im EWSA als offizieller EU-Institution ist die

Zivilgesellschaft aus den EU-Mitgliedstaaten ver-

treten – und damit unmittelbar an der EU-Gesetz-

gebung beteiligt. Denn bei nahezu allen europäi-

schen Gesetzesvorhaben wird der EWSA kraft

verfassungsgemäßer Vorgaben verpflichtend be-

ratend eingebunden. Die Tätigkeit erfolgt mehr-

sprachig und ehrenamtlich. Für die BZÄK bietet

das Engagement im EWSA die Möglichkeit zur

(europa-)politischen Beteiligung.

Schwerpunkt der EWSA-Tätigkeiten im Berichts-

zeitraum waren zwei Stellungnahmen zur Zukunft

der Freien Berufe, eine Stellungnahme zur über-

arbeiteten Richtlinie über die Anerkennung von

Berufsqualifikationen sowie die Stellungnahme

zur Situation und den Bedingungen der Zivilge-

sellschaft in der Türkei und zur Frage der Über-

prüfung der aktuellen Europa-2020-Strategie

(SC/39). 

Die EWSA-Stellungnahme zur Frage der Rolle und

Zukunft der Freien Berufe in der europäischen Zi-

vilgesellschaft, die im EWSA im Sommer 2014 ver-

abschiedet wurde (INT/687), beschäftigte sich

vor allem mit der Frage des regulatorischen Um-

felds der Freien Berufe in den einzelnen EU-Mit-

gliedstaaten und der Frage, welches ordnungs-

politische Gewicht die Mitgliedstaaten und die

EU den Freien Berufen bei der Erfüllung der ihnen

obliegenden Aufgaben beimessen wollen. 

Die zuständige EWSA-Arbeitsgruppe unter Lei-

tung von RA Arno Metzler, Verband Beratender

Ingenieure, beauftragte zudem das Europäische

Institut der Freien Berufe, Universität zu Köln, mit

der Erarbeitung einer umfassenden Analyse zur

Lage der Freien Berufe und ihrer Funktion und

die Bedeutung für die europäische Zivilgesell-

schaft. Dieser Bericht wurde im EWSA durch den

Verfasser Prof. Dr. Martin Henssler am 24. Juni

2014 vorgestellt und kann im Internet eingese-

hen werden.

Zudem brachte EWSA-Berichterstatter Arno

Metzler seinen Bericht zu Lage und Arbeitsbedin-

gungen der zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen in der Türkei  (REX/397) vom 21. Januar 2015

durch das EWSA-Plenum. Dieser Bericht ist aus

der Sicht des Bundesverbandes der Freien Be-

rufe (BFB) und der BZÄK insofern erheblich, als

dass er sich mit den Freien Berufen in einem

Land beschäftigt, in dem diese nicht in dem

Maße geschützt sind, wie dies beispielsweise in

Deutschland der Fall ist.

Einigen Berufsgruppen der Freien Berufen kommt

aus Sicht des EWSA eine besondere Bedeutung

bei der Verwirklichung einer freiheitlichen rechts-

staatlichen Gesellschaftsordnung zu. Der Zu-

gang zum Recht oder zu medizinischer Versor-

gung kann nach Ansicht des EWSA nur durch

unabhängige, fachlich qualifizierte Berufsange-

hörige garantiert werden, denen die Bürger sich

in einem geschützten Vertrauensverhältnis an-

vertrauen können. Diese Vertrauensdienstleistun-

gen, etwa durch Rechtsanwälte, (Zahn)Ärzte

oder Steuerberater, bedürfen einer umfassen-

den Wahrung des Berufsgeheimnisses. Entspre-

chend sei eine funktionierende Selbstverwaltung

Europäische und Internationale Zusammenarbeit



dieser Berufe z.B. in Berufskammern erforderlich,

welche die Wahrnehmung der besonderen Ver-

antwortung gegenüber der Gesellschaft und

dem Einzelnen frei von sonstigen  politischen Ein-

wirkungen gewährleisten. Der EWSA stellte im

Rahmen seiner Erkundungsmission Verstöße ge-

gen diese Grundsätze fest.

Als offizielles EU-Organ berät der EWSA die Euro-

päische Kommission, das Europäische Parlament

und die im Rat versammelten EU-Mitgliedstaaten

bei allen europäischen Gesetzgebungsvorhaben. 

Der EWSA mit Sitz in Brüssel wurde 1957 als sog.

„Beratungsorgan“ gegründet. Die 344 Mitglieder

vertreten wirtschaftliche, soziale und kulturelle

Interessen, 24 Mitglieder kommen aus Deutsch-

land. Eingeteilt ist der Ausschuss in drei Gruppen:

Arbeitgeber, Arbeitnehmer und die sog. „ver-

schiedenen Interessen“, zu denen u. a. Freie Be-

rufe, Verbraucher und Nichtregierungsorganisa-

tionen gehören. Seine aktuelle Legislaturperiode

endet im September 2015. Es ist davon auszuge-

hen, dass die Bundesregierung die bisherigen

deutschen Vertreter der Freien Berufe für eine

weitere Legislaturperiode nominiert.
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Bilaterale und trilaterale Treffen 

Die BZÄK pflegte mit ausländischen nationalen

Zahnärztekammern und Zahnärzteverbänden im

Berichtszeitraum einen konstruktiven Kontakt, der

auf Treffen vertieft wurde. 

Diese bilateralen und trilateralen Treffen sind auf-

schlussreich, weil sie einen intensiven Austausch

über aktuelle gesundheits- und berufspolitische Ent-

wicklungen in den jeweiligen Ländern erlauben.

Der Austausch ermöglicht es, sich gegenseitig zu

unterstützen und abzustimmen. Es kann ein ge-

meinsames Vorgehen in den internationalen Ver-

bänden FDI, ERO und CED vereinbart werden. Die

bilateralen und trilateralen Treffen finden in der Re-

gel im Ein-Jahres-Rhythmus statt. 

Ein bilateraler Erfahrungsaustausch fand am 20.

und 21. Juni 2014 mit der österreichischen Zahnärz-

tekammer (ÖZK) in Altötting statt. Die Teilnehmer

analysierten die politische Situation nach der 

Europawahl und diskutierten über aktuelle Gesetz-

gebungsverfahren aus dem Bereich der euro-

päischen Binnenmarkt- und Gesundheitspolitik.

Schwerpunkt war die Umsetzung der überarbeite-

ten Berufsanerkennungsrichtlinie. 

Zu einem trilateralen Treffen kamen am 04. und

05. Juli 2014 nationale Zahnärzteverbände aus

Deutschland, Frankreich und Italien in Paris zusam-

men. Teilnehmer waren die BZÄK, die Associa-

zione Nazionale Dentisti Italiani (ANDI), sowie als

Gastgeber die Association Dentaire Française

(ADF) und die Confédération Nationale des Syn-

dicats Dentaires (CNSD). Schwerpunkt waren die

aktuellen gesundheitspolitischen Entwicklungen in

den drei Ländern und in den europäischen und

internationalen Gremien.

Am 23. und 24. Januar 2015 fand auf Anregung der

Koninklijke Maatschappij voor Tandheelkunde

(KNMT) das erste bilaterale Treffen mit dem nieder-

ländischen Verband in Berlin statt. Anlass waren die

aktuellen Entwicklungen im niederländischen Ge-

sundheitssystem. Die Vertreter der KNMT berichteten

ausführlich über die versuchsweise Freigabe der

zahnärztlichen Gebühren im Jahr 2013. Dieses Expe-

riment wurde nach wenigen Monaten aufgrund des

hohen politischen Drucks beendet, nachdem in der

Öffentlichkeit vehement über einen Preisanstieg der

Gebühren in Höhe von 10 Prozent diskutiert wurde.

Ein bilateraler Erfahrungsaustausch über die aktuel-

len gesundheitspolitischen Entwicklungen in Frank-

reich und Deutschland mit Relevanz für die Zahnärz-

teschaft fand ferner am 25. und 26. März 2015 in Paris

zwischen der BZÄK und dem Ordre National des

Chirurgiens-Dentistes (ONCD) als Gastgeber statt.

Ein weiteres trilaterales Treffen zwischen der BZÄK,

der ÖZK als Gastgeber und der Schweizerischen

Zahnärztegesellschaft (SSO) fand am 17. und 18.

April 2015 in Wien statt. Dabei wurde unter ande-

rem die Lage der Zahnärzteschaft unter besonde-

rer Berücksichtigung der Selbstverwaltung, die Re-

duzierung von Bürokratielasten für Zahnärzte und

die Definition der Freiberuflichkeit in Europa disku-

tiert. Außerdem wurde das Gesundheitssystem in

Österreich im Vergleich zu den Gesundheitssyste-

men in der Schweiz und Deutschland grundle-

gend diskutiert. Eine Fortsetzung dieses trilateralen

Treffens ist für das kommende Jahr am 15. und 16.

April 2016 in Berlin geplant.

Europäische und Internationale Zusammenarbeit

Dr. Tin Chun Wong, Präsidentin der FDI, überreichte 
Dr. Peter Engel, Präsident BZÄK, den Preis für den Einsatz 
für eine optimale Mundgesundheit der FDI auf dem 
Deutschen Zahnärztetag am 06.11.14 in Frankfurt am Main
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Deutsch-bulgarisches Kooperationsabkommen

geschlossen

Am 29. Mai 2015 schlossen die bulgarische Zahn-

ärztekammer und die BZÄK am Rande der Früh-

jahrsvollversammlung des CED in Riga ein 

Kooperationsabkommen. Die Präsidenten der

beiden Vereinigungen, Dr. Borislav Milanov und

Dr. Peter Engel, unterzeichneten den Vertrag,

der einen Austausch zwischen den Verbänden

und die Zusammenarbeit in internationalen An-

gelegenheiten vorsieht.

Anlässlich des Deutschen Zahnärztetags am 06.

und 07. November 2014 in Frankfurt am Main hieß

der BZÄK-Präsident einundzwanzig ausländische

Delegierte aus elf Nachbarländern Deutschlands

willkommen. Unter den Gästen waren auch die

Präsidentin der FDI, Dr. T.C. Wong, der designierte

FDI-Präsident Dr. Patrick Hescot und Dr. Wolfgang

Doneus, Präsident des CED.

Oben v.l.n.r: Dr. Marco Landi, ANDI, Dr. Denis Bourgeois,
ADF, Dr. Edoardo Cavalé, ANDI, Dr. Bartolomeo Griffa,
ANDI, Mary van Driel, BZÄK, Dr. Jean-Patrick Druo, ADF. 
Unten v.l.n.r.: Dr. Gianfranco Prada, ANDI, Dr. Catherine
Mojaïsky, CNSD, und Dr. Peter Engel, BZÄK, am 04.07.14 
in Paris 

V.l.n.r.: RA Florian Lemor, Hauptgeschäftsführer der BZÄK,
Dr. Peter Engel,  Präsident der BZÄK, Dr. Michael Frank, 
Präsident der LZK Hessen, und Mary van Driel, Abteilung
Europa | Internationales der BZÄK, am 17.04.15 in Wien
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Die Abteilung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ist

der zentrale Ansprechpartner für die Kommunika-

tion berufspolitischer und zahnmedizinischer The-

men. Dies sowohl extern als auch intern. Informa-

tion, Aufklärung und Reputationsaufbau sind ein

wesentlicher Teil der Arbeitsziele.

Die Abteilung bereitet Themen für die breite 

Öffentlichkeit auf, aber auch für Politik und

Zahnärzte.

Sie nutzt verschiedene Kommunikationsinstru-

mente wie Pressemitteilungen und Rundschrei-

ben, Klartext, Broschüren, Flyer und Patientenin-

formationen, Pressekonferenzen und -gespräche,

Messen und Kongresse, Podiums- und Hinter-

grundgespräche sowie die ständig gepflegte

BZÄK-Website. Dazu beantwortet sie Presseanfra-

gen und vermittelt Ansprechpartner.

Für eine erfolgreiche Presse- und Öffentlichkeits-

arbeit ist die enge Zusammenarbeit zwischen der

Abteilung und der Hauptgeschäftsführung, dem

Geschäftsführenden Vorstand sowie den Fachab-

teilungen und den Zahnärztlichen Mitteilungen

(zm) bedeutend.

Pressearbeit

Die BZÄK-Pressestelle ist für viele Journalisten und

Medien die erste Anlaufstelle rund um das breite

Themenfeld Zahnmedizin. Von kurzen Nachfragen

über detaillierte Informationen bis zu ausführlichen

Interviews – redaktionelle Anfragen machen einen

Großteil der Pressearbeit aus. Sie kommen aus Pu-

blikums- und Fachpresse, Nachrichtenagenturen,

Fernsehen, Radio und Online-Diensten. 

Durch diese beständige Vermittlung von Zitaten,

Daten, Hintergrundinformationen und teilweise Fo-

tomaterial sowie das Verfassen von Artikeln, State-

ments und Reden ist die BZÄK mit ihren Positionen

gut in der Publikums- und sehr gut in der Fachpresse

abgebildet. So erreicht die BZÄK Zahnärzte, (Ge-

sundheits-)Politik und Patienten gleichermaßen.

Im Berichtszeitraum wurden das GKV-Versor-

gungsstärkungsgesetz, das Präventionsgesetz, das

Anti-Korruptionsgesetz, die EURO-Z-II-Studie, die

36. Internationale Dental-Schau (IDS), die „Initia-

tive für eine mundgesunde Zukunft in Deutsch-

land“ sowie die Themen Krebs und Mundgesund-

heit, Qualitätsförderung, die Weltkonferenz der

Internationalen Vereinigung zur Verbesserung der

Mundgesundheit von Menschen mit Behinderung

Zielgruppen ansprechen, Themen setzen, aufklären

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich,
Vorstandsreferent für Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit und
Vizepräsident der BZÄK

Dipl.-Des. Jette Krämer,
Leiterin Abteilung Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit
der BZÄK

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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(iADH), Mundgesund trotz Handicap und hohem

Alter (AuB), Frühkindliche Karies (ECC) und gesell-

schaftliches Engagement aktiv begleitet. 

Im Berichtszeitraum wurden 29 Pressemitteilungen

versandt.

Themenliste der Pressemitteilungen

03.09.2014 

Als Krebspatient zum Zahnarzt

Ein neues Faltblatt klärt auf, warum bei der Dia-

gnose Krebs auch der Zahnarztbesuch wichtig ist

Gemeinsame Presseinformation von BZÄK, KZBV

und DKFZ

10.09.2014

Agenda Qualitätsförderung: KZBV und BZÄK stel-

len aktualisiertes Grundsatzpapier vor

Positionierung des Berufsstandes zu zahnärztlicher

Behandlungsqualität

Gemeinsame Presseinformation von BZÄK und KZBV

19.09.2014 

Tag der Zahngesundheit 2014: „Gesund beginnt

im Mund – ein Herz für Zähne!“

Presseinformation des Aktionskreises zum Tag der

Zahngesundheit 

24.09.2014 

Mehr zahnmedizinische Prävention für Kinder, äl-

tere und pflegebedürftige Menschen

KZBV und BZÄK zum Tag der Zahngesundheit

01.10.2014 

Für eine bessere zahnmedizinische Versorgung

weltweit

Die 22. Weltkonferenz der Internationalen Vereini-

gung zur Verbesserung der Mundgesundheit von

Menschen mit Behinderung tagt in Berlin

Gemeinsame Pressemitteilung von BZÄK, iADH

und BDO 

15.10.2014 

Ein wichtiger Schritt zur besseren zahnmedizini-

schen Versorgung von Pflegebedürftigen und

Menschen mit Handicap

Die Bundeszahnärztekammer zum Referentenent-

wurf des GKV-Versorgungsstärkungsgesetzes

04.11.2014 

Prävention für kleine Kinder konsequent aus-

bauen

Bundeszahnärztekammer zum Entwurf eines Prä-

ventionsgesetzes

Judith Frey,
Onlineredakteurin Abteilung 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
der BZÄK
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Dipl.-Komm. Anke-Kristin Wachholz,
Referentin Abteilung Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit
der BZÄK

Dipl.-Pol. Eric Bauer,
Referent Abteilung Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit
der BZÄK
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07.11.2014 

Für eine präventionsorientierte Versorgung ohne

staatliche Überregulierung

Gemeinsame Presseerklärung zum Deutschen

Zahnärztetag von BZÄK, KZBV, DGZMK 

10.11.2014 

Junge Zahnärzte wollen Familie und Praxis besser

vereinbaren

Zukunftskongress Beruf und Familie auf dem Deut-

schen Zahnärztetag 2014

Gemeinsame Pressemitteilung von BZÄK und Den-

tista e.V.

17.11.2014 

Gemeinsamer Spendenaufruf - Stiftung Hilfswerk

Deutscher Zahnärzte und Bundeszahnärztekammer 

Hilfe für syrische Flüchtlinge

25.11.2014 

Verbesserte zahnmedizinische Versorgung für pfle-

gebedürftige Patientinnen und Patienten

KZBV und BZÄK zum BARMER GEK Pflegereport 2014

01.12.2014 

Welt-AIDS-Tag: Aufklärung gibt Vertrauen

Bundesärztekammer und Bundeszahnärztekam-

mer zum Welt-AIDS-Tag

04.12.2014

Ältere Zahnärzte in den neuen Bundesländern

Fakten zur Zahnmedizin im neuen Statistischen

Jahrbuch der Bundeszahnärztekammer

11.12.2014 

Gemeinsam für Verbraucherschutz und Qualität

Bundeszahnärztekammer begrüßt die Stärkung

des Bundesverbands der Freien Berufe

17.12.2014

Prävention: vom Kleinkind bis zum Senioren alle er-

reichen

Die Bundeszahnärztekammer zu den Gesetzesbe-

schlüssen des Bundeskabinetts

106

28.01.2015

Heilberufe nicht unter Generalverdacht stellen

BZÄK und KZBV zum Referentenentwurf für ein Ge-

setz zur Bekämpfung der Korruption im Gesund-

heitswesen

25.02.2015

Fristen und Sanktionen für Umsetzung von digitaler

Kommunikation kontraproduktiv

KZBV und BZÄK zum Referentenentwurf des eHe-

alth-Gesetzes

03.03.2015

Europäischer Systemvergleich: Zahnmedizin in

Deutschland auf hohem Niveau

BZÄK und KZBV stellen Update der EURO-Z-II-Studie

vor

09.03.2015

Dr. Uwe A. Richter zum neuen Chefredakteur der

Zahnärztlichen Mitteilungen berufen 

Amtsantritt bei den zm am 4. Mai

Gemeinsame Presseinformation von BZÄK und KZBV

16.03.2015

Freiwillige Einsätze weltweit – Ehrenamtliche koor-

dinieren sich

Bundeszahnärztekammer vernetzt zahnärztliche

Hilfsorganisationen auf der IDS

18.03.2015

Start „Initiative für eine mundgesunde Zukunft in

Deutschland“

Gemeinsame Presseinformation von BZÄK und CP

GABA

24.03.2015

Professionelle Zahnreinigung (PZR) ist regelmäßige

Prophylaxe und nicht als IGeL-Leistung einstufbar

13.04.2015

Zahnfüllungen - Karies vorbeugen ist der „Gold-

standard“

Mit Früherkennung und Prävention können Zähne

lange karies- und füllungsfrei bleiben

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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23.04.2015

BZÄK-Stellungnahme zum Gesetzentwurf eines

Präventionsgesetzes

27.04.2015

Spendenaufruf für Nepal

Bundeszahnärztekammer und Stiftung Hilfswerk

Deutscher Zahnärzte erbitten Hilfe

19.05.2015 

Vielfalt des europäischen Gesundheitswesens

und Freiberuflichkeit bewahren

Erklärung der Präsidenten und Vorsitzenden der

Heilberufe

Gemeinsame Presseerklärung von BÄK, BZÄK, KBV,

KZBV und ABDA zu TTIP 

20.05.2015

Jeder Zahn zählt – aus Fehlern lernen 

Die Bundeszahnärztekammer zur Behandlungs-

fehlerstatistik des MDK

15.06.2015

PRÄVENTIONSPREIS Frühkindliche Karies – 

Bewerbungen noch bis Ende September möglich

Gemeinsame Presseinformation von BZÄK und

CP GABA

17.06.2015

Gute Ansätze, schlechte Umsetzung

Gemeinsame Pressemitteilung von BZÄK, KBV,

KZBV, BÄK, DAV, DKG

22.06.2015

GEMA-Pflicht für Musik in Praxen entfällt

BZÄK und KZBV zur Entscheidung des BGH

29.06.2015

Patienten sind mit Zahnärzten mehr als zufrieden

Die Bundeszahnärztekammer zur aktuellen Befra-

gung der ‚Weissen Liste‘ 

30.06.2015

Unabhängigkeit und Glaubwürdigkeit der Patien-

tenberatung gefährdet!

KBV, KZBV, BÄK und BZÄK zur Vergabeentschei-

dung des GKV-Spitzenverbandes

Öffentlichkeitsarbeit

Komplexe Fachinformationen werden in verschie-

denen Publikationen für die Öffentlichkeit ver-

ständlich aufbereitet. Jährlich erscheinen „Daten

& Fakten“ und der Jahresbericht. Ergänzend wer-

den Broschüren und Grafiken – je nach Arbeits-

schwerpunkten der BZÄK – erstellt. Zudem unter-

stützt die Presseabteilung die Fachabteilungen

bei der Kommunikation zu Veranstaltungen sowie

der Erstellung und Verbreitung diverser Drucksa-

chen bzw. begleitender Broschüren. 

Themen waren unter anderem gesellschaftliches

Engagement, der zahnärztliche Nachwuchs (Ge-

neration Y), AuB, iADH, ECC (auch in Zusammen-

arbeit mit Foodwatch) und Europa.
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„Daten & Fakten” 

Das von BZÄK und KZBV publizierte Leporello infor-

miert jährlich mit Tabellen und Grafiken über die

wichtigsten Kennzahlen zur zahnärztlichen Versor-

gung, u.a. die Mundgesundheit in Deutschland

bzw. im internationalen Vergleich. Die überarbei-

tete Ausgabe „Daten & Fakten 2014“ erschien im

März 2015. Sie ist als Printversion erhältlich und als

Gesamt-PDF sowie in Form einzelner Datenblätter

auf der BZÄK-Homepage abrufbar.

Newsletter „Klartext“

Der Newsletter zu aktuellen gesundheitspoliti-

schen und zahnärztlichen Themen erscheint mo-

natlich. Er erreicht 1.075 ausgewählte Adressaten

per E-Mail und kann auf der BZÄK-Homepage ab-

gerufen werden. Die Hauptmeldung erscheint als

Nachricht auf der BZÄK-Startseite. Der Klartext er-

schien im Berichtszeitraum insgesamt zwölf Mal.

Internet

Die BZÄK-Website www.bzaek.de wird von durch-

schnittlich 445 Nutzern am Tag besucht, die insge-

samt 1.937 Seiten aufrufen. 

Im Netz bietet die BZÄK Informationen zur zahn-

ärztlichen Berufsausübung, aktuelle Meldungen,

politische Stellungnahmen, Hintergründe und Sta-

tistiken, Informationen zur Zahn- und Mundge-

sundheit sowie Grafiken, Fotomaterial.

Mit Abstand am häufigsten wird die Rubrik „Für

Zahnärzte“ aufgerufen. Die für die Besucher re-

levantesten Inhalte sind die Informationen rund

um die GOZ. So wurde der GOZ-Kommentar der

BZÄK im Berichtszeitraum 11.143 Mal herunterge-

laden. Der GOZ-Informationsletter hat 3.343

Abonnenten. Von hohem Interesse ist auch das

Thema Röntgen, das Verzeichnis der Fortbil-

dungsangebote der (Landes-)Zahnärztekam-

mern und anders als in den Vorjahren die Infor-

mationen für Zahnärzte aus dem Ausland auch

in englischer Sprache. 

Auch die wissenschaftlich abgesicherten Patien-

teninformationen fanden großen Zuspruch. Hier

wurden die Informationen zur Früherkennung des

Mundhöhlenkrebses mit 2.962 Downloads und 

die zur Professionellen Zahnreinigung mit 2.119

Downloads am häufigsten abgerufen.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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Der gemeinsame Flyer von
BZÄK und Deutscher 
Knochenmarkspenderdatei
(DKMS).

Infoflyer „Als Krebspatient zum
Zahnarzt – So schützen Sie Zähne
und Zahnfleisch während der
Krebsbehandlung“ 



109

Zertifizierung

www.bzaek.de wurde erneut von zwei unabhän-

gigen Institutionen geprüft und mit Qualitätszerti-

fikaten ausgezeichnet: mit dem HONcode der

Stiftung Health On the Net (HON) und dem afgis-

Logo. 

Der HONcode ist ein Zertifikat für medizinische und

gesundheitsbezogene Internetseiten und gilt als

der am häufigsten genutzte ethische Verhaltens-

kodex in diesem Bereich. Er ist die erste Referenz,

wenn es um die Vertrauenswürdigkeit von medizi-

nischen Informationen im Internet geht.

Das Aktionsforum Gesundheitsinformationssystem

(afgis) e.V. ist eine unabhängige und anerkannte

Institution auf nationaler Ebene. Sie prüft Gesund-

heitsinformationen im Netz und vergibt die Zertifi-

zierung nach einem komplexen Prüfungsablauf.

Presseinformationsletter

Der Presseinformationsletter informiert per E-Mail

über neue Veröffentlichungen auf der Website

und kann in der Rubrik „Für Medien“ abonniert

werden.

Interner Bereich 

Im internen Bereich der BZÄK-Website werden Sit-

zungsunterlagen und Informationen für Vorstand,

Hauptgeschäftsführer sowie Ausschussmitglieder

eingestellt. Dieser geschützte Bereich hat sich als

Bestandteil der Sitzungsorganisation und als Ar-

chiv etabliert. Die Nutzer werden automatisch

über neue Inhalte des für sie zugänglichen Be-

reichs informiert. Die Gestaltung des Bereichs ist

analog zur Struktur der Ausschüsse aufgebaut.

Social Media

News aktuell, proDente, Dentista, dents und den-

tapress sowie der Bundesverband der Zahnmedi-

zinstudenten stellen die BZÄK-Pressemeldungen

auf Twitter, Facebook, YouTube, Delicious und an-

deren Social Media-Diensten bereit.
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LPR-Informationsdatenbank

Eine gemeinsam mit der KZBV betriebene Daten-

bank bündelt Informationen für und von den 

Landespressereferenten der zahnärztlichen Orga-

nisationen. Dies erleichtert die interne Kommuni-

kation, denn Publikationen, Projekte und Veran-

staltungen können sichtbar gemacht werden. Die

Abteilung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit hat auf

der LPR-Informationsdatenbank im Berichtszeit-

raum 24 neue Beiträge eingestellt. 

Veranstaltungen

Neben der Ausrichtung von Pressekonferenzen,

Hintergrundgesprächen und Koordinierungskon-

ferenzen beteiligt sich die Pressestelle an Veran-

staltungen des zahnärztlichen Berufsstands wie

beispielsweise dem Europatag, dem Deutschen

Zahnärztetag und dem Tag der Zahngesundheit.

Alle zwei Jahre organisiert das BZÄK-Presseteam

den Stand der BZÄK auf der Internationalen Den-

tal-Schau (IDS).

Pressekonferenzen und Pressegespräche

Tag der Zahngesundheit 

„Gesund beginnt im Mund – ein Herz für Zähne!“

Der Tag der Zahngesundheit (TdZ), jährlich am 25.

September, ist ein deutschlandweiter Aktionstag.

Das Motto 2014 „Gesund beginnt im Mund – ein

Herz für Zähne!“ wurde am 19. September 2014

auf der zentralen Pressekonferenz in Berlin vorge-

stellt. Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, BZÄK-Vizeprä-

sident, verdeutlichte, dass altersgruppenabhän-

gig davon ausgegangen werden könne, dass 60

bis 80 Prozent aller kariösen Zähne auf eine

Gruppe von 10 bis 30 Prozent der Kinder und Ju-

gendlichen entfallen. 

Auf die besondere Problematik der frühkindlichen

Karies (ECC) im Hinblick auf das Thema Kindesver-

nachlässigung machte Dr. Reinhard Schilke, Ober-

arzt am Zentrum für Zahn-, Mund- und Kieferheil-

kunde der Medizinischen Hochschule Hannover,

aufmerksam. Trotz langjähriger Aufklärungsmaß-

nahmen über Entstehung und Verhinderung von

ECC sei diese nach wie vor weit verbreitet.

Auf andere Gruppen in der Gesellschaft, die eben-

falls der Fürsorge um ihre Mundgesundheit bedür-

fen, wies Manuela Schäfer vom GKV-Spitzenver-

band hin. Das TdZ-Motto lasse sich auch auf die

Gruppe der Pflegebedürftigen sowie Menschen

mit Behinderung und eingeschränkter Alltagskom-

petenz übertragen. Diese Patientengruppe könne

oft nicht mehr in die Zahnarztpraxis kommen, wo-

durch ihr Mundgesundheitszustand im Schnitt

schlechter als der der Allgemeinbevölkerung sei.

Frühkindliche Karies - foodwatch-Pressekonferenz

am Tag der Zahngesundheit

Unter dem Titel „Wenn Babyprodukte den ärztli-

chen Empfehlungen widersprechen“ richtete

foodwatch am 25. September, dem Tag der Zahn-

gesundheit, eine Pressekonferenz zum Thema

Säuglingsnahrung in Berlin aus – mit fachlicher Un-

terstützung von BZÄK-Vizepräsident Prof. Dr. Diet-

mar Oesterreich und dem Direktor der Klinik für

Kinder und Jugendmedizin, Universitätsklinikum

Leipzig, Prof. Dr. Wieland Kiess. Insgesamt kritisier-

ten Zahnärzte und Kinderärzte gemeinsam die zu

häufige Zuckeraufnahme und appellierten an

eine stärkere und breite Aufklärung.

Für eine bessere zahnmedizinische Versorgung

weltweit 

Auftaktpressekonferenz der 22. Weltkonferenz der

iADH

Mit einer Pressekonferenz am 01. Oktober 2014 un-

ter Moderation von Dr. Imke Kaschke MPH, Special

Olympics Deutschland, wurde der 22. Weltkongress

der Internationalen Vereinigung zur Verbesserung

der Mundgesundheit von Menschen mit Behinde-

rung/International Association for Disability and

Oral Health (iADH) in Berlin eröffnet. Der Kongress

unter BZÄK-Schirmherrschaft, ausgerichtet von der

Arbeitsgemeinschaft „Zahnärztliche Behinderten-

behandlung” des Berufsverbands Deutscher Oral-

chirurgen (BDO) fand mit großer internationaler Be-

teiligung vom 02. bis 04. Oktober 2014 statt.

Für eine bessere Mundgesundheit bedarf es einer

Mischung aus klaren gesetzlichen Regelungen

durch die Politik und einer besonderen Fürsorge

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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durch die Zahnmedizin. Darin waren sich die Exper-

ten der Pressekonferenz, Prof. Dr. Dimitris Emmanouil,

Präsident der iADH, Kongresspräsident Prof. Dr. An-

dreas G. Schulte, Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, Vize-

präsident der BZÄK, Dr. Dr. Wolfgang Jakobs, Vorsit-

zender des BDO, und der Wissenschaftliche Leiter

Prof. Dr. Thomas Weischer, Europäische Vereinigung

der oralchirurgischen Vereinigungen (EFOSS), einig.

Gemeinsame politische Pressekonferenz von

BZÄK, KZBV, DGZMK auf dem Deutschen Zahnärz-

tetag 2014

Auf der gemeinsamen Pressekonferenz zum Deut-

schen Zahnärztetag am 07. November 2014 posi-

tionierten sich Bundeszahnärztekammer, Kassen-

zahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV) und

Deutsche Gesellschaft für Zahn-, Mund- und 

Kieferheilkunde (DGZMK) zu aktuellen berufspoliti-

schen Themen. BZÄK und KZBV nahmen unter 

anderem Stellung zu aktuellen Gesetzgebungsver-

fahren. Die DGZMK forderte die Forcierung interdis-

ziplinärer und individualisierter Prävention in Medizin

und Zahnmedizin. BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel

begrüßte die Regelungen durch das GKV-Versor-

gungsstärkungsgesetz im Bereich der Prävention. 

Gemeinsamer Pressetermin im BMG zum Welt-

AIDS-Tag

Am 01. Dezember 2014, dem Welt-AIDS-Tag, gab

Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe in Berlin

den Startschuss für die neue Aufklärungskampagne

„Positiv zusammen leben“. Sie ruft zu mehr Toleranz

und Solidarität im Alltag mit HIV-positiven Menschen

auf. Zum Pressetermin im BMG waren auch die BZÄK,

BÄK sowie die PKV geladen. BZÄK-Vizepräsident Prof.

Dr. Dietmar Oesterreich rief zu einem vorurteilsfreien

Umgang mit Betroffenen auf. Etliche Ängste vor ei-

ner HIV-Übertragung im Alltag seien unbegründet.

Deshalb haben die BZÄK und die Deutsche AIDS-

Hilfe gemeinsam ein Faktenpapier „Zahnärztliche

Behandlung von HIV-positiven Patienten“ erstellt.

Denn nach wie vor gäbe es ein Informationsbedürf-

nis zum Thema HIV-Übertragungswege.
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Auftaktpressekonferenz der 22. iADH-Weltkonferenz 
am 01.10.14 in Berlin
V.l.n.r.: der Wissenschaftliche Leiter Prof. Dr. Thomas Weischer, 
Dr. Dr. Wolfgang Jakobs, Vorsitzender des BDO, 
iADH-Präsident Prof. Dr. Dimitris Emmanouil, 
Pressekonferenz-Moderatorin Dr. Imke Kaschke MPH, 
Manager Healthy Athletes bei SOD, Kongresspräsident 
Prof. Dr. Andreas G. Schulte und BZÄK-Vizepräsident 
Prof. Dr. Dietmar Oesterreich     

Pressekonferenz am 07.11.14 anlässlich des Deutschen
Zahnärztetags in Frankfurt am Main
V.l.n.r.: Dipl.-Des. Jette Krämer, Leiterin Abteilung Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit der BZÄK, 
Prof. Dr. Bärbel Kahl-Nieke, Präsidentin der DGZMK, 
Dr. Peter Engel, Präsident der BZÄK, und 
Dr. Wolfgang Eßer, Vorsitzender des Vorstands der KZBV

Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe positioniert
sich zusammen mit der BZgA, der Deutschen AIDS-Hilfe
(DAH), der Deutschen Aids-Stiftung (DAS) sowie BZÄK, 
BÄK und PKV für Aufklärung und Toleranz auf einem 
Pressetermin im BMG zum Welt-AIDS-Tag am 01.12.14



Europäische Fachpressekonferenz anlässlich der IDS

Am 09. Dezember 2014 fand im Vorfeld der 36. In-

ternationalen Dental-Schau (IDS), der Weltleit-

messe der Dentalbranche, eine Europäische

Fachpressekonferenz statt.

Neben den Initiatoren VDDI und Koelnmesse

GmbH waren der Verband Deutscher Zahntech-

niker-Innungen (VDZI) und die BZÄK auf dem Po-

dium vertreten. In seinem Statement erläuterte

BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel, dass die Zahnärzte

für eine gute Versorgung ihrer Patienten auf die

Unterstützung durch die Innovationen und Ent-

wicklungen der Dentalwirtschaft angewiesen

seien. Primat der Innovationen müsse jedoch im-

mer der klare Nutzen für den Patienten sein.

Wirtschaftspressegespräch anlässlich der IDS

Auftakt der IDS war das Wirtschaftspressege-

spräch am 09. März 2015. VDDI, VDZI, BZÄK und

Koelnmesse GmbH hoben die Bedeutung der

Dentalbranche für die deutsche und internatio-

nale Wirtschaft sowie die Seismografenfunktion

der IDS für den Dentalmarkt hervor. Dr. Peter Engel

betonte, wie wichtig die Qualität bei zahnmedizi-

nischen Produkten sei, da sie zum hohen Niveau

der zahnärztlichen Versorgung in Deutschland

beitrügen. 

Pressekonferenz zur Vorstellung der EURO-Z-II-Studie

Die gesundheitsökonomischen Untersuchung

EURO-Z-II des Instituts der Deutschen Zahnärzte

(IDZ) bietet Einblick in die Systeme zahnmedizini-

scher Versorgung in Europa. Die Publikation wurde

von BZÄK, KZBV und IDZ auf einer gemeinsamen

Pressekonferenz am 03. März 2015 in Berlin vorge-

stellt. Als zentrales Ergebnis zeigte sich, dass

Deutschland im europäischen Systemvergleich im

Bereich der Zahnmedizin Spitzenleistungen bietet

und im gesundheitsökonomischen Vergleich kri-

sensicher aufgestellt ist. 

Die in vielen Untersuchungen belegte herausra-

gende Mundgesundheit der Bevölkerung in

Deutschland sei durch die Studie in den Kontext

des Gesundheitssystems gestellt worden, so BZÄK-

Präsident Dr. Peter Engel. Die Aufteilung in einen

überwiegend gesetzlich versicherten Teil, ergänzt

um einen privat versicherten Teil der Bevölkerung,

schaffe eine krisensichere, aber innovations- bzw.

investitionsfreudige Grundlage.

Pressegespräch zum Start der „Initiative für eine

mundgesunde Zukunft in Deutschland“

Am 18. März 2015 starteten BZÄK und CP GABA

gemeinsam die „Initiative für eine mundgesunde

Zukunft in Deutschland“. Diese wurde auf einem

Pressegespräch in Berlin vorgestellt. Sie hat das

Ziel, das Thema Mundgesundheit zu fördern. Da-

bei sollen interdisziplinär Multiplikatoren-Fachgrup-

pen eingebunden werden.

Das erste Projekt im Rahmen der Initiative fokus-

siert auf die Prävention frühkindlicher Karieserkran-

kungen, „Early Childhood Caries“ (ECC). 

Die Gründer der Initiative schrieben zudem für das

Jahr 2015 den „PRÄVENTIONSPREIS Frühkindliche

Karies“ aus. 
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Wirtschaftspressegespräch zur IDS 2015 am 09.03.15
mit Dr. Markus Heibach, Geschäftsführer des VDDI,
Dr. Martin Rickert, Vorstandsvorsitzender des VDDI,
Katharina Hamma, Geschäftsführerin der Koeln-
messe, Uwe Breuer, Präsident des VDZI, und 
Dr. Peter Engel, Präsident der BZÄK (v.l.n.r.)
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Koordinierungskonferenz Öffentlichkeitsbeauf-

tragte

Zur Einordnung professionspolitischer Themen

bzw. medialer Entwicklungen wird regelmäßig

eine Koordinierungskonferenz für die Öffentlich-

keitsbeauftragten von (Landes-)Zahnärztekam-

mern und Kassenzahnärztlichen Vereinigungen

veranstaltet. Sie erleichtert die bund- und län-

derübergreifende Kommunikation. Die Koordi-

nierungskonferenz ist eine gemeinsame Veran-

staltung von BZÄK und KZBV. Im Berichtszeitraum

wurde eine Konferenz durchgeführt. 

Auf Einladung aus Baden-Württemberg fand am

08. und 09. Mai 2015 die Koordinierungskonfe-

renz unter Federführung der BZÄK statt. 

„Generation Y – ihre Erwartungshaltung – und

wie wir sie erreichen“ war die Überschrift der Ver-

anstaltung, die aufzeigen sollte, wie die nachfol-

gende (Zahnmediziner-)Generation tickt, was sie

vom zahnärztlichen Beruf erwartet, wie sie für die

freie Berufsausübung, eine Niederlassung im

ländlichen Raum oder die Professionspolitik be-

geistert werden könnte. Dr. Steffi Burkhart, GE-

DANKENtanken, Kai Becker, BdZM, Prof. Dr. Chri-

stoph Benz, BZÄK, Dr. Nele Kettler, IDZ, sowie Dr.

Urs-Vito Albrecht, P.L. Reichertz Institut für Medi-

zinische Informatik, MHH, beleuchteten die An-

sprüche, Erwartungen und den medialen Um-

gang der nachfolgenden Generation und

skizzierten Möglichkeiten, wie man die jungen

Zahnmediziner erreichen kann.

Die Referenten am 09.05.15, Dr. Nele Kettler, IDZ, und 
Dr. Urs-Vito Albrecht, P. L. Reichertz Institut für Medizinische
Informatik, MHH in Baden-Baden zum Thema „Generation Y“

Das Podium auf der Koordinierungskonferenz am 08.05.15
in Baden-Baden, v.l.n.r.: Kai Becker, Vorsitzender des
BdZM, Dr. Steffi Burkhart, GEDANKENtanken, 
Dipl.-Des. Jette Krämer, Leiterin Abteilung Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit der BZÄK, Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, 
Vizepräsident der BZÄK, Dr. Jürgen Fedderwitz, 
Stellv. Vorsitzender des Vorstands der KZBV, und 
Prof. Dr. Christoph Benz, Vizepräsident der BZÄK

Die Teilnehmer der Koordinierungskonferenz 
Öffentlichkeitsbeauftragte am 08.05.15 in Baden-Baden 
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36. Internationale Dental-Schau (IDS)

BZÄK und Partner präsentierten sich auf der den-

talen Weltleitmesse

Die Weltleitmesse der Dentalbranche, die 36. In-

ternationale Dental-Schau (IDS), fand vom 10. bis

14. März 2015 in Köln statt und wurde im Beisein

des Parlamentarischen Staatssekretärs im Bundes-

ministerium für Gesundheit, Lutz Stroppe, eröffnet.

Rund 2.200 Aussteller aus 151 Ländern zogen ca.

138.000 internationale Besucher an.

Die Bundeszahnärztekammer nutzte die IDS als

Branchentreff und bot mit ihren Partnerorganisa-

tionen täglich Fachberatungen und Programm

am gemeinsamen Messestand. Zu den Partnern

zählten das Institut der Deutschen Zahnärzte (IDZ),

Zentrum Zahnärztliche Qualität (ZZQ), Zahnärztli-

che Mitteilungen (zm), Stiftung Hilfswerk Deutscher

Zahnärzte für Lepra- und Notgebiete (HDZ), Bun-

desverband der Zahnmedizinstudenten in

Deutschland e.V. (BdZM), Bundesverband der

zahnmedizinischen Alumni in Deutschland e.V.

(BdZA), Dentista e.V., Aktion Zahnfreundlich e.V.

(AZeV), Verein für Zahnhygiene e.V. (VfZ) sowie

Young Dentists Worldwide (YDW). 

V.l.n.r.: BZÄK-Vizepräsident Prof. Dr. Christoph Benz und 
BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel im Gespräch mit dem 
Parlamentarischen Staatssekretär im BMG, 
Lutz Stroppe, am BZÄK-Stand auf der IDS 2015

V.l.n.r.: Dr. Markus Heibach, Geschäftsführer des VDDI, 
BZÄK-Vizepräsident Prof. Dr. Christoph Benz, Dr. Martin Rik-
kert, Vorstandsvorsitzender des VDDI, BZÄK-Präsident 
Dr. Peter Engel, der Parlamentarische Staatssekretär im
BMG, Lutz Stroppe, und Katharina Hamma, Geschäftsfüh-
rerin der Koelnmesse, am BZÄK-Stand
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Der Stand mit dem Motto „Politik, Praxis, Partner –

Gemeinsam Zahnmedizin leben“ wurde am 11.

März 2015 von BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel, Ka-

tharina C. Hamma, Geschäftsführerin der Koeln-

messe GmbH, und Dr. Martin Rickert, Vorsitzender

des VDDI, eröffnet. In seiner Begrüßung stellte En-

gel fest, dass Qualität das Kernthema sei – auf der

IDS und in der zahnmedizinischen Versorgung.

Trotz aller Innovationen müsse der Zahnarzt immer

Herr der Therapie bleiben, die Technologie sei nur

sein Mittel, um den Patienten und dessen Bedürf-

nisse in den Fokus zu rücken. 

Neben dem Programm am Stand fanden 

viele weitere Veranstaltungen im Rahmen der

IDS statt. Auf der Speakers‘ Corner diskutierten 

Experten aus der Zahnärzteschaft, darunter

Dipl.-Stom. Jürgen Herbert, BZÄK-Vorstandsrefe-

rent für Telematik, mit Experten aus der Industrie

über „Dentalsoftware heute und morgen - was

braucht der Zahnarzt?“

BZÄK-Vorstand mit Gästen und Partnern zur 
IDS-Standeröffnung am 11.03.15 

BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel, eröffnet den BZÄK-Stand 
zur 36. IDS
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Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, Vizepräsident der BZÄK
(l.), gratuliert dem BZÄK-Standpartner 
Aktion Zahnfreundlich e.V. zu deren 30. Geburtstag

Der BDZA-Alumnipreis 2015 geht an das Zentrum für Zahn-,
Mund-, und Kieferheilkunde der Universität Greifswald

Der zahnärztliche Nachwuchs mit BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel
am gemeinsamen Stand auf der IDS

Dr. Wolfgang Schmiedel, BZÄK-Vorstandsreferent für 
Soziale Aufgaben/Hilfsorganisationen, begrüßt die Teilnehmer
der BZÄK-Koordinierungskonferenz Hilfsorganisationen am
13.03.2015 auf dem Messestand
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Initiative proDente e.V.

proDente legt wiederholt sehr gute Kennzahlen

vor. Die Initiative erreichte 2014 zum siebten Mal in

Folge über 200 Millionen Kontakte: 261.804.940 Le-

ser, Zuhörer und Zuschauer wurden registriert. 2014

besuchten 455.713 Nutzer die proDente-Home-

page und informierten sich über gesunde und

schöne Zähne. Dieser Rekordwert wird ergänzt

durch die Präsenzen in den sozialen Medien.

41.918 Zuschauer sahen 2014 Filme des proDente

TV-Kanals auf der Plattform YouTube. Über 1.000

Kontakte informierten sich auf Facebook über pro-

Dente. 748 Follower nutzten die Informationen

durch Twitter. Mit über 370.000 Broschüren, Flyern

und Beilagen wurden die Bestellungen von Patien-

ten, Zahnärzten oder Zahntechnikern im Vergleich

zu 2013 um 9,7 Prozent gesteigert. 

Mitglieder

Der Vorstand von proDente wählte im September

2014 Joachim Hoffmann, Freier Verband Deutscher

Zahnärzte (FVDZ), zum Vorstandsvorsitzenden. Die

weiteren Vertreter im Vorstand wurden bestätigt. Dr.

Markus Heibach, Verband der Deutschen Dental-

industrie (VDDI), und Thomas Lüttke, Verband Deut-

scher Zahntechniker-Innungen (VDZI), wurden er-

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich,
Vertreter im proDente Vorstand
und Vizepräsident der BZÄK

Dipl.-Des. Jette Krämer,
Leiterin Abteilung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
der BZÄK, vertritt die Interessen der BZÄK im
PR-Ausschuss von proDente und kommuniziert 
an die BZÄK-Mitglieder

Dr. Ullrich Wingenfeld,
Vorstandsmitglied der ZÄK
Nordrhein, vertritt die
Interessen der BZÄK im
PR-Ausschuss von proDente

neut als stellvertretende Vorsitzende gewählt. Lutz

Müller, Bundesverband Dentalhandel (BVD), wurde

als Finanzvorstand bestätigt. Ebenfalls im Vorstand

bestätigt wurde Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, Bun-

deszahnärztekammer (BZÄK). Für die BZÄK arbeite-

ten im Berichtszeitraum Prof. Dr. Dietmar Oesterreich

im Vorstand sowie Dr. Ulrich Wingenfeld und Jette

Krämer im PR-Ausschuss der Initiative proDente. 

Aktivitäten 

proDente veröffentlichte im Rahmen der Presse-

kampagne 2014 erfolgreich zwölf ausführliche

Presse-Dossiers mit Texten, Fotos, Grafiken, Anima-

tionen und Filmen zu den Themen:

— Weisheitszähne

— Putztechnik

— Parodontitis

— Kombinationszahnersatz

— Zahnspangen

— Kooperation Zahnarzt/Arzt

— Zahntechniker

— Kein Zucker

— Implantate

— Häusliche Gewalt

— Diabetes

— Berufe in der Zahnarztpraxis
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Im Sommer verteilte proDente den Flyer „Au

Backe – Zahnschmerzen im Urlaub“ in einer Stück-

zahl von ca. 50.000 Exemplaren an acht deut-

schen Flughäfen. Mit der Aktion zu Beginn der Ur-

laubszeit werden seit Jahren viele Patienten

erfolgreich mit Informationen versorgt.

Zum Pressethema Kombinationszahnersatz produ-

zierte proDente einen aufwendigen Film, der eine

aufschlussreiche Animation des komplexen The-

mas enthält. Der Film kann über die Website und

den YouTube-Kanal angesehen werden. Zahn-

arztpraxen können den Film auch auf ihren eige-

nen Seiten einbinden.

Aktionen rund um die Internationale Dental-

Schau (IDS)

Im Mittelpunkt des Kampagnenstarts 2015 stand

der Auftritt auf der IDS. Zu diesem Anlass stellte

proDente eine neu gestaltete Bilddatenbank

vor. Zahnärzte und Pressevertreter können über

1.700 Fotos recherchieren und herunterladen.

Im Rahmen der Messe verlieh proDente in Köln

zum zehnten Mal den Journalistenpreis „Ab-

druck“ an vier Redakteure. Der Preis wird in vier

Kategorien – Zeitung, Hörfunk, Online und TV –

für herausragende und gut verständliche Bei-

träge zu zahnmedizinischen oder zahntechni-

schen Themen vergeben. Die Jury stellen Exper-

ten aus Wissenschaft, Zahntechnik, Journalismus

und PR. Ulrich Kraft konnte die Kategorie Print mit

dem Beitrag „Nur nicht locker lassen“, erschie-

nen in Focus-Diabetes, für sich entscheiden. Ste-

fanie Schramm holte den ersten Platz unter den

Hörfunk-Teilnehmern für die Reportage „Biss in

die Zukunft – die dritten Zähne von morgen“,

Deutschlandfunk. Gleich zwei Gewinner gab es

im Bereich TV: Dr. Jörg Wolf wurde für den Film

„Mundhygiene: Zahnpflege im Altenheim“, aus-

gestrahlt in der Sendung Odysso im SWR, prä-

miert. Michael Lang erhielt den Preis für den Bei-

trag „Zahnpasta ohne Fluorid“, der in der

ARD-Sendung Plusminus gezeigt wurde.

Zum Tag der Zahngesundheit 2014 veröffentliche

proDente erstmals ein Kinderbuch, das sehr er-

folgreich verbreitet wurde. Der Clou: Das Buch ist

zweisprachig, in Deutsch und Türkisch produziert

worden. „Zähneputzen ist tierisch stark! Dişler Fır-

çaladıkça Güçlü!“ wendet sich an Kinder im Alter

von drei bis acht Jahren und erzählt die Ge-

schichte eines Jungen, der vielen Tieren begeg-

net und dabei erfährt, wie Tiere und auch Men-

schen ihre Zähne putzen. 

Das erste Bilderbuch von proDente in Deutsch und Türkisch.
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Auch der Kommunikationspreis für Zahnärzte

und Zahntechniker wurde auf der IDS verliehen.

Den Preis für den besten Printbeitrag erhielt die-

ses Jahr die Zahnarztpraxis für Kinder – Rebecca

Otto. Als Preisträger in der Kategorie Interaktiv

wurde die Weck Dental Technik ausgezeichnet.

Die Preisträger des Journalistenpreises Abdruck 2015
V.l.n.r.: Ulrich Kraft für den Artikel "Nur nicht locker lassen" in Focus-
Diabetes, Stefanie Schramm für den Beitrag "Biss in die Zukunft - 
Die dritten Zähne von morgen" für die Reihe Wissenschaft im 
Brennpunkt im Deutschlandfunk, Dr. Jörg Wolf für den Beitrag 
"Mundhygiene: Zahnpflege im Altenheim" in der Sendung Odysso 
im SWR, Michael Lang für den Beitrag "Zahnpasta ohne Fluorid?" 
in der ARD-Sendung Plusminus 

Die Preisträger des proDente Kommunikationspreises 2015
V.l.n.r.: Sabine Weck und Tanja Neuhausen (Weck Dental),
Rebecca Otto 
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Zahnärztliche Mitteilungen (zm)

BZÄK und KZBV sind gemeinsame Herausgeber

der Zahnärztlichen Mitteilungen (zm). Die Marke

zm bietet in Print und Online crossmedial fun-

dierte Informationen aus dem gesamten Spek-

trum zahnärztlichen Wirkens. Die zm sind die

größte und auflagenstärkste Fachzeitschrift im

gesamten Dentalsektor und damit Marktführer

und Ankermedium der Branche. Die vakante Po-

sition des zm-Chefredakteurs wurde mit Dr. Uwe

Axel Richter zum 01. Mai 2015 wieder neu be-

setzt.

zm-online

zm-online verzeichnet dynamisch wachsende

Nutzungszahlen. Die Zahl der Seitenaufrufe

(Page-Impressions, kurz PIs) stieg von 733.000 im

zweiten Quartal 2014 bis zum ersten Quartal

2015 um 78 Prozent auf 1,3 Millionen PIs. Dabei

entwickelte sich die Nachfrage nach redaktio-

nellen Inhalten überdurchschnittlich. 

Ohne Berücksichtigung der vom Deutschen

Ärzte-Verlag betreuten Rubriken Markt, Termine

und Kleinanzeigen stieg die Zahl der Aufrufe in

diesem Zeitraum um 101 Prozent auf 991.300 PIs.

Damit wuchs die Quote von PIs im redaktionel-

len Bereich zu den Seitenaufrufen insgesamt von

64,5 auf 79,2 Prozent. Mit 496.234 PIs wurde im

März 2015 zudem die angesteuerte Schallmauer

von 500.000 PIs pro Monat fast durchbrochen. 

Besonders positiv entwickelte sich die Nach-

frage im Bereich Starter. Hier verdreifachte sich

die Zahl der Klicks im Berichtszeitraum. Auf den

vor allem für jüngere Zahnärzte produzierten

Content entfielen mit 34.888 PIs im April 2015 gut

ein Zehntel aller Seitenaufrufe aus dem redaktio-

nellen Bereich.

Immer mehr Nutzer greifen auf zm-online mit

Smartphones und Tablets zu. Von April 2014 bis

April 2015 stieg die Zahl der mobilen Besuche um

rund 24 Prozent. Aktuell erfolgt gut jeder dritte

Besuch der Seite von einem mobilen Endgerät.

Auch die wachsende Nachfrage nach dem wö-

chentlichen Newsletter ist ungebrochen: Die

Zahl der Abonnenten kletterte von rund 5.100

(April 2014) auf 6.200 (April 2015). Das entspricht

einem Zuwachs von 21 Prozent. Gestiegen ist

auch die Zahl der Besuche aufgrund von Social

Media- bzw. Facebook-Empfehlungen. Ihre Zahl

verdoppelte sich im Berichtszeitraum auf 2.250.

Damit kommen aktuell drei von 100 Besuchen

Crossmediales Ankermedium

Dr. Uwe Axel Richter,
Chefredaktion

Markus Brunner
Textredaktion & 
Projektmanagement

Gabriele Prchala, 
Stellv. Chefredaktion,
Chefin vom Dienst

Claudia Kluckhuhn, 
Chefin vom Dienst Online



über Links in den sozialen Netzwerken zustande. 

Inhaltlich wurden die Rubriken Praxis, Zahnmedizin

und soziales Engagement der Zahnärzteschaft

ausgebaut. Berichtet wurde im Bereich Praxis

etwa über die Erfahrungen der Zahnärzteschaft

mit der elektronischen Gesundheitskarte, den Um-

gang mit Patientenbeschwerden, Praxisgründung

und wie junge Zahnärzte arbeiten wollen.

Mit speziellen Reihen werden die Praxen direkt

angesprochen, z.B. mit dem Format „zm-online

sucht die schönste Praxis“. Oder mit der Reihe

„Berufswelten“, einer Reportage-Reihe, die ei-

nen Überblick über die vielfältigen Job-Möglich-

keiten gibt und Zahnärzte jeweils einen Tag fil-

misch begleitet.

Im Bereich Zahnmedizin werden nicht nur regel-

mäßig zahnmedizinische Fälle und Fortbildungen

vorgestellt, sondern auch kontrovers diskutierte

Themen präsentiert.

Mit einer neuen Sub-Seite werden die Projekte

der Hilfsorganisationen und das karitative Enga-

gement der Zahnärzteschaft ab Juni 2015 auf ei-

nen Blick dargestellt. Auch die Berichte von ent-

sprechenden Famulaturen und Hilfseinsätzen

haben hier ihren Platz und können benutzer-

freundlich den Projekten und Organisationen zu-

geordnet werden.

Berufspolitik

Die Berichterstattung der zm unterstützt die 

Standespolitik der Herausgeber und flankiert

wichtige Eckpunkte ihrer Aktivitäten. Im Ge-

schäftsjahr gab es Beiträge über zentrale berufs-

politische Veranstaltungen wie etwa die BZÄK-

Klausurtagung zu den Themen „Qualität“ und

„Zahnärztliche Berufsausübung“, einen Bericht

über die EURO-Z-II-Studie des IDZ inklusive des

Workshops in der Dänischen Botschaft, oder ei-

nen Beitrag über die Vorstellung des gemeinsam

von BZÄK und KZBV erstellten Grundsatzpapiers

„Agenda Qualitätsförderung“ einschließlich des

Workshops der Herausgeber mit Spitzenvertre-

tern der Politik. Einen ausführlichen Schwerpunkt

bildete die Berichterstattung über das ECC-Kon-

zept samt einer Aufarbeitung von Fällen aus der

Praxis.

Der berufspolitische Schwerpunkt AuB wird re-

gelmäßig durch die zm begleitet. So wurde über

den iADH-Weltkongress unter der Schirmherr-

schaft der BZÄK berichtet und eine Artikelreihe
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Navina Haddick
Redaktion Wissenschaftspolitik, 
Prävention & Soziales 
Engagement global

Marius Giessmann, 
Redaktion Politik, Praxis, Wirtschaft,
technische Koordination

Stefan Grande, 
Redaktion Praxismanagement,
Finanzen, Recht

Susanne Priehn-Küpper, 
Redaktion Zahnmedizin,
Wissenschaft
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über praktische Versorgungsaspekte der Be-

handlung von Menschen mit Behinderung veröf-

fentlicht. Weitere Themen waren die Analyse des

UPD-Monitors Patientenberatung, die Rolle der

Freien Berufe aus nationaler und europäischer

Sicht wie auch die laufenden Gesetzgebungs-

verfahren. Berichtet wurde fortlaufend über die

Stellungnahmen der Standesorganisationen zum

GKV-Versorgungsstärkungsgesetz, zum Präventi-

onsgesetz und zum eHealth-Gesetz sowie den

Positionen der Herausgeber zum geplanten Anti-

Korruptionsgesetz. 

Die Ansprache junger Zahnärzte spielt auch in

der Printberichterstattung eine Rolle. Über die

ZahniCampus Roadshow von BdZM und BdZA,

die im Sommer 2014 an den Start ging, gab es

einen ausführlichen Beitrag. In das Themenspek-

trum über die Belange der jungen Generation

gehörte ein Bericht über die Fortbildungen des

BdZA im Rahmen des Dental Summer, das Be-

rufsmonitoring für Medizinstudierende oder Bei-

träge über Wünsche der Generation Y.

Wie jedes Jahr erfolgte eine ausführliche Titelbe-

richterstattung zum Deutschen Zahnärztetag,

mit Berichten über den Festakt, die Bundes- und

Vertreterversammlung, den Wissenschaftskon-

gress, den Studententag und den Zukunfts-

kongress für junge Zahnärzte. Die Arbeit der 

Gremien der BZÄK findet in den zm ihren regel-

mäßigen Niederschlag. Dazu gehört etwa die

Koordinierungskonferenz für Präventive und für

Alters- und Behindertenzahnheilkunde. Breite Be-

richterstattung gab es auch zur IDS und den Ak-

tivitäten am Stand der BZÄK, sowohl online wie

auch in Print.

Zahnmedizin/ Medizin/ Wissenschaft

Praxisrelevante Fälle bleiben interessant: In na-

hezu jeder zm-Ausgabe findet sich ein kompli-

zierter Patientenfall, der dem niedergelassenen

Zahnarzt eine Situation schildert, wie sie durch-

aus in der Praxis auftreten kann. Bei den Fällen

wird in der Regel interdisziplinär gearbeitet. Der

Schwerpunkt liegt vorwiegend auf einer sehr

komplizierten Differentialdiagnostik, zudem wer-

den Therapie sowie Verlauf der Nachbehand-

lung aufgezeigt. Sehr viele dieser Fallbeispiele

sind mit einer CME-Fortbildung gekoppelt. 

Auch Fälle aus anderen Fachbereichen, wie der

Kinderbehandlung – hier lag der Schwerpunkt

auf Molaren-Inzisiven-Hypomineralisation (MIH)

und ECC –, werden den Lesern präsentiert. 

Das Thema Alters- und Behindertenzahnheil-

kunde ist regelmäßig Gegenstand von Fachbei-

trägen. Dazu gehört die Bisphosphonat-Proble-

matik, die Früherkennung von Präkanzerosen, die

Prothetik wie auch die Prophylaxe für mobilitäts-

eingeschränkte Patienten oder (Reparatur-) 

Lösungen für bettlägerige Heimbewohner. 

Dem Leser werden aktuelle Forschungsergeb-

nisse verständlich präsentiert. Dazu gehörten

Beiträge zum Thema Stammzellforschung, Gene-

tik des Parodonts, oder die Digitalisierung im Be-

Zahnärztliche Mitteilungen (zm)
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reich der Zahnmedizin. Auch auf Schnittstellen

zwischen Zahnmedizin und Medizin wurde im 

Berichtszeitraum Wert gelegt: Diabetes, Herz-

Kreislauf-Erkrankungen, Rheuma etc. mit ihrer

Koinzidenz mit oralen Erkrankungen. Einen be-

sonderen Schwerpunkt bildete die Hygiene. Mit

Unterstützung der BZÄK wurde dazu eine interak-

tive CME-Fortbildung mit den Schwerpunkten

Händehygiene und Hepatitis C angeboten.

Da Zahnärzte immer häufiger multimorbide Pa-

tienten im Stuhl haben, erfreut sich die Rubrik Re-

petitorium nach wie vor steigender Beliebtheit.

Medizinische Sachverhalte werden verständlich

aufbereitet und mit einem umfangreichen Kom-

mentar bezüglich der zahnmedizinischen Rele-

vanz ergänzt. 

Aktuelle Leitlinien wurden in Kurzform präsentiert,

so dass der interessierte Leser es einfacher hatte,

die umfangreichen Ausarbeitungen bei Bedarf

im Netz nachzulesen. 

Zur diesjährigen IDS wurden unter verschieden

Themenschwerpunkten (Chirurgie, Prophylaxe,

Hygiene, Praxiseinrichtung und mehr) Neuheiten

präsentiert. Ein kritischer Nachbericht über Mes-

seneuheiten rundete die Informationen über die

IDS ab.

In der Rubrik Neuheiten wurden dem Leser wäh-

rend des Berichtszeitraums im Durchschnitt rund 600

Meldungen von neuen Produkten für den Zahnarzt

und sein Team präsentiert. Diese Seiten unterstehen

nicht der redaktionellen Verantwortung sondern nur

der technischen Betreuung der zm.

Praxismanagement

Themen zu publizieren, die nah an die Lebens-

wirklichkeit der Praxen andocken, ist Ziel des Res-

sorts Praxismanagement, aufgeteilt in die drei

Teilbereiche Praxisführung, Recht sowie Betriebs-

wirtschaftliches/Ökonomisches.

Im Teilabschnitt Recht geht es um Relevantes für

den Zahnarzt in seiner täglichen Berufsausübung

als Mediziner sowie Unternehmensführer und Ar-

beitgeber. Dies umfasst aktuelle Urteile als auch

Tendenzen in der Rechtsprechung. Auch wei-

tere rechtliche Themen, z.B. wie man Verträge

bei Krediten und Bürgschaften rechtssicher ab-

schließt oder welche Haftungsfragen sich für die

verschiedenen Beteiligten beim Eintritt in eine

Gemeinschaftspraxis ergeben, gehen in die Be-

richterstattung ein. 

Im Teilbereich Wirtschaft/Ökonomie ist der Be-

rufsalltag der Zahnärzte ebenfalls die Grund-

lage. Den Lesern werden alle zwei Wochen 

Beiträge angeboten, die in der täglichen 

Ausübung des Berufs oder im Privatbereich 

hilfreich sein könnten. Etwa die Ermittlung 

wirtschaftlicher Kennzahlen der Praxis oder Tipps

für den Erwerb oder den Verkauf von Praxisräu-

men oder -immobilien.
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In der Rubrik Praxisführung werden Themen rund

um die Organisation und das Management ei-

ner Zahnarztpraxis angeboten. Eine Praxis zu füh-

ren bedeutet auch, ein Mitarbeiterteam zu lei-

ten und Angestellte zu motivieren – der Bereich

Praxismanagement widmet sich auch diesen

Themen.

Soziales Engagement 

Im Ressort Soziales Engagement wird über cross-

mediale Berichterstattung ein großer Bogen ge-

spannt. So finden sich in der zm-Berichterstat-

tung neben realistisch geschilderten Berichten

über zahnärztliche Hilfseinsätze in der ganzen

Welt auch Nachrichten zur entwicklungspoliti-

schen Arbeit der Bundesregierung, um den inter-

national karitativ tätigen Kollegen eine über-

geordnete Orientierung für ihre strategischen

Entscheidungen zu bieten. Die Arbeit der Stif-

tung Hilfswerk Deutscher Zahnärzte (HDZ) hat ei-

nen festen Platz in der Berichterstattung. So

schließt das Jahresende stets mit einem bilanzie-

renden Beitrag ab, der eine Auflistung aller Aus-

gabenposten des HDZ enthält. 

Ein Schwerpunktthema war die Ebola-Epidemie,

die 2014 in mehreren westafrikanischen Ländern

ausbrach. In den zm wurde über die Solidarität

der Zahnärzteschaft, bundespolitische Notfall-

Maßnahmen sowie die Auswirkungen der Kata-

strophe für die zahnärztliche Versorgung vor Ort

berichtet. Ergänzt wurde die Print-Berichterstat-

tung durch Interviews von Einsatzhelfern in Afrika

auf zm-online. 

Im Vorfeld der BZÄK-Koordinierungskonferenz Hilfs-

organisationen, die im Rahmen der IDS 2015 in

Köln stattfand, wurde in einer Titelgeschichte über

das soziale Engagement der deutschen Zahnärz-

teschaft berichtet. Ebenso wurde über die Ergeb-

nisse der Koordinierungskonferenz berichtet.

Mit Blick auf Initiativen im Bundesgebiet stellte

die zm das Projekt „Special Smiles“ vor, ein zahn-

ärztliches Gesundheitsprogramm für Menschen

mit Behinderung, das im Rahmen der integrati-

ven Sportveranstaltung Special Olympics 2015 in

Inzell stattfand. 

Zudem wurde crossmedial über wohltätig orien-

tierte Kunst- und Kulturprojekte berichtet. So fan-

den im Frühjahr 2015 zwei Benefizkonzerte des

World Doctors Orchestra statt, das mehr als 900

Mediziner aus fast 50 Ländern vereint. 

Existenzgründerprojekt

Den Weg in die Niederlassung – von der Idee bis

zur Eröffnung der Praxis – will die zm mit dem Exi-

stenzgründerprojekt in einem medial neuen For-

mat aufbereiten. Der zahnmedizinische Nach-

wuchs soll damit angesprochen werden und die

zm als Experten auf dem Gebiet der Praxisgrün-

Zahnärztliche Mitteilungen (zm)
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dung kennenlernen. Die zm will berufspolitisch Si-

gnale setzen, damit die nächste Zahnärztegene-

ration zur Niederlassung in eigener Praxis moti-

viert wird. 

Die Projektarbeit ist gestartet und wird eine

Zahnärztin und einen Zahnarzt in die Selbststän-

digkeit begleiten – und gleichzeitig allen Zahn-

ärzten, die den Sprung in die Selbstständigkeit

erwägen oder planen, das nötige Rüstzeug an

die Hand geben, ihren individuellen Weg zur ei-

genen Praxis zu finden. 

Beleuchtet werden dabei alle Themen, Entschei-

dungen und Prozesse, die eine zahnärztliche Exi-

stenzgründung aufwirft.

Das Redaktionskonzept basiert auf zwei Säulen:

Mit Videos und Fotos werden die einzelnen

Schritte zweier Praxisgründer, einmal anhand ei-

ner Praxisneugründung, einmal anhand einer

Praxisübernahme, in einer zeitversetzten, seriel-

len Live-Story festgehalten. Diese beiden Wege

zum Chef-Dasein zeigen, welche Antworten

heutige Praxisgründer auf zentrale unternehme-

rische und berufliche Fragestellungen finden.

Flankiert werden diese Originalstories von vielen

Expertentipps aus Berufspolitik, Wissenschaft und

Wirtschaft. Der Zahnarzt findet hier gezielt Informa-

tionen, die ihm Tipps und Anregungen für seinen

persönlichen Weg in die Existenzgründung geben.

Neben dem klassischen Expertenartikel kommen

auch journalistische Formate wie Reportagen, In-

terviews, Fotostories, Infografiken, Checklisten

oder Entscheidungsbäume zum Einsatz.

Aktuell sind beide Zahnärzte mitten in der Exi-

stenzgründung und werden redaktionell beglei-

tet. Das Projekt wird voraussichtlich im ersten

Quartal 2016 an den Start gehen.

zm-Leserservice

Der Leserservice der zm ist Dienstleistung für 

die Zahnärzte und unverzichtbar für die Leser-

Blatt-Bindung. Per Telefon, E-Mail oder Briefpost

werden vorrangig Themen abgefragt, die einen

unmittelbaren Nutzen für die Praxis haben: 

CME-Online-Fortbildungsangebote, Literaturli-

sten oder das Online-Heftarchiv werden häufig

nachgefragt. In Form von Leserzuschriften per

Brief oder E-Mail und Kommentaren auf zm-on-

line.de spiegelt sich das Interesse der Zahnärzte-

schaft an bestimmten Themen wieder. Diese 

Zuschriften werden von der Redaktion nach Prü-

fung veröffentlicht.



Das soziale und gesellschaftliche Engagement

der deutschen Zahnärzteschaft ist umfangreich.

Die Bundeszahnärztekammer unterstützt das be-

achtliche Engagement des Berufsstands durch

begleitende Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, ko-

ordinierende und administrative Tätigkeiten.

In das BZÄK-Netzwerk der zahnärztlichen Hilfspro-

jekte und -organisationen kamen im Berichtszeit-

raum vier Mitglieder neu dazu. So sind es jetzt 59

Organisationen, die sich in diesem Netzwerk zu-

sammengeschlossen haben. Drei davon enga-

gieren sich bewusst im Inland: Die zunehmende

Anzahl von Menschen, die aus Krisenländern

nach Deutschland kommen, aber auch Men-

schen in sozial schwierigen Lagen und Notsituatio-

nen, benötigen besondere Hilfestellung. Das

macht dieses Engagement vor Ort bedeutsam. 

Andere zahnärztliche Hilfsorganisationen setzen

sich in internationalen Projekten ein, unterstützen

weltweit Menschen in akuten Katastrophen oder

in Krisenregionen bzw. engagieren sich in der Auf-

bauhilfe. Einige Projekte und Organisationen ha-

ben direkten Kontakt untereinander aufgenom-

men und konnten sich gegenseitig unterstützen.

Diese Entwicklung begrüßt die Bundeszahnärzte-

kammer, da sie ein erklärtes Ziel bei der Gründung

des Netzwerkes war. 

Seit März 2015 können sich alle Netzwerkmitglie-

der online untereinander in einem geschützten

Raum austauschen. Auf der Koordinierungskonfe-

renz Hilfsorganisationen 2013 war dies als Auftrag

an die Bundeszahnärztekammer ergangen. Über

die Internet Plattform von Engagement Global

(https://extra.engagement-global.de) ist nun der

Austausch von Sachspenden und Informationen

sicher, schnell und kostenlos möglich. Engage-

ment Global arbeitet im Auftrag der Bundesregie-

rung und wird vom Bundesministerium für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

finanziert.

Im Berichtszeitraum wurden eine Pressemitteilung

sowie zwei Spendenaufrufe an Publikumspresse,

Fachmedien, Fernseh-, Online- und Radioredak-

tionen versandt. Zusätzlich wurden Jahresberichte

der Hilfsorganisationen sowie Erfahrungsberichte

einzelner Organisationen auf der BZÄK-Home-

page unter der Rubrik „Soziale Verantwortung“

veröffentlicht.

Zudem trafen sich auf der IDS rund 80 Teilnehmer

zur BZÄK-Koordinierungskonferenz Hilfsorganisa-

tionen.

Freiwillig engagiert: Zahnärztliches Ehrenamt in Deutschland und
weltweit
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Soziale Aufgaben/Hilfsorganisationen

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, 
Vizepräsident der BZÄK

Dr. Wolfgang Schmiedel,
Vorstandsreferent für Soziale
Aufgaben/Hilfsorganisationen
und Präsident der ZÄK Berlin

Dipl.-Des. Jette Krämer, 
Leiterin Abteilung Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit
der BZÄK
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Pressemitteilungen

17. November 2014 

Gemeinsamer Spendenaufruf - Stiftung Hilfswerk

Deutscher Zahnärzte und Bundeszahnärztekammer 

Hilfe für syrische Flüchtlinge

16. März 2015

Freiwillige Einsätze weltweit – Ehrenamtliche koor-

dinieren sich 

Bundeszahnärztekammer vernetzt zahnärztliche

Hilfsorganisationen auf der IDS 

27. April 2015 

Spendenaufruf für Nepal

Bundeszahnärztekammer und Stiftung Hilfswerk

Deutscher Zahnärzte erbitten Hilfe 

Dipl.-Komm. Anke-Kristin Wachholz,
Referentin Abteilung Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit
der BZÄK

Judith Frey,
Onlineredakteurin Abteilung 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
der BZÄK

Die Koordinierungskonferenz Hilfsorganisationen am 13.03.15 anlässlich 
der 36. IDS in Köln war mit ca. 80 Teilnehmern sehr gut besucht



Koordinierungskonferenz Hilfsorganisationen 

Das ehrenamtliche Engagement der Zahnmedizi-

ner ist enorm – innerhalb Deutschlands und welt-

weit. Um Erfahrungen auszutauschen, nutzt die

BZÄK den Branchentreff Internationale Dental-

Schau (IDS) und organisiert alle zwei Jahre eine

Koordinierungskonferenz für die Hilfsorganisatio-

nen. Mit ca. 80 Teilnehmern war die Koordinie-

rungskonferenz im März 2015 noch besser besucht

als in den vergangenen Jahren. Erstmals wurden

auch internationale Gäste begrüßt. 

Ein Vertreter von Engagement Global informierte

die Teilnehmer über die Möglichkeiten, die den Hilfs-

organisationen für entwicklungspolitisches Engage-

ment durch die Bundesregierung geboten werden

und stellte die Vorteile der digitalen Unterstützung

durch die Engagement Global Community vor.

Die Geschäftsführerin des Vereins „startsocial“

zeigte in ihrem Vortrag, welche Möglichkeiten und

Chancen zahnärztliche Hilfsorganisationen über

eine Bewerbung für ein Stipendium bei „startsocial“

haben. „startsocial“ steht unter der Schirmherr-

schaft von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel.

Erstmals waren auch Vertreter der Zahnmedizin-

studenten mit einem eigenen Programmpunkt

vertreten. In ihrem Vortrag stellten sie ihre Organi-

sationen und Aktivitäten vor und erklärten, wie die

Vernetzung der Studenten mit den Projekten ver-

bessert werden könne.

Die Zahnärztlichen Mitteilungen (zm) präsentier-

ten den neu geplanten Bereich auf zm-online, der
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einen globalen Überblick über zahnärztliche Hilfs-

organisationen geben wird.

Im Anschluss an die Konferenz fand für alle Teilneh-

mer am Messestand der Bundeszahnärztekammer

ein offizieller Empfang stand, zwei der Hilfsorgani-

sationen wurden in diesem Rahmen für ihr soziales

Engagement geehrt und ausgezeichnet. 

Soziale Aufgaben/Hilfsorganisationen

Dr. Wolfgang Schmiedel, BZÄK-Vorstandsreferent für Soziale 
Aufgaben/Hilfsorganisationen und Präsident der ZÄK Berlin,
und Jette Krämer (r.), Leiterin Abteilung Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit der BZÄK, mit der Referentin 
Dr. Sunniva Engelbrecht, Geschäftsführerin startsocial e.V.,
bei der Koordinierungskonferenz Hilfsorganisationen am
13.03.15 in Köln

V.l.n.r.: Daniel Montua, Social Media Community Manager
von Engagement Global, zm-Redakteurin Navina Haddick, 
Dr. Wolfgang Schmiedel, BZÄK-Vorstandsreferent für Soziale
Aufgaben/Hilfsorganisationen und Präsident der ZÄK Berlin,
Charles Pilipili, DDS, MSc, PhD, FC Programme Director for
Africa der FDI World Dental Federation, BZÄK-Vizepräsident
Prof. Dr. Dietmar Oesterreich und Jette Krämer, Leiterin  
Abteilung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der BZÄK, auf der
Koordinierungskonferenz Hilfsorganisationen am 13.03.15 
in Köln
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Stiftung Hilfswerk Deutscher Zahnärzte

Die Stiftung Hilfswerk Deutscher Zahnärzte für Lepra-

und Notgebiete (HDZ) ist die größte zahnärztliche

Hilfsorganisation. Sie engagiert sich seit 1987 in über

60 Ländern dort, wo staatliche Hilfsmaßnahmen

nicht greifen. Über 33 Millionen Euro Spendengelder

wurden bislang für Hilfsaktionen eingesetzt.

Das HDZ hilft beim Bau und Unterhalt von Zahnsta-

tionen, Waisenhäusern, Kinderheimen und Schulen.

Auch Krankenstationen werden aufgebaut und

komplett ausgestattet. Dabei steht die Hilfe zur

Selbsthilfe im Vordergrund, wie z.B. die Schul- und

Berufsausbildung, die Einrichtung von Arbeitsstätten,

die Unterweisung an gelieferten Ausrüstungsgegen-

ständen oder die Versorgung mit Medikamenten.

In akuten Krisen- und Katastrophengebieten hilft

das HDZ auch in Form von Geldspenden. So rief

das Hilfswerk im Herbst 2014 gemeinsam mit der

BZÄK zur Unterstützung der syrischen Flüchtlinge

auf und im April 2015 zu Spenden für die Opfer

des verheerenden Erdbebens in Nepal. Über die

Aktivitäten des HDZ konnte der Vorsitzende Dr.

Klaus Winter im Rahmen einer BZÄK Vorstandssit-

zung am 6. Mai 2015 berichten.

Die Initiative Transparente Zivilgesellschaft (ITZ) hat

der Stiftung HDZ die Berechtigung zur Führung des

ITZ-Logos erteilt. Es bescheinigt dem HDZ die Einhal-

tung der zehn „Transparenz-Forderungen“ der In-

itiative. Zu diesen zählen u. a. die Offenlegung der

Mittelherkunft, der unwiderlegbare Nachweis der

Mittelverwendung sowie eine zeitnahe und ver-

ständliche Berichterstattung über die Tätigkeiten.

Das HDZ finanziert sich ausschließlich aus Spen-

den. Seit 2010 hat die Bundeszahnärztekammer

offiziell die Schirmherrschaft.
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Die Stiftung Hilfswerk Deutscher Zahnärzte präsentiert sich auf
der BZÄK-Koordinierungskonferenz Hilfsorganisationen am
13.03.15 anlässlich der IDS in Köln
V.l.n.r.: Dr. Klaus Winter, Vorsteher des HDZ, sowie seine Mitstreiter
Dr. Hiltrud Sürmann und der Stellv. HDZ-Vorsitzende 
Dr. Klaus-Achim Sürmann

Die Stiftung Hilfswerk 
Deutscher Zahnärzte ist 
berechtigt, das ITZ-Logo 
zu führen 
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Special Olympics Deutschland e.V.

Jedes Jahr verpflichten sich viele Zahnärzte eh-

renamtlich bei Special Smiles, dem Mundgesund-

heitsprogramm von Healthy Athletes, das beglei-

tend zu den Special Olympics Deutschland (SOD)

stattfindet. SOD ist die deutsche Organisation der

weltweit größten Sportbewegung für Menschen

mit geistiger Behinderung.

Das Programm Special Smiles umfasst die zahn-

ärztliche Untersuchung und die Anleitung zur

Mundhygiene der Sportler. Denn Menschen mit

Behinderung gehören zur Hochrisikogruppe für

Karies- und Zahnfleischerkrankungen. Deshalb ist

es wichtig, sie zu befähigen, (Mund-)gesundheit

selbstbestimmt mitzugestalten.

Seit 2010 ist die Bundeszahnärztekammer offizieller

Kooperationspartner von Special Smiles und un-

terstützt das Programm mit begleitender Öffent-

lichkeitsarbeit. Im jeweiligen Austragungsort der

Special Olympics Deutschland gestalten die (Lan-

des-)Zahnärztekammern das Healthy Athletes Pro-

gramm maßgeblich mit.

Im bayerischen Inzell gingen vom 02. bis 05. März

2015 mehr als 800 Athleten in acht Sportarten und

wettbewerbsfreien Angeboten an den Start. Das

zahnärztliche Screening-Programm wurde von

der Bayerischen Landeszahnärztekammer (BLZK)

organisiert. Es beteiligten sich Zahnärzte und 

Praxisteams aus der Region, dem Saarland, aus

Hessen, Niedersachsen und Berlin sowie Zahnme-

dizinstudenten der Ludwig-Maximilians-Universität

München. Insgesamt hatte die Bayerische Lan-

deszahnärztekammer 54 ehrenamtlich Mitwir-

kende engagiert, die zahnärztliche Untersuchun-

gen und Mundhygieneberatung anboten. Für die

BLZK war es bereits der sechste Special Smiles-Auf-

tritt, den sie erfolgreich durchführte.

Soziale Aufgaben/Hilfsorganisationen

Das Healthy-Athletes-Team von Inzell
mit Dr. Imke Kaschke (6.v.r.), Manager
Healthy Athletes, Dr. Christoph Hils
(7.v.r.), Clinical Director der Special
Smiles Deutschland, Dr. Christian 
Bolstorff (8.v.r.),Vorsitzender des 
Berliner Hilfswerks Zahnmedizin e.V,
und San.-Rat Dr. Hans Joachim Lellig
(10.v.r.), Vizepräsident der Ärztekam-
mer des Saarlandes und Vorsitzender
der Abteilung Zahnärzte.
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Die Athleten beim gemeinschaftlichen Zähneputzen am
Zahnputzbrunnen

Die "Gesichter der Spiele" Tanja Kirsch, Stefan Birnbacher 
und Tobias Angerer entzünden das Special Olympics Feuer 
in Inzell

Menschen mit geistiger Behinderung durch Sport Aner-
kennung zu geben ist das Ziel von Special Olympics

Die Eröffnungsfeier am 02.03.15 in Inzell

Dr. Christian Bolstorff, Vorsitzender des Berliner Hilfswerks
Zahnmedizin e.V., bei der Untersuchung eines Athleten im
Rahmen von Special Smiles
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Haushalt/Finanzen/Personal

Dipl.-Betriebsw. Karsten Kelm,
Leiter Abteilung
Finanzen/Personal/Innere Verwaltung
der BZÄK

Weiterhin solide aufgestellt
Finanzlage der BZÄK nach dem Jahresabschluss 2014

Prof. Dr. Christoph Benz,
Vorstandsreferent
Finanzen/Personal/Innere Verwaltung
und Vizepräsident der BZÄK

Das Rechnungsjahr 2014 der Bundeszahnärzte-

kammer schließt mit einem Jahresüberschuss in

Höhe von € 11.654,79 ab, der dem Vermögen zu-

geführt werden soll. Zum 31. Dezember 2014

weist damit das Eigenvermögen der BZÄK einen

Stand von € 2.390.614,54 auf. Der Jahresab-

schluss für das Rechnungsjahr 2014 wurde in den

Monaten März und April 2015 durch die Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft Dr. Clarenz - Dr. Za-

charias geprüft und mit dem uneingeschränkten

Bestätigungsvermerk versehen. 

Das langfristig gebundene Anlagevermögen

(Immaterielle Vermögensgegenstände und

Sachanlagen) der BZÄK beläuft sich zum 31. De-

zember 2014 auf € 305.099,00. Es wird damit in

voller Höhe durch das Eigenvermögen des Ver-

bands abgedeckt.

Neben den Immateriellen Vermögensgegen-

ständen und Sachanlagen besitzt die Bundes-

zahnärztekammer ein Wertpapiervermögen in

Höhe von € 3.399.553,00. Aufgrund des Markt-

zinsniveaus sind Tages- und Termingelder in Höhe

von € 4.764.832,15 angelegt. Diese Bestände

dienen in erster Linie der Abdeckung der Pensi-

onsansprüche der Mitarbeiter, die sich zum 31.

Dezember 2014 auf € 4.398.762,00 belaufen. Da-

mit sind diese Ansprüche in voller Höhe durch

die Wertpapiere des Verbands abgesichert.

Der Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 2014

war in Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 

€ 7.697.690,00 mit einem Jahresüberschuss in

Höhe von € 86.220,00 ausgeglichen aufgestellt

worden. Auf Grund von einmaligen Sondereffek-

ten, die durch die Abrechnung der Zahnärztli-

chen Mitteilungen (zm) entstanden sind, weist

die Ergebnisrechnung mit Einnahmen von 

€ 14.906.872,68 und Ausgaben in Höhe von 

€ 14.550.479,89 den mit der Bilanz identischen

Verlust von € 11.654,79 aus.

Die gegenüber dem Haushaltsplan erzielten

Mehreinnahmen in Höhe von € 7.209.182,68 stam-

men aus dem Saldo von Mehreinnahmen bei den

Beiträgen mit € 14.842,00, den zm-Erlösen Anzei-

genplatzierungsrecht mit € 6.946.709,72, den Zins-

erträgen mit € 13.564,45, den Zuwendungen von

Sponsoren in Höhe von € 8.302,52, den sonstigen
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Einnahmen mit € 262.141,76 sowie Mindereinnah-

men bei der Abgabe von Informationsmaterial

mit € 96,91, dem Kostenanteil KZBV für die zm mit

€ 6.062,73, bei zm Erlöse Herausgebervergütung

mit € 30.138,13 und den Kostenerstattungen CSD

mit € 80,00.

Bei den Ausgaben ergaben sich gegenüber

dem Haushaltsplan per Saldo Mehrausgaben

von € 6.939.009,89 die sich aus Mehrausgaben

in Höhe von € 7.312.571,64 und Minderausgaben

in Höhe von € 373.561,75 errechnen. Wesentli-

che Mehrausgaben gegenüber den Etatansät-

zen ergaben sich bei der „zm-Redaktion“ 

(€ 7.270.352,09) und der „Förderung der zahn-

ärztlichen Berufsausübung“ (€ 42.219,55).

Wesentliche Einsparungen ergaben sich bei 

den Haushaltspositionen „Ausgaben für die Or-

gane des Verbandes“ (€ 45.480,19), den „Aus-

schüssen/Fachberatern“ (€ 47.091,78), bei den

„Beiträgen an Berufsverbände“ (€ 583,37), der 

Öffentlichkeitsarbeit (€ 25.406,71), den Personellen

Ausgaben (€ 15.441,57), den „Leistungen an ehem.

Organmitglieder und Angestellte, Zuführung zur

Pensionsrückstellung“ (€ 122.516,62) und den 

„Allgemeinen Verwaltungsausgaben“ (€ 91.087,42),

und den Hausaufwendungen (25.954,09). 

Im Einzelnen ist das spezifizierte Zahlenmaterial

zu den Einnahmen und Ausgaben der BZÄK der

Abrechnung des Haushalts 2014 sowie dem Be-

richt des Wirtschaftsprüfers zu entnehmen.

Sitzungen des Rechnungsprüfungs- und Finanz-

ausschusses

Der Rechnungsprüfungsausschuss der BZÄK trat

am 15./16. Mai 2014 in den Büroräumen der

BZÄK zusammen. Er prüfte in Stichproben die

Ausgaben und Einnahmen des Jahres 2013. 

Nachdem sich der Ausschuss von der Ordnungs-

mäßigkeit der Buch- und Rechnungsführung über-

zeugt hatte, kam er zu dem Beschluss, der Bundes-

versammlung der BZÄK am 07./08. November 2014

in Frankfurt am Main die Entlastung des Vorstands

der BZÄK für das Rechnungsjahr 2013 vorzuschla-

gen. Die Bundesversammlung folgte dem Antrag

des Ausschussvorsitzenden und sprach dem Vor-

stand für das Geschäftsjahr 2013 die Entlastung aus.
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Haushalt/Finanzen/Personal

Der Finanzausschuss der BZÄK beriet am 02. Juli

2014 und 12. September 2014 den Haushaltsplan

für das Haushaltsjahr 2015. Nach umfangreicher

Diskussion empfahl der Ausschuss dem Vorstand

der BZÄK, der Bundesversammlung den Haus-

haltsplan 2015 mit Einnahmen und Ausgaben in

Höhe von € 8.228.170,00 bei einer Vermögen-

sentnahme von € 134.108,00 zum Beschluss vor-

zulegen. Nach eingehender Diskussion über ein-

zelne Punkte des Haushaltsplans beschloss die

Bundesversammlung am 07./08. November 2014

in Frankfurt am Main den Haushaltsplan 2015 in

der vom Vorstand erarbeiteten Fassung.

Das Beitragsaufkommen der BZÄK

Das Beitragsaufkommen ist in der nachfolgen-

den Übersicht in die Beitragsanteile der einzel-

nen Kammern aufgegliedert. Die letzte Spalte

zeigt den prozentualen Anteil der einzelnen

Kammern am Gesamtbeitragsaufkommen.

Anteil

Kammer Mitgliederstand 31.12.2013 EUR %

Baden-Württemberg 8.887 874.480,80 12,7449

Bayern 11.107 1.092.928,80 15,9286

Berlin 4.132 406.588,80 5,9257

Brandenburg 1.965 193.356,00 2,8180

Bremen 543 53.431,20 0,7787

Hamburg 1.906 187.550,40 2,7334

Hessen 5.437 535.000,80 7,7972

Mecklenburg-Vorpommern 1.456 143.270,40 2,0881

Niedersachsen 6.587 648.160,80 9,4464

Nordrhein 7.871 774.506,40 11,2878

Rheinland-Pfalz 2.795 275.028,00 4,0083

Saarland 685 67.404,00 0,9824

Sachsen 3.892 382.972,80 5,5815

Sachsen-Anhalt 1.917 188.632,80 2,7492

Schleswig-Holstein 2.375 233.700,00 3,4060

Thüringen 2.041 200.834,40 2,9270

Westfalen-Lippe 6.134 603.585,60 8,7968

69.730 6.861.432,00 100,0000
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Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses

V.l.n.r.: Dr. Ullrich Wingenfeld, ZÄK Nordrhein,
Dr. Michael Förster, Vorsitzender, Bayerische LZK,
Dr. Eva Hemberger, Stellv. Vorsitzende, LZK Baden-Württemberg,
Dr. Gunder Merkel, LZK Thüringen, und
Dr. Wolfgang Klenner, LZK Hessen

Mitglieder des Finanzausschusses

V.l.n.r: Dipl.-Stom. Ingolf Beierlein, LZK Sachsen,
Dr. Michael Ebeling, ZÄK Niedersachsen,
Dr. Peter Minderjahn, Vorsitzender, ZÄK Nordrhein,
Dr. Klaus Befelein, Stellv. Vorsitzender, ZÄK Westfalen-Lippe, und
Dipl.-Stom. Andreas Wegener, ZÄK Mecklenburg-Vorpommern
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Geschäftsführertagung

Bundeszahnärztekammer und (Landes-)Zahnärz-

tekammern haben in dem Berichtszeitraum 

die effiziente und effektive Zusammenarbeit 

fortgesetzt. Dadurch ist eine optimale Interessen-

vertretung der Zahnärzteschaft gewährleistet. 

Die Geschäftsführer der (Landes-)Zahnärzte-

kammern treffen sich mehrmals im Jahr zum Aus-

tausch von Informationen und zur Abstimmung

der Arbeiten auf Bundes- und Länderebene. 

Nach der Frühjahrstagung am 08. und 09. Mai

2014 (siehe Jahresbericht 13/14) trafen sich die

Landes-Geschäftsführer am 09. September 2014

in Stuttgart. Auf der Tagesordnung standen prak-

tisch bedeutsame Themen, z.B. ob ehrenamtliche

Tätigkeit der Mehrwertsteuer unterliegt, der Sach-

stand der Fachsprachenprüfung, aktuelle Hygie-

nebegehungen durch die Gesundheitsämter so-

wie die Aktivitäten des Bundesverbandes für Freie

Kammern. Berufspolitisch berichtete Rechtsan-

walt René Krouský, Stellv. Hauptgeschäftsführer

der Bundeszahnärztekammer, über die Transpa-

renzinitiative der EU-Kommission. 

Traditionell treffen sich die Geschäftsführer jährlich

anlässlich des Deutschen Zahnärztetags. Wie be-

reits in den Vorjahren war die Landeszahnärzte-

kammer Hessen Gastgeber der Tagung, die am

06.November 2014 in Frankfurt am Main stattfand.

Der Hauptgeschäftsführer der BZÄK, RA Florian 

Lemor, berichtete über aktuelle berufspolitische

Entwicklungen aus der Bundeszahnärztekam-

mer. Ferner diskutierten die Teilnehmer der 

Tagung mögliche Auswirkungen des E-Govern-

ment-Gesetzes auf die (Landes-)Zahnärztekam-

mern. Ausführlich erörtert wurden die Bestrebun-

gen einiger Finanzämter im Kammerbereich der

Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg,

die zur Herstellung von Zahnprothesen erbrach-

ten vorbereiteten zahntechnischen Leistungen

als umsatzsteuerpflichtige Eigenlaborleistungen

einzustufen.

Darüber hinaus treffen sich die Geschäftsführer

der 17 (Landes-)Zahnärztekammern zu Jahresbe-

ginn in den Räumen der Bundeszahnärztekam-

mer. Schwerpunktmäßig wird bei diesen Treffen

aus der Arbeit der Bundeszahnärztekammer be-

richtet. Am 27.Januar 2015 wies Dr. Juliane Gösling

auf die Aktivitäten der Bundeszahnärztekammer

zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf hin und

stellte die erarbeiteten oder in Vorbereitung be-

findlichen Info-Broschüren der Arbeitsgemein-

schaft vor. Ass. jur. Sven Tschoepe sowie Nele

Effiziente Zusammenarbeit von Bundes- und Landesebene
Tagung der (Haupt-)Geschäftsführer der (Landes-)Zahnärztekammern  
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Güntheroth berichteten über die Qualitätsinitia-

tive der Bundeszahnärztekammer. Weitere The-

men waren die Mitgliedschaft angestellter Zahn-

ärzte in den zahnärztlichen Versorgungswerken

sowie Auswirkungen des Verbraucherstreitbeile-

gungsgesetzes auf die Schlichtungsstellen der

(Landes-)Zahnärztekammern. 

Die diesjährige Frühjahrstagung fand am 23. und

24. April 2015 auf Einladung der Zahnärztekam-

mer Nordrhein in Düsseldorf statt. Traditionell

stand bei dieser Tagung zunächst die Berichter-

stattung des BZÄK-Hauptgeschäftsführers RA Flo-

rian Lemor über bundespolitische Themen auf

der Tagesordnung. Darüber hinaus befassten

sich die Landesgeschäftsführer mit den Themen

Rechtssicherheit bei elektronisch unterzeichne-

ten Formularen durch Patienten, Mindestlohn in

der zahnärztlichen Praxis, GEMA-Gebühren und

weiteren, für die Arbeit in den (Landes-)Zahnärz-

tekammern und die berufspolitischen Aktivitäten

bedeutsamen Themen. Der Marketingexperte

Dr. Ralf Üding hielt einen sehr interessanten Vor-

trag über die Strategien, erfolgreich bestimmte

Zielgruppen zu erreichen. Die Landesgeschäfts-

führer waren sich darüber einig, dass es in den

nächsten Jahren erforderlich sein wird, verstärkt

junge Zahnärztinnen und Zahnärzte für die be-

rufspolitische Mitarbeit zu gewinnen. Der Vortrag

von Dr. Üding gab Hinweise, auf welche Art und

Weise diese Zielgruppe von den derzeitigen

Mandatsträgern am besten angesprochen wer-

den kann.

Auch in diesem Berichtszeitraum fanden wieder-

holt Gespräche zwischen den Sprechern der 

Geschäftsführer und dem Geschäftsführenden

Bundesvorstand statt, um aktuelle Themen zu erör-

tern, aber auch, um die bestmögliche Kommuni-

kation zwischen den (Landes-)Zahnärztekammern

und der Bundeszahnärztekammer zu gewährleis-

ten. In dem Berichtszeitraum waren der Direktor

der Zahnärztekammer Westfalen-Lippe, Ass. jur.

Frank Hanneken, und der Hauptgeschäftsführer

der Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpom-

mern, RA Peter Ihle, als Sprecher der Geschäfts-

führer in diese Gespräche eingebunden.
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Zusammenarbeit mit Verbänden und Gremien

Aktionsbündnis Patientensicherheit e.V.

Das�Aktionsbündnis�Patientensicherheit�e.V.�setzt

sich�für�eine�sichere�Gesundheitsversorgung�ein

und�widmet�sich�der�Erforschung,�Entwicklung�und

Verbreitung�dazu�geeigneter�Methoden.�Vertreter

der�Gesundheitsberufe,� ihrer�Verbände�und�der

Patientenorganisationen�haben�sich� im�Aktions-

bündnis� Patientensicherheit� e.V.� zusammenge-

schlossen,�um�eine�gemeinsame�Plattform�zur�Ver-

besserung�der�Patientensicherheit�in�Deutschland

aufzubauen.� Zusammen� tragen� sie�die�Projekte

und�Initiativen�des�Vereins.�Da�das�Thema�Patien-

tensicherheit�national�als�auch�auf�europäischer

Ebene� immer�stärker�an�Bedeutung�gewinnt,� ist

die�Bundeszahnärztekammer�dem�Aktionsbündnis

Patientensicherheit� 2009� beigetreten.� Dies� mit

dem�Ziel,�einen�aktiven�Beitrag�für�die�Arbeit�des

Aktionsbündnisses�zu�leisten.�

Bundesverband der Freien Berufe (BFB)

Als� Dachverband� und� Spitzenvereinigung� der

Freien�Berufe�in�Deutschland�vertritt�der�Bundes-

verband�der�Freien�Berufe� (BFB)�die�gemeinsa-

men�Interessen�von�etwa�1,265�Millionen�Freibe-

ruflern� mit� über� drei� Millionen� Angestellten,

darunter�128.000�Auszubildenden.�Der�BFB�unter-

hält�Geschäftsstellen�in�Berlin�und�Brüssel.�1949�ge-

gründet,�gehören�dem�BFB�heute�52�Organisatio-

nen�sowie�16�Landesverbände�an.�

Die�Berufsfachorganisationen�stammen�aus�den

Bereichen:

— heilkundliche�Berufe

— rechts-,�steuer-�und�wirtschaftsberatende�Berufe

— technisch-naturwissenschaftliche�Berufe

— pädagogische,�psychologische�und�überset-

zende�Berufe

— publizistische�und�künstlerische�Berufe.

Der�BFB�hat�im�Berichtszeitraum�die�Gelegenheit

genutzt,�sich�nach�einer�Phase�der�internen�Fin-

dung�neu�und�gestärkt�aufzustellen.�Anlässlich�sei-

ner�außerordentlichen�Mitgliederversammlung�im

Frühjahr�2015�sind�alle�wichtigen�Berufsorganisa-

tionen�der�Freien�Berufe�wieder�im�BFB�vertreten.

Damit�wird�die�gemeinsame�Interessenvertretung

in�der�brisanten�Phase�der�Weichenstellungen�auf

nationaler�und�europäischer�Ebene�effizienter�ge-

staltet�werden�können.�Denn�über�den�BFB�findet

die�notwendige�Abstimmung�der�Politik�aller�Be-

rufsorganisationen� Freier� Berufe� auf� nationaler

und�europäischer�Ebene�statt.�

Als�einzige�Interessenvertretung�der�Zahnärzte-

schaft� vertritt� die� Bundeszahnärztekammer

durch�ihren�Präsidenten�Dr.�Peter�Engel�die�Inter-

essen�aller� Zahnärzte� in�Deutschland� im�Präsi-

dium�des�BFB.�Unterstützt�durch�ihre�Verwaltung

war�es�die� BZÄK,�die�den�BFB�mit� Themenvor-

schlägen�und�konkreter�sachlicher�und�inhaltli-

cher�Unterstützung�voranbrachte.

Derzeit�arbeitet�das�BFB-Präsidium�mit�Hochdruck

daran,�die� im�Frühjahr�2015�abgestimmte�neue

Beitragsordnung�und�Satzung�in�die�Praxis�umzu-

setzen.�Dabei� ist�es�u.�a.�gemeinsames�Ziel�von

BZÄK�und�KZBV,�noch�stärker�in�die�Vorstands-�und

Präsidiumsarbeit�des�BFB�eingebunden�zu�werden,

um�diejenigen�Themen�–�vor�allem�aus�dem�Ge-

biet�der�Sozial-�und�Gesundheitspolitik�–�auf�die

Tagesordnung�zu�setzen,�die�von�besonderem�In-

teresse�für�die�Zahnärzteschaft�sind.�

Seine�inhaltliche�Arbeit�hat�der�BFB�nach�seiner

Frühjahrstagung�erfolgreich�fortgesetzt.�Neben

zahlreichen�politischen�Gesprächen�mit�Spitzen-

vertretern�aller� im�Bundestag�vertretenen�Par-

teien�sowie�den�Leitungsebenen�der�wichtigsten

Bundesministerien�haben�vor�allem�die�Themen

„Umsetzung�des�EU-Transparenzprozesses“�sowie

die�geplanten�Initiativen�der�Bundesinstitutionen

zu�gemeinsamen�Aspekten�der�Freiberuflichkeit

die�Arbeit�des�BFB�bestimmt.�So�wurden�Koordi-

nierungsgespräche�und�gemeinsame�Stellung-
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nahmen�u.�a.�zur�sog.�Transparenzinitiative�der

Europäischen�Kommission�und�des�Bundeskanz-

leramts�sowie�der�Fachministerien�und�zum�Jah-

resmittelstandsbericht�sowie�dem�Ausbildungs-

pakt�abgegeben.�

Neben�der�Tätigkeit�von�Dr.�Peter�Engel� im�BFB-

Präsidium� konnte� die� Bundeszahnärztekammer

auch�in�anderen�Bereichen�sehr�von�der�engen

Kooperation�mit�dem�BFB�profitieren.�So�war�die

BZÄK�–�vertreten�durch�ihren�Hauptgeschäftsfüh-

rer�RA�Florian�Lemor�–�Mitglied�einer�BFB-Delega-

tion�bei�der�Europäischen�Kommission.�Thema�die-

ses� Austausches� waren� die� länderspezifischen

Empfehlungen�2014/2015,�in�denen�die�EU-Kom-

mission�den�Wettbewerb�und�das�Produktivitäts-

wachstum� bei� Dienstleistungen� –� insbesondere

bei�freiberuflichen�Dienstleistungen�–�in�Deutsch-

land�als�unzureichend�kritisiert�und�faktisch�eine

weitergehende�Deregulierung�fordert.

Die�BFB-Delegation�betonte,�dass�die�Bedeutung

der�Freiberufler�über�die�ökonomische�Dimension

und�ihre�seit�jeher�wachsende�wirtschaftliche�Be-

deutung�hinausgehe�und�unter�anderem�durch

Gemeinwohlorientierung� sowie� Verbraucher-

schutzaspekte�geprägt�sei.�Es�gelte,�die�marktsta-

bilisierenden�bzw.�wachstumsfördernden�Auswir-

kungen� freiberuflicher� Dienstleistungen� auf

andere�Wirtschaftsbereiche,� insbesondere� den

deutschen�Mittelstand,�anzuerkennen.�Berufsqua-

lifikationen�und�Berufsausübungsregularien�seien

die�Voraussetzungen�für�ein�Höchstmaß�an�Quali-

tät�und�Verbraucherschutz�und�damit�zentral�für

eine�nachhaltige�wirtschaftliche�Entwicklung.�Wei-

terer�Themenschwerpunkt�war�das�sog.�Europäi-

sche� Semester.� Die� EU-Kommission�wies� darauf

hin,�dass�das�den�länderspezifischen�Empfehlun-

gen� zugrundeliegende� Arbeitsdokument� der

Kommissionsdienststellen� zukünftig� früher� veröf-

fentlicht�werden�solle.�Damit�könne�dem�notwen-

digen�Diskussionsprozess�auf�nationaler�und�euro-

päischer�Ebene�mehr�Raum�gegeben�werden.

Bundesverband der Zahnmedizinstudenten in

Deutschland e.V. (BdZM)/Bundesverband der

Zahnmedizinischen Alumni e.V. (BdZA)

Der�BdZM�vertritt�die�Interessen�aller�Zahnmedizin-

studierenden�in�Deutschland�und�ist�der�Dachver-

band�der�Fachschaften�für�Zahnmedizin.

Der�BdZA�hat�sich�die�Förderung�von�Zahnmedizin-

absolventen�in�ihrer�Berufsfindung�und�Berufsaus-

übung�zur�Aufgabe�gemacht.�Er�will�zur�Vernet-

zung�der�jungen�Zahnärztinnen�und�Zahnärzte�auf

nationaler�und�internationaler�Ebene�beitragen.

Seit� 2008�besteht� die� Kooperation�der� Bundes-

zahnärztekammer�mit�dem�BdZM,� seit� 2009�mit

dem�BdZA.�Aus�der�Zusammenarbeit�ist�die�Info-

seite�www.berufskunde2020.de entstanden,�auf

der�sich�Zahnärzte�über�den�Schritt�in�die�Freibe-

ruflichkeit�informieren�können.

Über�die�Kooperation�erreicht�die�BZÄK�die�jungen

Kollegen.�Anlässlich�des�Deutschen�Zahnärztetags

findet�jährlich�der�„Studententag“�statt,�auf�dem

auch�die�BZÄK�referiert.�Auf�der�Internationalen

Dental�Schau�(IDS)�2015�waren�BdZM�und�BdZA

am� Gemeinschaftsstand� der� BZÄK� vertreten.

Gleichzeitig�war�der�Geschäftsführende�Vorstand

der�BZÄK�in�der�Generation�Lounge�des�BdZA�ein-

geladen� sowie� Gesprächspartner� beim� IDS-Ar-

beitstreffen�der� Fachschaften.�Auf�der�Bundes-

fachschaftstagung� der� Zahnmedizinstudenten�

im�Juni�2015�war�der�BZÄK-Vizepräsident�Prof.�Dr.

Dietmar�Oesterreich�als�Gastredner�geladen.

Auf�dem�gemeinsamen�IDS-Stand�fand�das�all-

jährliche�Kooperationsgespräch�zwischen�BZÄK,

BdZM�und�BdZA�statt.�Inhalte�waren�die�konkrete

Zusammenarbeit�auf�IDS�und�Deutschem�Zahnärz-

tetag,�mögliche�weitere�gemeinsame�Projekte�so-

wie�die�Uni-Roadshow�ZahniCampus�des�BdZA.

ZahniCampus�informiert�bundesweit�an�den�Unis

zu�den�Themen�Freiberuflichkeit,�Gesundheitspo-

litik/Selbstverwaltung�und�Berufskunde.�Die�mei-
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sten�(Landes-)Zahnärztekammern�hatten�im�Be-

richtszeitraum�die�Einladung�zur�Veranstaltung�ge-

nutzt,� um�das�Gespräch�mit� den� angehenden

Kollegen�zu�suchen.�BdZA�und�BdZM�sind�neben

den�Fachschaften�für�die�BZÄK�die�zentralen�An-

sprechpartner�für�alle�Belange�der�kommenden

Zahnärztegeneration.�

Bundesvereinigung Prävention und Gesundheits-

förderung (BVPG)

Die� Bundesvereinigung� für� Prävention� und�Ge-

sundheitsförderung�(BVPG)�ist�ein�gemeinnütziger,

politisch� unabhängiger� Verband.� Vom� Bundes-

ausschuss� für� gesundheitliche� Volksbelehrung

(1958)�bis�zur�Bundesvereinigung�Prävention�und

Gesundheitsförderung� (2007)� verläuft� die� Ge-

schichte�des�einzigen�nationalen�Verbands�auf

dem�Gebiet�der�Prävention�und�Gesundheitsför-

derung,�der�über�135�Mitgliedsorganisationen�un-

ter�seinem�Dach�versammelt.�

Als�Brücke�und�Mittler�zwischen�den�Mitgliedsver-

bänden�aus�Praxis,�Wissenschaft,�Wirtschaft�und

Politik�initiiert�und�begleitet�die�BVPG�die�Vernet-

zung�der�Partnerorganisationen,�die�Bündelung

von�Ressourcen�und�Synergien.�Die�dadurch�ent-

stehenden�Kooperationsbündnisse�führen�oft�zu

langfristigen� Partnerschaften.�Am� 22.� Juni� 2015

fand�der�Kongress�„Prävention�und�Pflege“�in�Ber-

lin�statt.

Gemeinsam�mit�dem�Verein�für�Zahnhygiene�(VfZ)

initiierte�die�damalige�Bundesvereinigung�Präven-

tion�und�Gesundheit�1990�das�Konzept�des�jährli-

chen�„Tags�der�Zahngesundheit“�für�Deutschland.

Dieser�Aktionstag�ist�heute�aus�dem�Präventions-

alltag�nicht�mehr�weg�zu�denken.�Er�wurde�zu-

sammen�mit�der�BZÄK,�der�Kassenzahnärztlichen

Bundesvereinigung�(KZBV),�dem�Bundesverband

der�Zahnärzte�des�öffentlichen�Gesundheitsdien-

stes�(BZÖG),�der�Arbeitsgemeinschaft�Kinderzahn-

heilkunde� und� Prophylaxe� in� der� DGZMK,� der

Deutschen�Gesellschaft�für�Kinderzahnheilkunde

(DGK),�dem�Berufsverband�der�Deutschen�Kiefer-

orthopäden�(BDK)�und�dem�Deutschen�Ausschuss

für� Jugendzahnpflege� (DAJ)� erstmalig� am� 25.

September� 1991�umgesetzt.� Seitdem�moderiert

die�BVPG�Arbeitsstab�und�Aktionskreis�und�berei-

tet�mit�den�dort�vertretenen�29�Kooperationspart-

nern�den�inzwischen�25.�Tag�der�Zahngesundheit

im�September�2015�vor.

Die�BZÄK� ist�weiterhin� in�alle� zentralen�gesund-

heitspolitischen�und�konzeptionellen�Aktivitäten

und�Initiativen�im�Bereich�Prävention�und�Gesund-

heitsförderung�eingebunden.�Dazu�gehören,�ne-

ben�der�Organisation�der� Pressekonferenz� zum

Tag�der�Zahngesundheit�z.�B.

— die�Beratungsprozesse�um�die�Qualitätssiche-

rung�von�Gesundheitsinformationen�im�Internet,

— der� Diskussionsprozess� um� die�Gesundheits-

ziele,�hier�insbesondere�bzgl.�der�Präventions-

und�Gesundheitsförderungsziele,

— die�Konzeptarbeiten�zum�Projekt�„Alter(n)�und

Gesundheit“,

— die�Erarbeitung�von�Stellungnahmen�zu�den

Entwürfen�des�Präventionsgesetzes.

Als�Mitglied�der�BVPG�ergibt�sich�für�die�Zahnärz-

teschaft�eine�Vielzahl�weiterer�Möglichkeiten�der

fachlichen�und�politischen�Netzwerkbildung�sowie

der�wechselseitigen� Information�und�des� Erfah-

rungsaustausches.�Wichtige�Aspekte�sind�z.B.�„Ge-

sundheitliche� Chancengleichheit“,� „Armut� und

Gesundheit“,� „Soziale� Lage� und� Gesundheit“,

aber� auch� die� Themen� „Qualitätssicherung“,

„Evaluation“�und�„Gesundheitlicher�Outcome“.

Die�Öffentlichkeitsarbeit�der�BVPG�ist�thematisch

breit�aufgestellt�und�bezieht�alle�Kooperations-

partner�mit�ein.�Über�die�Bundesvereinigung�be-

stehen�Kontaktmöglichkeiten�zu�diversen�Refera-

ten,� Unterabteilungen� und� Abteilungen� des

Bundesgesundheitsministeriums.
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Dentista e.V.

Der� unabhängige� Dentista� e.V.,� Verband� der

Zahnärztinnen,�wurde�von�Zahnärztinnen�gegrün-

det,� um� die� vielfältigen� Veränderungen� durch

den�steigenden�Anteil�an�Kolleginnen�im�Berufs-

stand�gestaltend�zu�begleiten.�Dentista�informiert

über�Praxisführung,�optimierte�Rahmenbedingun-

gen�und�Kolleginnen-Netzwerke.

Die�BZÄK�und�Dentista�haben�im�Jahr�2012�eine

Kooperationsvereinbarung�unterzeichnet.�Denti-

sta�arbeitet�mit�dem�BZÄK-Ausschuss�Beruf,�Familie

und�Praxismanagement�zusammen.�Ziel�ist�es,�die

Interessen�nicht�nur�der�ständig�wachsenden�An-

zahl�von�Zahnärztinnen�im�Berufsstand,�sondern

auch�der�vielen�jungen�Kollegen,�die�eine�geeig-

nete�Form�der�Berufsausübung�für�sich�suchen,�zu

unterstützen.�Dabei�soll�die�Verantwortungsüber-

nahme�der�Zahnärzte�neben�der�freiberuflichen

Praxis�in�universitären�Einrichtungen�und�in�berufs-

politischen�oder�wissenschaftlichen�Organisatio-

nen�gefördert�werden.�Grundvoraussetzung�hier-

für� ist� die� bessere� Vereinbarkeit� von� Beruf� und

Familie.� Im�Berichtszeitraum�wurde�der�gemein-

same�Ratgeber�„Schwangerschaft,�Beruf�und�Fa-

milie� -� Juristisches� und� Praktisches� rund�um�die

Zahnarztpraxis“�publiziert.�Zudem�haben�BZÄK�und

Dentista� gemeinsam� einen� „Zukunftskongress� –

Praxis�und�Familie,�Start�up�bis�Ruhestand“�am�08.

November�2014�auf�dem�Deutschen�Zahnärzte-

tag�veranstaltet.

DKMS Deutsche Knochenmarkspenderdatei GmbH

Die�DKMS�Deutsche�Knochenmarkspenderdatei

ist�eine�gemeinnützige�Gesellschaft,�deren�Ziel

es� ist,� durch�Unterstützung� von�Knochenmark-

spenden�die�Heilungschancen�von�an�Leukämie

und�anderen�lebensbedrohlichen�Erkrankungen

des�blutbildenden�Systems�Erkrankten�zu�verbes-

sern.�Sie�ruft�Mitbürger�zur�Registrierung�–�u.a.�per

Wangenabstrich� –� im� Kampf� gegen� Blutkrebs

auf.�Seit�2012�kooperiert�die�Bundeszahnärzte-

kammer�mit�der�DKMS.� Sie�hilft�mit�Öffentlich-

keitsarbeit� und� Aufrufen� innerhalb� von� Zahn-

ärzte-�und�Studentenkreisen,�so�viele�Menschen

wie�möglich�für�dieses�Thema�zu�sensibilisieren.

Die�BZÄK�unterstützt�die�DKMS�im�Kampf�gegen

Blutkrebs� intensiv,�denn� für�beide�Organisatio-

nen�fängt�Gesundheit�im�Mund�an.�

www.dkms.de/bzaek

Deutsches Institut für Gesundheitsrecht (DIGR)

Das�Deutsche�Institut�für�Gesundheitsrecht�wurde

im�März�2006�in�Berlin�als�Kompetenzzentrum�im

Wertesystem� der� Gesundheitsverfassung� zum

Wohl�der�Patienten�gegründet.

Das�DIGR�engagiert� sich� in�den�Bereichen� For-

schung,�Lehre,�Beratung�und�Nachwuchsförde-

rung.�Es�wird�wissenschaftlich�unterstützt�von�der

Freien�Universität�Berlin.�Vertreter�unterschiedlicher

Sektoren�des�Gesundheitswesens�erarbeiten�im�in-

terdisziplinären�Austausch�Lösungen�für�gemein-

same�Probleme.�Die�Bundeszahnärztekammer�ist

Gründungsmitglied�des�DIGR.

Im�Berichtszeitraum�widmete�sich�das�DIGR,�unter-

stützt�auch�durch�Anregungen�der�Bundeszahn-

ärztekammer,� der� wissenschaftlichen� Aufarbei-

tung�des�"Gesetzes�zur�Stärkung�der�Versorgung�in

der�gesetzlichen�Krankenversicherung�(GKV-Ver-

sorgungsstärkungsgesetz�-�GKV-VSG).
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Gesellschaft für Versicherungswissenschaft und 

-gestaltung (GVG)

Die� Bundeszahnärztekammer� ist� Mitglied� der�

Gesellschaft� für� Versicherungswissenschaft� und�

–gestaltung� (GVG)�mit� Sitz� in� Köln.� Im� Rahmen�

ihrer�Gremien,�Veranstaltungen�und�Publikationen

befasst�sich�die�GVG�mit�zentralen�Fragestellun-

gen�im�Bereich�der�sozialen�Sicherung�in�Deutsch-

land�und�Europa.�Darüber�hinaus�berät� sie� seit�

Anfang�der�90er�Jahre�im�Auftrag�der�Bundesmi-

nisterien�für�Arbeit�und�Gesundheit,�der�Europäi-

schen�Union�und�der�Weltbank�Regierungen� in

Mittel-�und�Osteuropa�beim�Umbau�ihrer�Sozial-

und�Gesundheitssysteme.�Derzeit�arbeiten�die�Mit-

glieder�der�GVG�in�fünf�permanenten�Ausschüssen:

„Alterssicherung“,�„Europäische�Union“,�„gesund-

heitsziele.de/Medizinische�Orientierung�im�Ge-

sundheitswesen",� „Pflege/Rehabilitation“� und

„eHealth/Telematik� im� Gesundheitswesen“� zu-

sammen.� Im� Rahmen� der� politischen� Konsens-

und�Beratungsarbeit�der�GVG�arbeitet�die�BZÄK

in� den� Ausschüssen� „Europäische� Union“� und�

„gesundheitsziele.de/Medizinische� Orientierung

im�Gesundheitswesen",�aktiv�mit.

Der�GVG-Ausschuss�„gesundheitsziele.de/Medizi-

nische�Orientierung�im�Gesundheitswesen",�tagte�

im�Berichtszeitraum�dreimal.�Unterarbeitsgruppen

erarbeiteten� Zielprojektionen� zu�den�Bereichen

„Brustkrebs“,�„Gesundheit� rund�um�die�Geburt“

und�„Gesundheit�am�Arbeitsplatz“,�die�noch�wei-

terentwickelt�werden�müssen.�Die�Ziele�„Tabak-

konsum�reduzieren“�und�„Alkoholkonsum�reduzie-

ren“� wurden� im� April� 2015� verabschiedet.� Die

BZÄK�ist�in�diesem�Ausschuss�durch�Dr.�Sebastian

Ziller�und�Dr.�Juliane�Gösling�vertreten.�

Nationaler Normenkontrollrat – Projekt „Mehr Zeit

für die Behandlung“ 

(Zahn-)Ärzte�berichten�zunehmend�über�unnö-

tige�Bürokratie�in�den�Praxen,�die�zu�Lasten�der

medizinischen�Versorgung�ihrer�Patienten�geht.

Dies� nahm� der� Nationale� Normenkontrollrat

(NKR)�gemeinsam�mit�der�Kassenärztlichen�Bun-

desvereinigung�(KBV),�der�Kassenzahnärztlichen

Bundesvereinigung�(KZBV),�der�Bundeszahnärz-

tekammer�(BZÄK)�und�dem�Bundesministerium

für�Gesundheit�(BMG)�zum�Anlass,�die�Ursachen

zu� analysieren.� In� dem� gemeinsamen� Projekt

„Mehr�Zeit�für�die�Behandlung�–�Vereinfachung

von�Verfahren�und�Prozessen�in�Arzt-�und�Zahn-

arztpraxen“�werden�sie�von�der�Geschäftsstelle

des�Gemeinsamen�Bundesausschusses�(G-BA),

dem�GKV-Spitzenverband�sowie�mehreren�(Lan-

des-)Zahnärztekammern,�kassenärztlichen�und

kassenzahnärztlichen�Vereinigungen�unterstützt.

Die� erforderlichen� Erhebungen�wurden� durch

das�Statistische�Bundesamt�durchgeführt.

In�einer�ersten�Projektphase�wurde�ein�Überblick

über�die�Gesamtbelastung�der�(Zahn-)Arztpra-

xen�durch�gesetzliche�und�untergesetzliche�In-

formationspflichten�auf�Bundesebene�geschaf-

fen�und�dabei�besonders�belastende�Bereiche

identifiziert.�In�einer�zweiten�Projektphase�sollen

auf� Basis� dieser� Messergebnisse� ausgewählte

Pflichten�einer�vertiefenden�Analyse�mit�dem�Fo-

kus�auf�Identifizierung�von�Vereinfachungsmög-

lichkeiten�unterzogen�werden.�

Hierzu�fand�im�Berichtszeitraum�die�Messung�der

Bürokratiegesamtlasten� durch� das� Statistische

Bundesamt�mittels�einer�Befragung�von�Zahnärz-

ten�statt.�Bundesweit�hatten�sich�über�500�Kolle-

gen� freiwillig� bereiterklärt.� Derzeit� wird� der�

Abschlussbericht�abgestimmt,�der�konkrete�Emp-

fehlungen� zum� Bürokratieabbau� enthalten� soll

und�voraussichtlich�bis�Ende�2015�erstellt�wird.
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Nationales Aktionsbündnis für Menschen mit Sel-

tenen Erkrankungen (NAMSE)

In�Deutschland�gibt�es� rund�vier�Millionen�Men-

schen,�die�an�einer�Seltenen�Erkrankung�leiden.

Das�Nationale�Aktionsbündnis�für�Menschen�mit

Seltenen�Erkrankungen�(NAMSE)�will�eine�bessere

Versorgung�für�diese�Patienten�bewirken.�NAMSE

vernetzt�Initiativen,�Forscher,�Ärzte�und�führt�Infor-

mationen�für�Mediziner�und�Patienten�zusammen.�

NAMSE� ist� ein� Zusammenschluss� zwischen� dem

Bundesministerium� für� Gesundheit� (BMG),� dem

Bundesministerium� für� Bildung� und� Forschung

(BMBF)�und�der�Allianz�Chronischer� Seltener� Er-

krankungen�(ACHSE�e.V.)�mit�25�Partnern�aus�dem

Gesundheitswesen.�

Die�BZÄK�engagiert�sich�zusammen�mit�Vertretern

von�DGZMK�und�KZBV�im�Bündnis.�Prof.�Dr.�Thomas

Hoffmann,�Dresden,�vertritt�die�drei�zahnmedizini-

schen�Organisationen�in�der�NAMSE-Steuerungs-

gruppe.

Im�August�2013�wurde�der�Nationale�Aktionsplan

für� Menschen� mit� Seltenen� Erkrankungen� mit�

52� Maßnahmenvorschlägen� vorgestellt.� Diese

wurden�von�den�Bündnispartnern�erarbeitet.�Ein

Schwerpunkt� ist� die� Bildung� von�national�aner-

kannten�Fachzentren.�Patienten�sollen�zielgerich-

teter� und� möglichst� wohnortnah� medizinische�

Leistungen�erhalten.�Dafür�müssen�Strukturen�ge-

schaffen�werden,� die�die� Zusammenarbeit� der

Spezialisten�und�den�Austausch�von�Fachwissen

national�und� international� fördern.� Zudem�wird

angestrebt,�Informationen�zu�Seltenen�Erkrankun-

gen�für�Betroffene�und�medizinisches�Fachperso-

nal�leichter�zugänglich�zu�machen�und�Strategien

umzusetzen,�die�eine�schnellere�Diagnosestellung

ermöglichen.�Darüber�hinaus� sind�Maßnahmen

geplant,�die�zur�Intensivierung�der�Forschungsak-

tivitäten�beitragen.

Die�BZÄK� ist�als�Mitglied� im�Nationalen�Aktions-

bündnis� bestrebt,� die� Aufklärung� über� diese�

Erkrankungen�voranzutreiben.�NAMSE�ist�in�vier�Ar-

beitsgruppen�mit�Themenschwerpunkten�unter-

teilt:�In�der�AG�1,�Informationstransfer,�Erfahrungs-

austausch�und�Öffentlichkeitsarbeit,�ist�die�BZÄK

durch�Dipl.-Des.�Jette�Krämer�vertreten.�

Special Olympics Deutschland e.V. 

Special�Olympics�Deutschland�e.V.�(SOD)�ist�die

deutsche� Organisation� der� weltweit� größten

Sportbewegung�für�Menschen�mit�geistiger�Behin-

derung.�Neben� sportlichen�Wettbewerben�um-

fasst� Special� Olympics� unter� anderem� das�

Gesundheitsprogramm�Healthy�Athletes®.�Sowohl

bei�regionalen�als�auch�bei�nationalen�Sportver-

anstaltungen�werden�den�Sportlern�im�Rahmen

des� zahnmedizinischen�Gesundheitsprogramms

Special�Smiles�auf�ehrenamtlicher�Basis�kostenlose

Kontrolluntersuchungen�sowie�Mundhygienean-

leitungen�angeboten.

Seit�2010�ist�die�BZÄK�offizieller�Kooperationspart-

ner�von�SOD/Special�Smiles.�Mit�der�Kooperations-

vereinbarung�bekennen�sich�BZÄK�und�SOD�zum

gemeinsamen� Ziel,� die� Mundgesundheit� von

Menschen�mit�geistiger�Behinderung�nachhaltig

zu�verbessern.

Unabhängige Patientenberatung Deutschland –

UPD gGmbH (UPD)

Die�Unabhängige�Patientenberatung�Deutschland

–�UPD�gGmbH�(UPD)�ist�ein�deutschlandweiter�Ver-

bund� an� Beratungsstellen� und� versteht� sich� als

Wegweiser�und�Lotse�durch�das�Gesundheitswe-

sen.�Die�UPD�ist�vom�GKV-Spitzenverband�beauf-

tragt,�Patientenberatung�als�Regelleistung�für�alle

Versicherten�anzubieten.
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Da�die�UPD�über�ein�zahnmedizinisches�Kompetenz-

zentrum�verfügt,�hat�die�BZÄK�früh�den�Kontakt�zu

den�Verantwortlichen�gesucht�und�bereits�im�2010

einen�Kooperationsvertrag�mit�der�UPD�geschlos-

sen.�2012�wurde�diese�bilaterale�Kooperation�um

die�Kassenzahnärztliche�Bundesvereinigung�(KZBV)

erweitert.�Die�drei�Institutionen�streben�an,�die�Erfas-

sung�der�Patientenberatung�auf�eine�vergleichbare

Grundlage�zu�stellen.�BZÄK�und�KZBV�haben�ein�ge-

meinsames�Projekt�zur�„Patientenorientierten�Weiter-

entwicklung�der�zahnärztlichen�Patientenberatung“

initiiert,�zudem�die�Broschüre�„Patienten�im�Mittel-

punkt�–�Die�Patientenberatung�der�Zahnärzteschaft

in�Deutschland“�herausgegeben.�Durch�die�zuneh-

mende�Bedeutung�der�UPD� ist�eine�Kooperation

auch�als�klare�Ausrichtung�der�zahnärztlichen�Pa-

tientenberatung�in�diesem�Umfeld�notwendig.

Ende�Juni�verschickten�BZÄK,�BÄK,�KBV�und�KZBV

eine�gemeinsame�Pressemitteilung,�in�der�die�sich

zu�diesem�Zeitpunkt�abzeichnende�Vergabe�der�Pa-

tientenberatung�an�einen�Callcenter-Betreiber�kriti-

siert�wurde.�Der�UPD�sollte�laut�Presseberichten�keine

neue�Beauftragung�für�die�Patientenberatung�be-

kommen.

Wirtschaftsrat Deutschland e.V.

Seit�2012�ist�die�Bundeszahnärztekammer�Mitglied

des�Wirtschaftsrats�Deutschland�e.V.�und�dort�u.�a.

in� der� Bundesfachkommission� Gesundheitswirt-

schaft,�der�(Unter-)Arbeitsgruppe�Pflege�sowie�der

Fachkommission�Europa�in�Brüssel�aktiv�vertreten.�

Die�Bundesfachkommission�Gesundheitswirtschaft

steht�unter�dem�Vorsitz�von�Dr.�Birgit�König,�Vorstand

Allianz�private�Krankenversicherung.�Sie�hat�sich�im

Berichtszeitraum�in�insgesamt�fünf�Sitzungen,�u.�a.

mit�den�Themen�Sicherstellung�einer�hochwertigen

medizinischen�Versorgung�für�alle�Bürger�bei�zuneh-

mender�Lebenserwartung�und�Ärztemangel,�Fra-

gen�einer�grundlegenden�Reform�auf�der�Finanzie-

rungs-�und�Leistungsseite�des�Gesundheitssystems,

der�Förderung�von�mehr�Eigenverantwortung� im

Gesundheitssektor,�der�Zukunftssicherung�der�priva-

ten�Krankenversicherung,�der�Förderung�der�Ver-

netzung�und�Konzentration�medizinischer�Leistun-

gen� sowie� der� Frage� zur� Überwindung� der

Sektorengrenzen�beschäftigt.�Hier�ist�die�Bundes-

zahnärztekammer�durch�ihren�Hauptgeschäftsfüh-

rer�RA�Florian�Lemor�vertreten.�

Mit�der�Arbeitsgruppe�Pflege�möchte�die�Bundes-

fachkommission�Gesundheitswirtschaft�dem� stei-

genden� Bedarf� an� Pflegekräften� durch� eine�

höhere�Attraktivität�des�Pflegeberufs,�die�unbüro-

kratische�Anerkennung�ausländischer�Qualifikatio-

nen�und�eine�Reform�der�Tätigkeitsprofile�von�Ärz-

ten�und�Pflegepersonal�entgegen�kommen.�Nach

20� Jahren� gesetzlicher� Pflegeversicherung� muss

nach� Ansicht� des� Wirtschaftsrats� dringend� eine

grundsätzliche�Reformdebatte�zur�Pflege�geführt

werden.�Dabei�soll�u.�a.�geklärt�werden,�wie�die

notwendigen�Pflegeleistungen�angesichts�einer�äl-

ter� werdenden� Gesellschaft� in� Zukunft� erbracht

werden�können,�wie�eine�hohe�Pflegequalität�und

der�Fachkräftebedarf�gesichert�werden�können�so-

wie�natürlich�auch,�wie�Pflege�in�Zukunft�finanziert

werden�kann.�Der�Wirtschaftsrat�möchte�konkrete

Vorschläge�entwickeln,�um�die�notwendigen�Ver-

änderungen�in�der�Pflege�voranzutreiben.�Vertreter

der�BZÄK�in�dieser�Arbeitsgruppe�ist�Dr.�Sebastian�Zil-

ler,� der� konkrete� Lösungsansätze� der� Zahnärzte-

schaft�einbringt.

Zudem�ist�der�Wirtschaftsrat�auf�Brüsseler�Ebene

aktiv,�wo�er�mit�einer�eigenen�Auslandsgruppe,�in

der�die�BZÄK�durch�den�Leiter�ihres�Brüsseler�Büros,

Dr.�Alfred�Büttner,�vertreten�ist,�regelmäßig�politi-

sche�Spitzengespräche�mit�Mitgliedern�des�Euro-

päischen�Parlaments,�der�Europäischen�Kommis-

sion�oder�der�Ständigen�Vertretung�Deutschlands

bei�der�EU�durchführt.�
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Politische Arbeitsschwerpunkte im Bund und in

Europa

Die�anstehenden�politischen�Veränderungen�im

Gesundheitswesen� auf� nationaler� wie� zuneh-

mend�auch�europäischer�Ebene�stellen�die�Bun-

deszahnärztekammer�vor�neue�Herausforderun-

gen,�die�ein�immer�stärkeres�vernetztes�Agieren�im

politischen�Raum�auf�beiden�Ebenen�erfordern.

Ihre�Kernforderungen�an�die�Bundespolitik�hatte

die� BZÄK� bereits� in� ihrem� „Gesundheitspoliti-

schen�Programm�2013:�Perspektive�Zahnmedi-

zin“�formuliert.�Diese�Forderungen�gilt�es�in�Zeiten

zunehmender�Zentralisierung�innerhalb�der�Ge-

sundheitspolitik�im�Auge�zu�behalten,�um�die�für

die�Zahnmedizin�erforderliche�Unabhängigkeit

im�Praxisalltag�zu�erhalten�und�unnötige�Verwal-

tungslasten�abzubauen.�

Die� BZÄK� betrachtet� es� als� ihre� Aufgabe,� für�

die�Anerkennung�der�zahlreichen�und�vorbild-

haften,�gesellschaftlich�bedeutenden�Tätigkei-

ten�der�Zahnärzte�zu�streiten:�Sei�es� im�Bereich

der�Alters-�und�Behindertenzahnheilkunde,�dem

Konzept� zur� Bekämpfung� der� Frühkindlichen�

Karies�(ECC)�oder�in�den�Bereichen�Qualitätssi-

cherung�und�Prävention.�

Einen�Teil�der�politischen�Arbeit�nahm�auch�die�kri-

tische�Begleitung�der�Evaluierung�der�Gebühren-

ordnung�für�Zahnärzte�(GOZ)�durch�das�Bundes-

gesundheitsministerium�(BMG)�ein.�Hier�hatte�sich

der�Gesetzgeber�eine�Eigenverpflichtung�aufer-

legt,�wonach�er�die�finanziellen�Auswirkungen�der

GOZ�nachkontrollieren�und�gegebenenfalls�nach-

steuern�soll.�Auch�der�geplante�Gesetzentwurf�zur

Bekämpfung�von�Korruption�im�Gesundheitswe-

sen�bildete�einen�Schwerpunkt�der�politischen�Ak-

tivitäten�der�Bundeszahnärztekammer.

In�regelmäßigen�Gesprächen�mit�Abgeordneten

des�Deutschen�Bundestags�sowie�Vertretern�von

Ministerien,�vor�allem�des�BMG,�aber�auch�des

Bundeswirtschaftsministeriums� (BMWi),� wurden

die�Forderungen�des�Berufsstands�vorgetragen.

Zudem�hat�die�BZÄK�zum�direkten�Gedanken-

austausch� mit� Abgeordneten� des� Deutschen

Bundestags� ein� „Gesundheitspolitisches� Früh-

stück“� etabliert.� Jeweils� ein� aktuelles� Thema�

fungiert� als� Aufhänger� und� steht� unter� der

Schirmherrschaft�eines�Mitglieds�des�Deutschen

Bundestags,�das�für�dieses�Thema�verantwortlich

ist.�Als�Themenschwerpunkte�mit�zum�Teil�überra-

gender�Präsenz�von�Vertretern�des�Deutschen

Bundestags� wurden� die� Themen� Prävention,

Qualitätssicherung,�Korruption�im�Gesundheits-

wesen�sowie�Transparenzinitiative�gesetzt.�

Ein�zusätzlicher�Fokus�lag�im�Berichtszeitraum�auf

dem�weiteren�Aufbau�der�notwendigen�Struktu-

ren� für� die� Arbeit� der� BZÄK� im�Gemeinsamen

Bundesausschuss�(G-BA)�und�zur�Begleitung�des

sog.�„Qualitätsinstituts“�(IQTiG).�Hier�hat�die�BZÄK

früh�den�Kontakt�zu�den�führenden�Persönlich-

keiten�hergestellt�und�zusammen�mit�der�KZBV

einen� Workshop� zur� gemeinsamen� Agenda

Qualitätsförderung�durchgeführt,�an�dem�alle

Institutionen�des�Gesundheitswesens�durch�ihre

Spitzen� vertreten� waren,� ebenso� wie� die� ge-

sundheitspolitischen�Sprecher�aller�im�Bundestag

vertreten�Parteien.

Die�Europapolitik�nimmt�einen�immer�umfangrei-

cheren�Platz� in�der�politischen�Arbeit�der�Bun-

deszahnärztekammer�ein.�Dabei�ist�festzustellen,

dass� es� immer� schwieriger�wird,� zwischen� rein

nationalen�bzw.�europäischen�Themen�und�Zu-

ständigkeiten� zu� unterscheiden,� da� politische

Entwicklungen� zunehmend� zwischen� beiden

Ebenen� bzw.� aufeinander� aufbauend� voran-

schreiten.�Ein�Beispiel�hierfür�ist�der�sog.�Transpa-

renzprozess�aus�der�Berufsanerkennungsrichtli-

nie.�Hier�ging�es�ursprünglich�um�die�Schaffung

europaweit�einheitlicher�Ausbildungs-�und�Aner-

kennungsstandards�klassischer� reglementierter

Berufe� wie� etwa� Zahnärzten� und� Ärzten.� Nun

greift� ein� Prozess� zwischen� der� Europäischen

Kommission�und�den�EU-Mitgliedstaaten,�in�dem

die�EU�u.�a.�versucht,�auch�das�Berufsbild�der

Dentalhygienikerin�europaweit�zu�definieren�und

annähernd�gleiche�Zuständigkeitsbeschreibun-
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gen�zu�entwickeln,�obwohl�dieser�Beruf�in�fast�al-

len� EU-Mitgliedstaaten� zum� Teil� völlig� unter-

schiedlich�geregelt�ist.�

Auf�die�Bundesregierung�wird�auch�im�Rahmen

des�sog.�„Europäischen�Semesters“�und�den�dort

jährlich�zu�verabschiedenden�länderspezifischen

Empfehlungen�durch�die�EU�Druck�ausgeübt:�Die

Bundesrepublik�Deutschland�soll�dazu�gebracht

werden,�ihre�bestehenden�Regelungen�bei�aus-

gewählten�Freien�Berufen�wie�Rechtsanwälten,

Architekten,� Ingenieuren,� Steuerberatern� und

Tierärzten�in�den�Bereich�Fremdkapitalzugang,

Fremdbesitz�und�bei�Gebührenordnungen�zu�li-

beralisieren.�Sollte�die�Bundesregierung�diesem

Druck�nachgeben,�so�verstößt�sie�damit�aus�der

Sicht�der�Bundeszahnärztekammer�nicht�nur�ge-

gen� ihre� Zielsetzungen�aus�dem�Koalitionsver-

trag,� in� dem� sie� versprochen� hat,� sich� für� die

Freien�Berufe�auf�europäischer�Ebene�und�ge-

rade� im� sog.� Transparenzprozess� stark� zu�ma-

chen.�Vielmehr�muss�damit�gerechnet�werden,

dass� solche�Liberalisierungen�auch�Auswirkun-

gen�auf�andere�Freie�Berufe�und�Heilberufe�ha-

ben�werden.

Ein� weiterer� Schwerpunkt� der� Aktivitäten� der

Bundeszahnärztekammer�in�Europa�lag�erneut

beim�Thema�Freiberuflichkeit.�Die�europäischen

Institutionen�haben�sich�im�Rahmen�verschiede-

ner�Dossiers�abermals�mit�der�Frage�der�Zukunfts-

fähigkeit�der�Freiberuflichkeit�und�ihrer�Selbstver-

waltungsstrukturen� beschäftigt.� Durch� ihren

Hauptgeschäftsführer�als�stellvertretendes�Mit-

glied�des�Europäischen�Wirtschafts-�und�Sozial-

ausschusses�(EWSA)�hat�sich�die�BZÄK�frühzeitig

und�aktiv� in�diese�Diskussionen�einbringen�kön-

nen.�Neben�dem�EWSA�haben� sich�nun�auch

das�Europäische�Parlament�und�die�Europäische

Kommission�in�einer�eigens�dafür�eingerichteten

Arbeitsgruppe�mit�dieser�Thematik�und�konkret

der�von�Bundeszahnärztekammer�und�Council

of�European�Dentists�(CED)�gemeinsam�erarbei-

teten�sog.�Europäischen�Charta�der�Freien�Be-

rufe�beschäftigt.

Aufgabe�der�BZÄK�muss�es�neben�der�ständigen

und�nachhaltigen�politischen�Arbeit�mit�den�eu-

ropäischen� Institutionen�sein,� ihre�Strukturen� in

Berlin� und� in� Brüssel� grundsätzlich�aufzustellen

bzw.�zu�stärken,�so�dass�diesen�neuen�Anforde-

rungen�an�eine�vernetzte�nationale�und�euro-

päische� Politik� Rechnung� getragen� werden

kann.�Es�muss�deutlich�werden,�dass�Interessen-

vertretung� in�der�heutigen�Zeit�nicht�mehr�nur

auf�einer�Ebene�und�isoliert�erfolgreich�organ-

siert�werden�kann,�sondern�dass�die�Zusammen-

schau�nationaler,�europäischer�und�auch�inter-

nationaler�Aspekte�und�Entwicklungen�für�den

Erfolg�der�Arbeit�unablässig�ist.

Wichtige�politische�Akzente�konnte�die�Bundes-

zahnärztekammer�auch�mit�ihrem�Hauptstadtfo-

rum�setzen.�

Zusammenarbeit mit Verbänden und Gremien
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Hauptstadtforum Gesundheit

Hintergrundgespräche zu gesundheitspoliti-

schen Perspektiven und Herausforderungen

Die�Bundeszahnärztekammer�führt�seit�2010�das

„Hauptstadtforum�Gesundheit� –� eine� gesund-

heits-�und�sozialpolitische�Initiative�der�Bundes-

zahnärztekammer“�in�Berlin�durch.�Intention�die-

ses�Forums�ist�es,�mit�Politikern�aller�im�Bundestag

vertretenen�Parteien,�Vertretern�der�Ministerien,

Wissenschaftlern�und�anderen�Teilnehmern�des

Gesundheitssektors�zu�gesellschaftlich�relevan-

ten�Themen�mit�Fokus�auf�dem�Sozial-�und�Ge-

sundheitsbereich�ins�Gespräch�zu�kommen.�Da-

bei� sind� namhafte� Referenten� thematische

Impulsgeber.�Denn�für�Mitwirkende�am�Gesund-

heitssystem�ist�nicht�nur�die�Kompetenz�in�den�ei-

genen�Kernbereichen�nötig,�systemisches�Den-

ken�und�Handeln�ist�auch�jenseits�der�eigenen

Interessen�erforderlich.

Vorrangiges� Ziel� des� Hauptstadtforums� ist� die

Netzwerkbildung�mit�Entscheidungsträgern�aus

allen�Bereichen�der�deutschen�aber�auch�euro-

päischen�Gesundheits-�und�Sozialpolitik.

Im�Berichtszeitraum�fanden�drei�Veranstaltungen

des�Hauptstadtforums�Gesundheit�statt:�

01.�Juli�2014

„Choosing� Wisely� –� (Zahn)Ärzte� übernehmen�

Verantwortung�für�ein�zukunftssicheres�Gesund-

heitswesen“

Dipl.-Pol.�Sophia�Schlette,�MPH,�Unternehmensbe-

raterin,�Berlin

11.�November�2014

„Qualitätsmessung�–�Qualitätsberichte:�Chancen

und� Perspektiven� für� eine� zukunftsorientierte�

Versorgung“

Dr.�Christof�Veit,�Leiter�des�Instituts�für�Qualitätssi-

cherung�und�Transparenz�im�Gesundheitswesen

(IQTiG),�Berlin

24.�März�2015

„Korruption�im�Gesundheitswesen�–�eine�Geset-

zesinitiative�und�ihre�potentiellen�Folgen“

Andrea�Mangold,�Fachanwältin�für�Medizinrecht,

München



V.l.n.r.: iADH-Kongresspräsident Prof. Dr. Andreas G. Schulte, Prof. Dr. Thomas
Weischer, EFOSS, Dr. Imke Kaschke MPH, Manager Healthy Athletes, SOD,
BZÄK-Vizepräsident Prof. Dr. Dietmar Oesterreich, Dr. Dr. Wolfgang Jakobs,
Vorsitzender des BDO, und iADH-Präsident Prof. Dr. Dimitris Emmanouil anläss-
lich der Pressekonferenz zur 22. iADH-Weltkonferenz in Berlin am 01.10.14

Impressionen politischer Begegnungen und Gespräche

Bundeszahnärztekammer|Jahresbericht 14/15

148

V.l.n.r.: Der Präsident der BZÄK, Dr. Peter Engel, der
Vorsitzende des Vorstands der KZBV, Dr. Wolfgang
Eßer, Hubert Hüppe (CDU), MdB, und Dr. Roy Kühne
(CDU), MdB, auf dem Neujahrsempfang von BZÄK
und KZBV in Berlin am 26.01.15

V.l.n.r.: BZÄK-Vizepräsident Prof. Dr. Christoph Benz, 
Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe, 
BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel und BZÄK-Vizepräsident 
Prof. Dr. Dietmar Oesterreich bei der BZÄK-Bundesver-
sammlung am 07.11.14 in Frankfurt am Main

Edgar Franke (SPD), MdB, Vorsitzender des 
Ausschusses für Gesundheit, zusammen mit 
dem Präsidenten der BZÄK, Dr. Peter Engel, 
beim Neujahrsempfang von BZÄK und KZBV
in Berlin am 26.01.15

Der Vizepräsident der BZÄK, 
Prof. Dr. Christoph Benz, mit Dr. Katja
Leikert (CDU), MdB, auf dem 
Neujahrsempfang von BZÄK und KZBV
in Berlin am 26.01.15

V.l.n.r.: Der Stellv. Vorsitzende des Vorstands der KZBV, Dr. Jürgen Fedderwitz,
BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel, Dr. Christof Veit, Leiter des IQTiG, Dr. Wolfgang
Eßer, Vorsitzender des Vorstands der KZBV, und Dr. Günther E. Buchholz, Stellv.
Vorsitzender des Vorstandes der KZBV, auf dem Frühjahrsfest von BZÄK und
KZBV in der britischen Botschaft in Berlin am 05.05.15

Die SPD-Bundestagsabgeordneten 
Dirk Heidenblut und Hilde Mattheis mit
dem BZÄK-Präsidenten Dr. Peter Engel
während des Neujahrsempfangs von
BZÄK und KZBV am 26.01.15 in Berlin

Jens Spahn (CDU), MdB, mit dem BZÄK-
Hauptgeschäftsführer RA Florian Lemor 
während des Neujahrsempfangs von BZÄK
und KZBV in der Deutschen Parlamentarischen
Gesellschaft in Berlin am 26.01.15

Die BZÄK-Vizepräsidenten Prof Dr. 
Dietmar Oesterreich und Prof. Dr. 
Christoph Benz mit Karin Maag (CDU),
MdB, auf dem Neujahrsempfang von 
BZÄK und KZBV in Berlin am 26.01.15
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V.l.n.r.: Die BZÄK-Vizepräsidenten Prof Dr. Dietmar Oesterreich
und Prof. Dr. Christoph Benz mit BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel
und Heiko Schmelzle (CDU), MdB, während des 
Neujahrsempfangs von BZÄK und KZBV am 26.01.15 in Berlin 

V.l.n.r.: Dr. Jürgen Fedderwitz, Stellv. Vorsitzender des Vorstands der KZBV, Dr. Wolfgang Eßer, 
Vorsitzender des Vorstands der KZBV, S.E. Per Poulsen-Hansen, Botschafter des Königreichs 
Dänemark, Dr. Freddie Sloth-Lisbjerg, Präsident der dänischen Zahnärztekammer, und 
Dr. Peter Engel, Präsident der BZÄK, auf dem Workshop zur zahnmedizinischen Versorgung 
im europäischen Vergleich am 25.02.15 in der Königlich Dänischen Botschaft in Berlin

V.l.n.r.: Birgit Wöllert (Die Linke), MdB, Dr. Harald Terpe
(Bündnis 90/Die Grünen), MdB, und Dr. Peter Engel,
Präsident der BZÄK, während des Neujahrsempfangs
von BZÄK und KZBV am 26.01.15 in Berlin 

BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel mit 
BFB-Präsident Dr. Horst Vinken und BZÄK-
Hauptgeschäftsführer RA Florian Lemor
während des Neujahrsempfangs von
BZÄK und KZBV am 26.01.15 in Berlin

V.l.n.r.: Dr. Elisabeth Pott, Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, 
Manuel Izdebski, Deutsche AIDS-Hilfe, Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe, 
Dr. Ulrich Heide, Deutsche Aids-Stiftung, Dr. Martina Wenker, Bundesärztekammer, 
und BZÄK-Vizepräsident Prof. Dr. Dietmar Oesterreich auf dem Pressetermin im 
BMG anlässlich des Welt-Aids-Tags am 01.12.14 in Berlin

V.l.n.r.: Dr. Jürgen Fedderwitz, KZBV, Dr. Peter Engel, BZÄK, 
Dr. Günther E. Buchholz, KZBV, Annette Widmann-Mauz
(CDU), MdB, Parlamentarische Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Gesundheit, und Dr. Wolfgang Eßer, KZBV

V.r.n.l.: Prof. Dr. Christoph Benz, Vizepräsident der
BZÄK, mit Jan-Philipp Schmidt, Erster Vorsitzender 
des BdZA, und Dr. Markus Heibach, Geschäftsführer
des VDDI, am 12.03.15 auf der IDS in Köln
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Der Vorstand der Bundeszahnärztekammer (BZÄK)

besteht aus den Präsidenten der 17 (Landes-)

Zahnärztekammern, dem gewählten Präsidenten

der BZÄK und den beiden Vizepräsidenten – so-

weit diese nicht bereits als Präsident einer (Lan-

des-)Zahnärztekammer Vorstandsmitglied sind. 

Der Vorstand ist ehrenamtlich tätig. Soweit nicht

die Bundesversammlung zuständig ist, beschließt

er unter Beachtung der Beschlüsse der Bundesver-

sammlung und entsprechend der Satzung in 

allen Angelegenheiten des Verbands.

Der Präsident und die beiden Vizepräsidenten

bilden den geschäftsführenden Vorstand. Er wird

von der Bundesversammlung auf vier Jahre ge-

wählt, ist ehrenamtlich tätig und nimmt im Rah-

men der Beschlüsse des Vorstands und der Bun-

desversammlung folgende Aufgaben wahr:

— Gesundheits- und standespolitische Vertre-

tung der BZÄK nach innen und außen

— Erledigung der laufenden Geschäfte

— Leitung der Verwaltung

Vorstand der Bundeszahnärztekammer

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich
Vizepräsident der Bundeszahnärztekammer
und Präsident der Zahnärztekammer 
Mecklenburg-Vorpommern

Prof. Dr. Christoph Benz
Vizepräsident der Bundeszahnärztekammer 

Dr. Peter Engel
Präsident der Bundeszahnärztekammer

Dr. Wolfgang Schmiedel
Präsident der 
Zahnärztekammer Berlin

Dipl.-Stom. Jürgen Herbert
Präsident der 
Landeszahnärztekammer 
Brandenburg

Dr. Udo Lenke
Präsident der 
Landeszahnärztekammer 
Baden-Württemberg

Mitglieder des Vorstands

Christian Berger
Präsident der Bayerischen 
Landeszahnärztekammer 
seit 12/2014
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Konstantin von Laffert
Präsident der Zahnärztekammer 
Hamburg seit 01/2015

Dr. Michael Frank
Präsident der Landeszahnärztekammer 
Hessen

Dr. Wolfgang Menke
Präsident der Zahnärztekammer 
Bremen

Dr. Johannes Szafraniak
Präsident der Zahnärztekammer 
Nordrhein

San.-Rat Dr. Michael Rumpf
Präsident der Landeszahnärztekammer 
Rheinland-Pfalz

Dr. Michael Sereny
Präsident der Zahnärztekammer 
Niedersachsen bis 27.06.15*

Dr. Mathias Wunsch
Präsident der Landeszahnärztekammer
Sachsen

Dr. Frank Dreihaupt
Präsident der Zahnärztekammer 
Sachsen-Anhalt

San.-Rat Dr. Hans Joachim Lellig
Vizepräsident der Ärztekammer des
Saarlandes und Vorsitzender der 
Abteilung Zahnärzte

Dr. Andreas Wagner
Präsident der Landeszahnärztekammer 
Thüringen

Dr. Klaus Bartling
Präsident der Zahnärztekammer 
Westfalen-Lippe

Dr. Michael Brandt
Präsident der Zahnärztekammer 
Schleswig-Holstein

  
  

 

*neuer Präsident seit 27.06.15 ist D.M.D./Univ. of Florida Henner Bunke
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Kompetenz- und Organisationsplan

Ausschüsse/Arbeitsbereiche
Referent/
Vorstand

Ausschuss 
Vorsitzender

Mitglieder/
zahnärztliche Vertreter Verwaltung

Präsident Dr. Peter Engel 

Gesundheits- und Sozialpolitik Dr. P. Engel F. Lemor

Hauptstadtforum Gesundheit Dr. P. Engel F. Lemor

Beteiligungen/Kooperationen F. Lemor

Freie Berufe
Dr. P. Engel 
Prof. Dr. D. Oesterreich
Prof. Dr. C. Benz

F. Lemor

BZÄK/KZBV/DGZMK
Dr. P. Engel 
Prof. Dr. D. Oesterreich
Prof. Dr. C. Benz

F. Lemor

BZÄK/KZBV/DGZMK/VHZMK
Dr. P. Engel 
Prof. Dr. D. Oesterreich
Prof. Dr. C. Benz

F. Lemor

BZÄK/KZBV
Dr. P. Engel 
Prof. Dr. D. Oesterreich
Prof. Dr. C. Benz

F. Lemor

IDZ Dr. P. Engel (altern.) Dr. P. Engel (altern.)
Dr. P. Engel 
Prof. Dr. D. Oesterreich
Prof. Dr. C. Benz

PD Dr. A. R. Jordan

ZZQ Dr. P. Engel Dr. R. Chenot

zm Dr. P. Engel Dr. U. Richter

Akademie für freiberufliche  Selbstver-
waltung und Praxismanagement

Dr. P. Engel Dr. S. Ziller 

Partner der Heilberufe (Industrie/
Handel)

Dr. P. Engel F. Lemor

GOZ und Gebührenrecht
R. Krouský
E. Makuth

Ausschuss Gebührenrecht Dr. W. Menke Dr. W. Menke
J. Rieckesmann
Dr. J. Wilz
Dr. M. Striebe

R. Krouský
E. Makuth

Ausschuss GOZ-Analyse San.-Rat Dr. H. J. Lellig San.-Rat Dr. H. J. Lellig
R. Krouský
Int. Dipl.-Betriebsw. (FH) K. Fuchs
Dipl.-Soz.Wiss A. Kunzler

Ausschuss Statistik San.-Rat Dr. H. J. Lellig San.-Rat Dr. H. J. Lellig Dr. K. Bartling
R. Krouský
Int. Dipl.-Betriebsw. (FH) K. Fuchs
Dipl.-Soz.Wiss A. Kunzler

Internationale Zusammenarbeit

Ausschuss Internationales Dr. P. Engel
Dr. M. Frank
Dr. M. Sereny
Prof. Dr. W. Sprekels

F. Lemor
M. van Driel

Ausschuss Europa Dr. M. Frank Dr. M. Frank

Dr. M. Frank
Dr. W. Schmiedel
M. Schwarz
Dr. M. Sereny

Dr. P. Engel 
F. Lemor
Dr. A. Büttner

FDI Dr. P. Engel M. van Driel

ERO Dr. M. Frank M. van Driel

CED Dr. P. Engel Dr. A. Büttner
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Ausschüsse/Arbeitsbereiche
Referent/
Vorstand

Ausschuss 
Vorsitzender

Mitglieder/
zahnärztliche Vertreter Verwaltung

CECDO Dr. P. Engel
Dr. S. Ziller
Dr. A. Büttner

EWSA Dr. P. Engel F. Lemor

Task Force Transparenzinitiative Dr. P. Engel Dr. P. Engel
F. Lemor
E. Makuth 

Dr. A. Büttner
Angelegenheiten BV/Dt. 
Zahnärztetag 

Dr. P. Engel F. Lemor

Vizepräsident Prof. Dr. Dietmar Oesterreich

Prävention

Ausschuss Präventive 
Zahnheilkunde

Prof. Dr. D. Oesterreich Prof. Dr. D. Oesterreich

Prof. Dr. C. Benz
Dr. M. Brandt
San.-Rat Dr. M. Rumpf
Dr. A. Wagner

Dr. S. Ziller

Ausschuss Zahnärztliche 
Betreuung von Menschen mit 
Behinderung

Dr. A. Wagner Dr. A. Wagner
Dr. G. Elsäßer
Dr. W. Schmiedel
Dr. R. Siepe

Dr. S. Ziller

Ausschuss Alterszahnheilkunde San.-Rat Dr. M. Rumpf San.-Rat Dr. M. Rumpf
Dr. C. Haffner
Dr. A. Köster-Schmidt
Dr. E. Ludwig

Dr. S. Ziller

DAJ Prof. Dr. D. Oesterreich Dr. S. Ziller

Zahnärztliche Berufsausübung

Berufsrecht San.-Rat Dr. M. Rumpf R. Krouský

Ausschuss Beruf, Familie und
Praxismanagement

Dr. K. Bartling S. Steding
Dr. A. Löw
Dr. R. Lüllwitz-Hoch
M. Nickoll

Dr. S. Ziller

Ausschuss Röntgenstelle Dr. M. Wunsch Dr. M. Wunsch

Dr. D. Buss
Dr. M. Rottner
Dr. D. Seiz
Dr. K. Voss

Dr. J. Nagaba

Ausschuss Praxisführung Dr. M. Wunsch Dr. M. Wunsch

Dr. D. Buss
Dr. N. Struß
Dr. J. Szafraniak
K. von Laffert

Dr. J. Nagaba

Gemeinsamer Ausschuss
Arzneimittelkommission (AKZ)
(BZÄK/KZBV)

Dr. W. Menke Dr. H. Pfeffer
Dr. W. Menke
Dr. H. Pfeffer

Dr. J. Nagaba

Ausschuss Aus- und Fortbildung
Zahnmedizinische
Fachangestellte ZMF und ZMP

Dr. M. Sereny Dr. M. Sereny

H. Beier
Dr. T. Einfeldt
Dr. F. Förster
Dr. P. Maier

Dr. S. Ziller

Ausschuss Aus- und Fortbildung
Zahnmedizinische
Fachangestellte ZMV und DH

Dr. M. Sereny Dr. M. Sereny

Dr. M. Brecht-Hemeyer
Dr. K. Erler
Dr. D. Friedrich
Dr. B. Stoll

Dr. S. Ziller

Ausschuss Hygiene in der 
Zahnmedizin

Dr. M. Wunsch Dr. M. Wunsch

Dr. A. Dehler
Dr. M. Rottner
R. Schwan
Dr. K. Voss

Dr. J. Nagaba

Ausschuss Dentalinstrumente
(AKDI)

Dr. M. Wunsch Dr. M. Wunsch

Dr. D. Buss
Dr. W. Kullmann
Dr. M. Rottner
Dr. K. Voss

Dr. J. Nagaba

Nationale und Internationale
Normungsausschüsse

Dr. M. Wunsch (altern.) Dr. M. Wunsch Dr. J. Nagaba

Förderung des beruflichen
Nachwuchses (BdZM/BdZA)

Prof. Dr. D. Oesterreich Dr. J. Gösling
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Kompetenz- und Organisationsplan

Ausschüsse/Arbeitsbereiche
Referent/
Vorstand

Ausschuss 
Vorsitzender

Mitglieder/
zahnärztliche Vertreter Verwaltung

Wissenschaft und Forschung in der 
Zahnmedizin

Wissenschaftlicher Beirat der BZÄK Prof. Dr. D. Oesterreich Dr. S. Ziller

Versorgungsforschung Prof. Dr. D. Oesterreich Dr. S. Ziller

Weiterentwicklung einer 
präventionsorientierten Zahn-, Mund-
und Kieferheilkunde

Prof. Dr. D. Oesterreich R. Krouský

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit
im Gesundheitswesen (IQWiG)

Prof. Dr. D. Oesterreich
Dr. R. Chenot
Ass.jur. S. Tschoepe

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Koordinierungskonferenz 
Öffentlichkeitsbeauftragte

Prof. Dr. D. Oesterreich Dipl.-Des. J. Krämer

Initiative proDente Prof. Dr. D. Oesterreich Dipl.-Des. J. Krämer

Internet Prof. Dr. D. Oesterreich Dipl.-Des. J. Krämer

Soziale Aufgaben/Hilfsorganisationen Dr. W. Schmiedel Dipl.-Des. J. Krämer

Telematik/eHealth

Ausschuss Telematik Dipl.-Stom. J. Herbert Dipl.-Stom. J. Herbert
Dr. K. Görgens
San.-Rat Dr. M. Rumpf

Dipl.-Math. J. Gottsmann
Ass.jur. S. Tschoepe

Patienteninformation/Patientenberatung Ass.jur. S. Tschoepe

Unabhängige Patientenberatung (UPD) Prof. Dr. D. Oesterreich Ass. jur. S. Tschoepe

Vizepräsident Prof. Dr. Christoph Benz

Haushalt/Finanzen/Personal/innere Verwaltung/Prüfstelle

Rechnungsprüfungsausschuss Prof. Dr. C. Benz Dr. P. Minderjahn

Dr. K. Befelein
Dipl.-Stom. I. Beierlein
Dr. M. Ebeling
Dr. M. Förster
Dipl.-Stom. A. Wegener

Dipl.-Betriebswirt K. Kelm

Finanzausschuss Prof. Dr. C. Benz Dr. M. Förster

Dr. E. Hemberger
Dr. W. Klenner
Dr. G. Merkel
Dr. P. Minderjahn
Dr. U. Wingenfeld

Dipl.-Betriebswirt K. Kelm

Qualitätsförderung/QM/QS

Gemeinsamer Bundesausschuss (G-BA) Prof. Dr. C. Benz Ass. jur. S. Tschoepe

Unterausschuss G-BA Prof. Dr. C. Benz

Dr. M. Frank
Dr. U. Lenke
Dr. J. Szafraniak
Dr. M. Wunsch

Ass. jur. S. Tschoepe

Ausschuss Qualität in der Zahnmedizin Dr. M. Frank Dr. M. Frank
Dr. U. Lenke
Dr. W.  Menke
Dr. J. Szafraniak

Dr. R. Chenot
Ass. jur. S. Tschoepe

Task Force Qualität Dr. M. Frank Prof. Dr. C. Benz Dr. R. Chenot  

Ausschuss gemeinsamer Beirat Fortbil-
dung (BZÄK/DGZMK/KZBV)

Prof. Dr. C. Benz Prof. Dr. C. Benz

Dr. M. Brandt
Dr. M. Frank
Dr. U. Lenke
Dr. W. Schmiedel

Dr. S. Ziller

Weiterbildungsausschuss Oralchirurgie Dr. M. Frank Dr. M. Frank
C. Berger
Dr. W.  Menke

Dr. J. Nagaba

Weiterbildungsausschuss 
Kieferorthopädie

Dr. W. Schmiedel Dr. W. Schmiedel
Dr. C. Durlak
S. Steding

Dr. J. Nagaba

Leitlinienentwicklung Dr. M. Frank Dr. R. Chenot

Modellprojekt "Jeder Zahn zählt!" Prof. Dr. C. Benz Ass. jur. S. Tschoepe
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Ausschüsse/Arbeitsbereiche
Referent/
Vorstand

Ausschuss 
Vorsitzender

Mitglieder/
zahnärztliche Vertreter Verwaltung

Rechtswesen/Berufsrecht

Recht allgemein Prof. Dr. C. Benz
R. Krouský 
E. Makuth

Satzungsausschuss Dr. M. Frank Dr. M. Frank

Dr. T. Breyer
Dr. J. Hüttmann
Prof. Dr. W. Sprekels
Dr. T. Tomppert

R. Krouský

Ausschuss Zahnärztliche 
Berufsanerkennung

Dr. Dreihaupt Dr. Dreihaupt

Dr. M. Lösser
Dr. D. Nolte
San.-Rat Dr. M. Rumpf
Dr. U. Wingenfeld

E. Makuth

Patientenrechte/Gutachter/
Schlichtung

Prof. Dr. C. Benz Prof. Dr. C. Benz E. Makuth

Ausschuss Berufsbild des 
Zahnarztes

Dr. P. Engel

Dipl.-Stom. J. Herbert 
Dr. U. Lenke
Dr. M. Sereny
P. Ihle

F. Lemor
R. Krouský

Zahnärztliche  Ausbildung
VHZMK

Approbationsordnung Dr. M. Frank R. Krouský

Nationaler kompetenzbasierter
Lernzielkatalog Zahnmedizin
(NKLZ)

Prof. Dr. C. Benz
Dr. K. Bartling
Dr. W. Schmiedel

Dr. J. Nagaba

Versorgungswerke Dipl.-Stom. J. Herbert Dipl.-Betriebsw. K. Kelm

Zahntechniker Dr. M. Brandt R. Krouský

Versicherungen

Versicherungsstelle für Zahnärzte Dipl.-Stom. J. Herbert Dipl.-Betriebsw. K. Kelm

Gruppenversicherungskommission
(DKV)

Dipl.-Stom. J. Herbert Dipl.-Stom. J. Herbert
Dr. W. Menke
Dr. J. Szafraniak

F. Lemor 
Dipl.-Betriebsw. K. Kelm

Bundeswehr K. von Laffert F. Lemor 

Nationaler Normenkontrollrat Prof. Dr. C. Benz Ass. jur. S. Tschoepe
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